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Vors i tz e n d e : Präsident Dr. h. c. Dipl. -Ing. 
Figl, Zweiter Präsident Olah, Dritter Präsident 
Dr. Gorbach. 

Präsident: Die Sitzung ist eröffne t. 
Das Amtliche Protok oll  der 50. Sitzung 

vom 5. Dezember 1960 ist in der Kanzlei 
aufgelegen, unbeanständet geblieben und gilt 
daher als g e n e hmigt. 

Kra n k  gemeldet �aben sich die Abge­
ordneten E ibegger, Schneeberger, Doktor 
Grünsteidl und Dr. Reisetbauer. 

E nt s c h u l di g t  sind die Abgeordneten Haun­
schmidt, Lins und Dr. Dipl.-Ing. Ludwig 
Weiß. 

Die eingelangten Anträge  weise  ich WIe 
folgt z u :  

Antrag 1 14/A der Abgeordneten Prinke, 
Dr. Bechinie und Genossen, betreffend Ab­
änderung des Einkommensteuergesetzes 1953 
(Einkommensteuernovelle 1960), und 

Antrag 1 15/A der Abgeordneten Prinke, 
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eine Änderung des Einkommensteuergesetzes 
1953 zur stärkeren Erfassung des Wertzu­
wachses bei Grundstückveräußerungen 
dem Finanz- und Budgetausschuß. 

Wird gegen diese Zuweisungen ein Einwand 
erhoben 1 - Dies ist nicht der Fall. 
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1. Punkt : Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft, betreffend den Bericht 
der Bundesregierung gemäß § 9 Abs. 2 des 
Landwirtschaftsgesetzes (305 der Beilagen) 

2. Punkt : Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (300 
der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz, betreffend die Bedeckung des 
Abganges des Milchwirtschaftsfonds im Ge­
schäftsjahr 1960 abgeändert wird (317 der 

Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (301 
der Beilagen) : Bundesgesetz, betreffend die 
Bedeckung des Abganges des Milchwirtschafts­
fonds im Geschäftsjahr 1961 (318 der Beilagen) 

4. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage (281 
der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das 

Jahr 1961 (307 der Beilagen) 

ganze Bereich unseres geistigen und kulturellen 
Lebens, 

2. die Sozialpolitik, insbesondere seit die 
Sozialpolitik weit über ihre klassischen Grenzen 
hinaus nicht nur mehr für Arbeitnehmer, 
sondern für alle wirklich notleidenden und 
schwächeren wirtschaftlichen Gruppen be­
trieben wird, und 

3. das Kapitel der Landwirtschaft. 
Es ist unbestreitbar, daß sich die Landwirt­

schaft in einer Krise befindet, und es ist unbe­
streitbar, daß die Segnungen einer expandieren­
den Industriewirtschaft der Landwirtschaft 
nicht in dem Ausmaße zugute kommen wie ande­
ren Bevölkerungsgruppen. Es ist sogar Hand in 
Hand mit der Ausweitung der Industrie­
kapazität ein Zurückbleiben der Landwirtschaft 
nicht nur in unserem Lande, sondern in allen 
Ländern mit gleicher Struktur feststellbar, 
weshalb sich ja auch alle Länder entschlossen 
haben, für die Sicherung der Existenz der 
Landwirtschaft und für ein Mitziehen mit dem 
sich erhöhenden Lebensstandard gesetzliche 

Spezialdebatte Grundlagen und Voraussetzungen zu schaffen. 
Gruppe VIII: Land- und Forstwirtschaft I N ach jahrelangen Verhandlungen, die sich 

(F o r t s e t z u n g) über sieben Jahre erstreckt haben, ist heuer 
Präsident : Wir gehen in die Ta g e s o r d n u n g  auch in Österreich ein. Landwir�scha�tsgesetz 

. G t d d T dnung s'nd . " beschlossen worden, mIt dem WIr kemes.wegs em. egens an er agesor I Jene VIel . . d Punkte, über die die gemeinsame Debatte zufrIeden waren und das, wIe
. 

ges�ern er 
t b b h d ·  t Abgeordnete Rosenberger ganz rIchtIg gesagt <Yes ern a ge roc en wor en IS . . . . .. b hat, schon Jetzt dIe bäuerlIche Bevolkerung 

Es sind dies: enttäuscht. Wir sind überzeugt, daß diese 
Bericht der Bundesregierung gemäß § 9 Enttäuschung in den nächsten Jahren in 

Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes, zunehmendem Maße nur größer sein wird. 
Bedeckung des Abganges des Milchwirt- Denn es ist selbstverständlich, daß auch das 

schaftsfonds im Geschäftsjahr 1960, beste Landwirtschaftsgesetz nicht schon im 
Bedeckung des Ahganges des Milchwirt- ersten Jahr seine Auswirkungen zeigen kann, 

schaft,sfonds im Geschäftsjahr 1961 und das und man müßte normalerweise einen größeren 
Zeitraum verstreichen lassen, um diese Wir­Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1961 ,  Spe-

zialdebatte über die Gruppe VIII: Land- und kung beobachten zu können. 'Vir glauben 
Forstwirtschaft. aber und sind überzeugt, daß sich auch in 

den nächsten Jahren zeigen wird, wie mangel­Wir s et z e n  die gestern abgebrochene ge- haft dieses Landwirtschaftsgesetz ist. 
meinsame Debatte f o r t. 

Zum Wort gemeldet ist als Kontraredner 
der Herr Abgeordnete Dr. Kandutsch. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dr. Kandutsch: Hohes Haus! 
Die einzelnen Budgetkapitel unterscheiden 
sich in vielfältiger Form. Wenn man aber 
diese Budgetkapitel einmal nach ihrem un­
mittelbaren menschlichen Gehalt untersuchen 
""'ürde - ich meine vor allem ihre unmittelbare 
Wirkung auf menschliche Schicksale -, dann 
stehen, und das zeigt ja auch die Debatte in 
diesem Hohen Hause immer wieder, drei 
große Gruppen im Vordergrund: 

Der Herr Minister Thoma hat gestern bei 
der Beurteilung des Grünen Planes und des 
Grünen Berichtes im Grunde genommen seine 
alten Gedanken wieder urgiert, die er in seinem 
Landwirtschaftsgesetz verwirklichen wollte. Er 
hat bei der Betrachtung des Grünen Planes 
und der Verwendungs art der nunmehr er­
höhten Förderungsmittel des Bundes gemeint, 
daß diese nicht einkommensteigernd und 
unkostensenkend eingesetzt werden. Das ist 
völlig richtig. Aber die Lösung der Frage 
einer langsamen Einkommenssteigerung wäre 
ja Aufgabe des Landwirtschaftsgesetzes ge­
wesen; auch in jenen Bereichen, die durch 

1 .  das Kapitel der Kultur, der Schule, 
Erziehung, der Jugendförderung, also 

der den Grünen Plan gar nicht erfaßt werden 
der können. 
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Der Grüne Plan und der Grüne Bericht sten Jahr aus diesem oder jenem Kreis 
werden heute zusammen mit dem Budget der politischen und �wirtscha.ftlichen Proble­
behandelt, und das ist irgendwie sinnvoll; matik nichts zu vergessen. 'ViI' fassen j a  
denn i m  Grunde genommen bringt der Grüne eigentlich auch nur mehr Beschlüsse über 
Plan nichts anderes als ein größeres Bezugs- Entschließungsanträge zu zukünftigen Bud­
recht am Budget. Das ist heuer so, und das gets. Daher wäre auch im Zusammenhang mit 
wird in den nächsten Jahren so sein. 'ViI' dem Grünen Plan und Grünen Bericht eine 
fürchten aber, daß sich � die österreichische solche Beschlußfassung notwendig. Im heuri­
Agrarpolitik wiederum nur darin erschöpfen gen Jahr war es nicht möglich - ich hätte 
wird, mit vermehrten Dotationen, höheren mir eigentlich eine Initiative der ÖVP er­
]-'örderungsmitteln und Krediten zu helfen, wartet -, eine Entschließung zu fassen mit 
aher den wirklichen heißen Eisen auszu- dem Ziel, im nächsten Jahr im Rahmen des 
weichen, jenen heißen Eisen, die in der Pro- Grünen Planes jenen Betrag von 500 Millionen 
blematik gelegen sind, daß man eben ver- Schilling einzusetzen, von dem der Grüne 
suchen muß, die bestehende Disparität zwi- Plan und der Herr Minister selbst erklären, 
sehen dem landwirtschaftlichen Einkommen daß er ein Minimum dessen ist, was man 
und dem Einkommen der übrigen Bevölke- noch als ausreichend für die Durchführung 
rungsgruppen zu beseitigen. I einer Agrarpolitik bezeichnen kann. 

Meine Damen und Herren! Es i�t heuer Meine Damen und Herren! 'Wir haben 
im ersten Jahre, da wir diesen Grünen Bericht geglaubt, daß der Grüne Bericht die wesent­
und den Grünen Plan haben, auch schon liehe Funktion und Aufgabe erfüllen werde, 
die erste Panne im Zusammenhang mit der die Lage der österreichischen Landwirtschaft 
nicht termingemäßen Einbringung des Grünen einmal authentisch und obj ektiv festzustellen 
Planes passiert. Wir haben genaue gesetzliche und die ewige Streitfrage: Geht es den Bauern 
Vorschriften für das Ministerium für Land- in Österreich gut oder schlecht, geht es 
und Forstwirtschaft, aber auch für die Bundes- ihnen besser, als sie behaupten, oder nicht so 
regierung, wann erstens der Grüne Bericht schlecht, wie sie meinen �, endgültig zu ent­
dem Ministerrat vorzulegen ist und wann scheiden. Wir haben geglaubt, daß dieses 
zweitens der Grüne Bericht nun nach Erledi- Grundproblem aus dem Parteienstreit heraus­
gung durch die Regierung dem Parlament genommen werden würde. Wir haben eine 
vorzulegen \väre. Im Gesetz ist keineswegs sachliche Beurteilung erwartet, nämlich: Wie 
ausgedrückt, daß der 15.  Oktober nur dann ist die Lage tatsächlich? Das war unsere 
ein Stichtag ist, wenn bis dahin die Budget- Meinung, und deswegen haben wir uns 
verhandlungen beendet sind, sondern es ist ja auch seinerzeit nicht dagegen ausgesprochen, 
ein klarer Gesetzesauftrag : Am 15. Oktober daß die beim Bundesministerium gebildete 
hat der Grüne Bericht hier zu liegen! Wir Kommission nicht nur aus Vertretern der 
waren ja überhaupt der Meinung, daß die Landwirtschaft besteht, sondern auch aus 
terminmäßige Koppelung zwischen Grünem Vertretern der anderen Berufsgruppen und 
Bericht beziehungsweise Grünem Plan und deren Interessenol'ganisationen. Wir glaubten, 
Budget keine sehr glückliche Lösung ist, wenn dort der Gewerkschaftsbund und die 
mußten uns aber den technischen Einwen- Arbeiterkammer mitwirken, wenn außerdem 
dungen beugen, daß man eben nicht im Früh- ein Proporzsystem gefunden wird: Landwirt­
jahr oder bis zum Juli, wie wir gemeint haben, schaftsvertreter plus Fachleute kontra Bundes­
den Grünen Plan und Grünen Bericht im wirtschaftskammer, Gewerkschaftsbund und 
Parlament diskutieren könnte, weil bis dahin Arbeiterkammer - ein Proporz, der sonst 
die Aufarbeitung der Betriebsdaten nicht in Österreich im politischen Bereich nicht 
erfolgen kann. Aber es wäre auf alle Fälle ganz üblich ist, aber. bei der Landwirtschaft 
besser gewesen, wenn es möglich gewesen hat es sich nun einmal 80 dargestellt -, 
wäre, diese Regelung zu finden, weil damit dann werde ein Bericht vorliegen, für den alle 
die Meinungsäußerung, die Auffassung des Mitwirkenden, auch die in der Kommission 
Parlaments eine viel größere Beachtung bei mit beratender Funktion mitwirkenden Grup­
den kommenden Budgetverhandlungen im pen, geradestehen. Das ist aber nicht 
Rahmen der Regierung gefunden hätte, als der Fall. Kaum war der Grüne Bericht 
es j etzt der Fall ist. vorhanden, kaum war er der Öffentlichkeit 

"Vir sehen bei allen einzelnen Problemen, übergeben, haben dieselben Kreise, 
die mit dem Budget zusammenhängen, daß die zuerst in der Kommission mitgewirkt 
an die Stelle der Budgethoheit des Parlaments haben, begonnen, das ganze Werk, welches 
eine Art Beratungsfunktion des Parlaments hier zusammengetragen wurde, mit seinen 
getreten ist, daß wir mehr oder weniger nur Feststellungen in Zweifel zu ziehen. Heute 
Wünsche und Anregungen äußern und die kann auf alle Fälle eines gesagt werden: 
Bundesregierung bitten können, im näch- Die entschei0ende Aufgahe des Grünen Be-
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richtes wurde nicht erfüllt. Denn es ist gar 
kein Zweifel, daß es nicht die Aufgabe des 
Grünen Berichtes sein kann, in Österreich 
eine eigene Agrarpolitik zu schaffen, aber er 
kann und muß die gemeinsame Basis für eine 
solche gemeinsam betriebene Agrarpolitik wer­
den. So betrachtet hat sich also der Grüne 
Bericht heuer keinesfalls segensreich aus­
gewirkt. Wir stehen eigentlich in der gleichen 
Lage wie zu der Zeit, als wir das Landwirt­
schaftsgesetz und den Grünen Bericht noch 
nicht hatten. 

Ein sehr bedeutender Vertreter des Österrei­
chischen Gewerkschaftsbundes und gleichzeitig 
Kommissionsmitglied, nämlich der V olkswirt­
schaftsreferent Dr. Kienzl, hat im Oktoberheft 
der "Gewerkschaftlichen Rundschau" seine 
Ansicht niedergelegt. Er kommt dort zu dem Er­
gebnis, daß dieser Grüne Bericht nichts 
anderes darstelle als die Weiterverfolgung 
einer schon all die Jahre hindurch bestandenen 
Tendenz, einer Propaganda seitens der Bauern­
vertreter , nämlich in Österreich eine künst­
liche Verelendungstheorie für die Landwirt­
schaft aufzurichten und weiterhin zu verstärken. 

Eigentlich hat der Kollege Steiner, der 
nicht Gewerkschaftsvertreter ist, sondern selbst 
Bauer, gestern irgendwie diese Meinung seines 
Parteifreundes Kienzl noch unterstrichen. Wenn 
man bei einer Bauernversammlung, die sich 
ja offenbar vorwiegend auf Großgrundbesitzer 
beschränkt hat, auch davon spricht, daß so 
viele Autos vor dem Lokal stehen, dann folgert 
man im Grunde genommen nach der in 
diesem Lande üblichen Propaganda, die Land­
wirtschaft habe sich bereits in einem solchen 
Ausmaß mit Luxuswagen eingedeckt, daß 
es einfach nicht stimmen könne, daß es ihr 
so schlecht gehe, wie sie behauptet. 

Nun werden Einwendungen gemacht hin­
sichtlich der Seriosität der Feststellungen des 
Grünen Planes, insbesondere auf zwei Ge­
bieten. 

Man sagt, das im Grünen Bericht fest­
gestellte Einkommen der Landwirtschaft sei 
zu niedrig angesetzt, weil der Eigenverbrauch 
nach Großhandelspreisen und nicht nach 
Kleinhandelspreisen fixiert wird. Schon der 
Herr Minister hat darauf hingewiesen, daß 
dies eine Vorgangsweise sei, die auf eine 
Empfehlung der OEEC zurückgehe. Außer­
dem hat sich ja auch die Gewerkschaft, wenn 
sie das Einkommen der Fremdarbeiter in 
der Landwirtschaft vertritt, im Grunde ge­
nommen mit derselben Methode geholfen 
und hat also in dieser Hinsicht keine Ein­
wendungen gemacht. Denn wenn man bei 
der Beurteilung dieser Fremdarbeiterlöhne in 
der Landwirtschaft die Kleinhandelspreise 

zur Grundlage nähme, dann würden die Be­
triebsausgaben noch mehr steigen, und die 
Betrie bseinnahmen und die Ertragslage der 
Landwirtschaft 'würde sich noch ungünstiger 
erstellen. Das ist der eine Einwand. 

Der zweite Einwand ist der, daß man sagt, 
in der Landwirtschaft würde die Zahl der aufge­
brachten Arbeitsstunden viel zu hoch. an­
genommen, weil man die Arbeit der Bäuerin 
im bäuerlichen Betrieb zu hoch einschätze. 
Wir haben erfahren, daß die Arbeit der 
Bäuerin je nach Betriebsgröße mit 50 bis 
80 Prozent einer Vollarbeitskraft angenommen 
wird. Das ist unter gar keinen Umständen 
zu hoch. Denn man muß sich ja einmal 
- und das sagt auch der Grüne Bericht -
überlegen, wie hoch der Anteil der Frauen­
arbeit überhaupt ist. Er ist je nach Betriebs­
größe verschieden. Bei Betriebsgrößen zwi­
schen 0,5 und 20 ha gibt es in der Land­
wirtschaft mehr arbeitstätige Frauen als Män­
ner. Allein aus dieser Tatsache ergibt sich 
natürlicherweise, daß sich die Festsetzung 
der Arbeit der Bäuerin mit 80 Prozent einer 
Vollarbeitskraft des Betriebes keineswegs 
als überhöht darstellt, sondern daß dieser 
Anteil - was vor allem bei noch kleineren 
Besitzgrößen der Fall ist - noch zu gering 
angesetzt wird. Zwischen 20 und 100 ha 
ist der Anteil ungefähr gleich. Nur in Groß­
betrieben über 100 ha gibt es unter 100 Arbei­
tenden 73 Männer und 27 Frauen. Im 
ganzen gesehen, wenn wir also alle Betriebs­
größen zusammennehmen, haben wir in der 
gesamten Landwirtschaft ein leichtes Über­
gewicht des Anteiles der Frauenarbeit gegen­
über der Männerarbeit. 

Meine Damen und Herren ! Gestern haben 
sozialistische Abgeordnete wiederum die Ein­
führung der Krankenversicherung urgiert. Ich 
bin überzeugt, daß das heute wieder gemacht 
werden wird. Ein besonderes Argument, 
warum man die Krankenversicherung auch 
in der Landwirtschaft einführen sollte, ist 
der äußerst schlechte Gesundheitszustand 
unserer Bäuerinnen. Das wird immer so sein. 
Der Gesundheitszustand der Bäuerinnen ist 
unter allen Berufskreisen in unserem Lande 
der schlechteste, aber auch die Sterblichkeits­
quote ist die höchste. 

Das hat nicht etwa den Grund darin, daß 
man auf dem Land noch weniger von der 
Hygiene hält, daß die Kosmetik nicht so 
sehr verbreitet ist, daß es an weiblicher 
Eitelkeit mangelt oder andere Dinge mehr. 
Sicherlich ist ein Grund der ungenügende 
Krankenschutz, aber das entscheidende ist 
- das weiß doch jedes Kind -, daß hier 
eine Arbeitsüberlastung besteht, die beispiellos 
in, diesem Staate ist! Ich bin der Meinung: 
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Wenn wir die Landwirtschaftsfmgen nicht nur I österreichische Industrie 
unter dem Gesichtspunkt der Volkswirtschaft, beträgen subventioniert. 

mit Milliarden-

der Ernährungspolitik sehen, sondern auch 
unter dem Gesichtspunkt einer so dringend 
notwendigen Sozialreform, dann müßte es 
unser Ehrgeiz sein, diesen hohen Prozentsatz 
der Frauenarbeit in der Landwirtschaft zu 
senken und nicht darüber zu feilschen, ob 
die jetzt gefundenen Prozentsätze sich um 
einige Grade nach unten herabdrücken lassen. 
Das wäre das entscheidende, was hier zu 
leisten wäre, und nicht die Anzweifelung des 
Grünen Berichtes gerade in dieser Hinsicht. 
Denn wir müssen doch sagen, daß die Be­
hauptung, in Österreich sei bereits ein Grad 
an sozialer Sicherheit und Wohlfahrt ent­
standen, der vorbildlich für die ganze Welt 
ist, gerade durch die Behandlung unserer 
Frauen in der Landwirtschaft, unserer 
Bäuerinnen, ad absurdum geführt und wider­
legt wird. 

Meine Damen und Herren! Von der Gewerk­
schaft und von sozialistischer Seite wird 
nun weiterhin eingewendet - und das ist 
ein sehr wesentlicher Gesichtspunkt -, daß 
der Grüne Bericht vielleicht in vieler Be­
ziehung recht habe, wenn wir lediglich von 
betriebswirtschaftlichen Gegebenheiten aus­
gehen. Hinsichtlich der betriebswirtschaft­
lichen Gegebenheiten werden auch im Grünen 
Bericht Vergleiche mit der Industrie gezogen, 
die nach meiner Auffassung nicht in allen 
Punkten stimmen. Da gibt es zum Beispiel 
immer wieder den Hinweis, daß die Produkti­
vität des Kapitals in der Industrie wesentlich 
größer ist, und gewissermaßen müsse sich 
die Landwirtschaft damit abfinden, weil dort 
der Kapitalumschlag viel geringer ist, sodaß 
sie eben nie zu jenen Einkommen und Er­
trägnissen kommen kann wie die industriell­
gewerbliche Wirtschaft. Das ist meines Er­
achtens deswegen unrichtig, weil in der 
Industrie das Kapital unmittelbar arbeitet, 
zusammen mit der Arbeit ein primärer Pro­
duktionsfaktor ist, während das Kapital in 
der Landwirtschaft nm eine Hilfsstellung, 
eine Hilfsfunktion hat, aber nicht eigentlich 
produziert, da es dort gewissermaßen in Grund 
und Boden besteht. Dazu kommen die 
Witterungsbedingungen, die natürlichen Ein­
flüsse, und deswegen kommt man mit 
diesem Produktivitätsvergleich nicht sehr 
weit. Die Arbeitsproduktivität ist in 
der Landwirtschaft ungeheuerlich gestiegen . 
Sie ist so gestiegen, daß die Land­
wirtschaft in den letzten zehn Jahren 32 Pro­
zent ihrer Arbeiter abgegeben hat, seit dem 
Jahre 1937 47 Prozent! Sie hat mit der 
Steigerung ihrer Produktivität die Industrie­
expansion in Österreich überhaupt erst mög­
lich gemacht, und sie hat, so gesehen, die 

Dieser Vergleich ist also nicht zielführend. 
Zielführend kann daher immer nur der Ein­
kommensvergleich sein, die Frage der Ein­
kommensparität und die Beseitigung der 
Einkommensdisparität. Das steht aber in 
unserem Landwirtschaftsgesetz nicht drinnen, 
und es steht auch im Grünen Plan eigentlich 
nicht drinnen. Es wird nur sehr verschämt 
da und dort ausgedrückt, was die Ursachen 
dieser Disparität in Österreich sind, nämlich 
natürlich auch die Preispolitik und natürlich 
auch die nicht koordinierte Ein- und Ausfuhr­
politik auf dem Gebiete landwirtschaftlicher 
Produkte. Das müßte man, glaube ich, in 
einem Grünen Bericht deutlicher lesen. Das 
wäre unser Wunsch für das nächste Jahr. 
Aber ansonsten können im großen und ganzen 
die hier angegebenen Daten nicht bezweifelt 
werden. 

Es wird nun gesagt, man könne einen 
ganzen Wirtschaftszweig nicht nur von be­
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten her 
sehen, sondern man könne ihn nur volkswirt­
schaftlich betrachten. Und "volkswirtschaft­
lieh betrachten" heißt: Man produziert für 
den Verbrauch. Wenn nun zwischen Pro­
duktion und Verbrauch eine Diskrepanz ent­
steht, dann muß man die Produktion ein­
schränken, und der beste Regulator ist offen­
bar - so meint man -, daß man die Preise 
sich einspielen läßt nach den Gesichtspunkten 
von Angebot und Nachfrage. 

Meine Damen und Herren! Dieses Prinzip 
der Preisregulierung nach Angebot und Nach­
frage ist in unserer ganzen Wirtschaft, ist 
in allen Systemen der nationalen Volkswirt­
schaften und auf dem Weltmarkt im Grunde 
genommen heute außer Wirkung gesetzt, 
zumindest weitestgehend eingeschränkt. Das 
muß so sein, denn niemand in diesem Hause 
kann der Auffassung sein, daß man zurück­
kehren könnte zu den liberalistischen Grund­
sätzen des 19. Jahrhunderts, eines Jahrhun­
derts, das gekennzeichnet ist durch elf schwere 
·Wirtschaftskrisen. Wenn man aber die Voll­
beschäftigung auf die Fahne seiner Wirt­
schaftspolitik schreibt - und in dem Punkt 
sind wir uns eigentlich einig, es ist nur die 
Frage, ob es eine Vollbeschäftigung um jeden 
Preis sein muß -, dann kann man nicht 
hergehen, vor allem nicht als Sozialistische 
Partei, und ausgerechnet bei der Landwirt­
schaft, die die geringsten Anpassungsmögli ch­
keiten an Marktbewegungen und Markt­
erscheinungen hat, sagen, dort solle man wieder 
diesen Grundsatz einführen; die österreichische 
Landwirtschaft müsse zv,ar in Zeiten, wo 
die Weltmarktpreise über den österreichischen 
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liegen, ihre Produkte so abgeben, daß die 
Bevölkerung ernährt wird, wenn aber die Welt­
marktpreise sinken, dann solle man die öster­
reichischen Agrarpreise auf dieses Niveau 
herunterdrücken ; also wie man es dann 
in der jmveiligen Situation braucht, wie es 
vermeintlich für den Konsumenten am besten 
und am günstigsten ist. Ich sage ausdrücklich 
"vermeintlich", ,,--eil sich kein Mensch ein­
bilden soll, daß es auf die Dauer für die 
Konsumenten ein Vorteil wäre und sein 
könnte, wenn unsere Landwirtschaft in einem 
Prozeß der weiteren Verelendung eines 
Tages nicht mehr gewillt wäre, unseren 
Grund und Boden zu bearbeiten, auf der 
Scholle zu bleiben und mit dieser unerhörten 
Anstrengung, insbesondere im Familienbetrieb, 
diese großartige Produktionsleistung zu er­
zielen, die wir nun tatsächlich, und ich glaube, 
das ist völlig unbestritten, in Österreich 
feststellen können. 

Man kann also hier nicht nach diesen 
gleichen Grundsätzen vorgehen. Insbesondere 
verstehe ich eines nicht. Der Kollege Winkler 
wird ja heute nach mir sprechen. Er hat die 

-Liebenswürdigkeit, die Argumente der Oppo­
sition zu behandeln, er geht nicht darüber 
hinweg. Das ist mir viel lieber, als wenn 
man einfach schweigt, auch wenn er natür­
lich anderer Auffassung ist und mich kritisieren 
wird. Aber zum Beispiel in der Frage der 
Preisbildung, in der Frage der Methode 
der Preisbildung war es doch nie Ihre Auf­
fassung, hier einfach zu sagen: Angebot und 
Nachfrage bestimmen den Preis!, sondern in 
Ihren Grundtheorien ist doch immer wieder 
das Kostendeckungsprinzip entscheidend ge­
wesen. In Österreich wird das Kosten­
deckungsprinzip auf dem Gebiet der Land­
wirtschaft aber verleugnet, und es wird ein 
Zustand belassen, von dem der Grüne Bericht 
nun am Ende in seinen Schlußbetrachtungen 
feststellen muß, daß es, wenn man die Kapital­
verzinsung auch in der Landwirtschaft so 
wie in der übrigen ·Wirtschaft anerkennt, 
in keinem einzigen Betriebstyp zu einer 
vollen Produktionskostendeckung gekommen 
ist - in keinem einzigen Betriebstyp !. 
Damit ist aueh sehr "Vesentliches ausgesagt 
für bestimmte Sanierungsmaßnahmen und 
Vorschläge vor allem der SPÖ, die der Auf­
fassung ist, man müsse bei der Zuwendung von 
Subventionen oder Förderungsmitteln zwischen 
den Betriebstypen unterscheiden, weil es an­
geblich den größeren und mittleren Bauern 
ohnedies sehr gut gehe und nur der kleine 
Bauer Not leide. In Wirklichkeit stimmt 
das leider Gottes nur zum Teil oder gar nicht, 
denn auch die mittlere Besitzgröße gehört in 
Österreich zu jenen Typen, in denen eine 
solche Produktionskostendeckung nicht er-

reicht wurde. Das bedeutet, daß auch diese 
Größen im Grunde genommen von der Substanz 
leben, und zwar von einer dreifachen Sub­
stanz: von der Substanz des Waldes als 
Zuschußfaktor für die Abgänge der landwirt­
schaftlichen Betriebe, von der Substanz auch 
an land wirtschaftlichem Grund und Boden, 
denn er verringert sich in Österreich, und dann, 
was das schlimmste ist, von der menschlichen 
Substanz, indem eine Arbeitsleistung verlangt 
wird, die eben weit über jedes verantwortbare 
Maß hinausgeht. 

Wir werden auf die Dauer keine Agrar­
politik betreiben können, indem wir sagen: 
Der Familienbetrieb in Österreich ist schon 
ein Betrieb, dem man alles auflasten kann, 
denn die Leute sind mit solcher Liebe bei 
der Sache und hängen derart an ihrem Grund 
und Boden, daß sie auch noch in der nächsten 
Zeit in der Lage sein werden, sich für die 
Gemeinschaft ausnützen zu lassen. Ich glaube, 
das wird kein Weg sein, denn etwas ist in 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung aufge­
brochen, und das ist der Drang nach einem 
höheren sozblen Standard. Das ist sehr 
richtig, sehr gut und zu begrüßen . Und 
wenn gestern gesagt worden ist, es wäre eine 
wesentliche Aufgabe, nun auch das Dorf 
kulturell und zivilisatorisch aufzurüsten, dann 
ist das richtig. Das wird die landwirtschaft­
liehe Bevölkerung selbst besorgen. Da 
brauchen nicht wieder neue Organisationen 
errichtet und Gemeinschaftshäuser gebaut wer­
den. In erster Linie muß das im eigenen Be­
trieb und in der Familie anfangen, beim 
eigenen Heim, beim Badezimmer, bei all 
diesen Dingen, und auch, wenn Sie wollen, 
beim Auto. Man kann aber nicht sagen: 
Wir müssen das Dorf aufrüsten!, um dann, wenn 
diese bösen Bauern sich aber nun ein Auto 
kaufen, wieder zu sagen: Das ist wiederum ein 
Beweis, wie unrichtig diese Theorie von ihre, 
angeblichen Verelendung ist ! Das geht aber 
nur über einkommensteigernde und unkosten­
senkende Maßnahmen. 

Eines möchte ich auch zur Diskussion 
stellen: Die Produktivitätserhöhung, der ·Wert­
zuwachs in unserer gesamten Volkswirtschaft, 
hat in den letzten Jahren nie zn einer Sen­
kung der Preise geführt. Und diejenige 
Gruppe, die ganz besonders darunter leidet, 
ist natürlich die Landwirtschaft, deren Pro­
duktionskosten ständig gesteigert werden . Ich 
glaube, sie kann gar kein Interesse daran 
haben, zuerst und primär Preiserhöhungen zu 
verlangen. Die Preise der landwirtschaft­
lichen Güter sind ja politisch heiße Preise, 
und jedesmal, wenn solche Preise zur Dis­
kussion stehen, gibt es einen Riesentumult, 
und es kann nichts, aber auch schon gar 
nichts ausreichend geregelt werden, während 
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sich auf de]' anderen Seite unsere Preise! einmal sehr wenig Zeit, und zweitens, das 
ununterbrochen in einer bestimmten Be- ist vollkommen richtig, handelt es sich um 
wegung befinden und sich auch die Pari- gar keine neue Arbeit. Denn diese Buch­
tätische Kommission völlig außerstande ge- führungsgesellschaft betreibt diese Unter­
zeigt hat, ein vollkommen stabiles Preis- suchungen seit langem, sie werden in Fach­
gefüge zu erstellen. Dort werden nämlich kreisen absolut anerkannt, und es war wahr­
betriebswirtschaftliche Kalkulationen sehr scheinlich sogar richtig, daß die politische 
wohl in Anrechnung gestellt und beachtet, Ebene an diesen Ergebnissen nichts geändert 
aber bei der Landwirtschaft ist das nicht hat. Man kann im kommenden Jahr nur ge­
der Fall. Und wenn Sie den Abgang beim wisse Voraussetzungen für die Untersuchung 
Milchw"irtschaftsfonds hernehmen, wenn Sie ändern wollen. Das sollte auch, wenn es 
sehen, daß sich dieser in wenigen Jahren ver- berechtigt ist, geschehen. Letzten Endes 
doppelt hat. weil eben die Preisbewegungen, wird es uns sehr interessieren, ob sich irgend 
wenn man beim Produzentenpreis nichts ändern etwas an den Endfeststellungen ändert . Ich 
und beim Konsumentenpreis nichts ändern glaube das nicht. 
darf, nur in der Mitte abgefangen werden Nun, meine Damen und Herren, ist in 
können, dann sehen Sie, wie diese Preis- diesem Grünen Bericht noch etwas drinnen, 
bewegung gewesen ist. Aber auf der anderen was nach unserer Auffassung keine richtige 
Seite überlegt man sich viel zuwenig, welche und keine glückliche Feststellung ist. Es wird 
Produktionskostenerhöhungen sich für die sowohl im Grünen Bericht als auch im Grünen 
Landwirtschaft daraus ergeben haben und daß Plan immer wieder von der "drohenden euro­
das natürlich auch einmal in einer Preis- päischen Integration" gesprochen, von der 
regulierung ihren Ausdruck finden muß. Bedrohung unserer Landwirtschaft, wenn es 

Meine Damen und Herren! Der Grüne 
Bericht behandelt sehr, sehr viele Gebiete. 
Er beschäftigt sich mit der Produktion, mit 
der Flächenproduktivität, der Preis- und 
Exportentwicklung, dem Investitionsbedarf, 
den Ertragsberechnungen. Das ist ja wichtig. 
Er gibt also tatsächlich ein übergeordnetes 
Bild von der Lage. Infolgedessen ist es zu 
begrüßen, und wir haben das auch bei der 
Beschließung des Landwirtschaftsgesetzes ge­
tan, daß es zu diesem Grünen Bericht ge­
kommen ist. Wir sind aber sehr neugierig, 
wie er im nächsten Jahr aussehen wird. 
Wir sind sehr gespannt. Denn wenn heuer 
gesagt wird, das ist eine Arbeit, mit der man 
nichts anfangen kann, sie hat eine einseitige 
Tendenz, dann sind wir sehr neugierig, wie 
es im nächsten Jahr sein wird. Wenn nämlich 
die Kommission an das Ministerium 'Wünsche 
hat, wenn sie sagt: Wir möchten eine andere 
Auswahl der untersuchten Betriebe, wir möch­
ten den Querschnitt erweitern!, dann, glaube 
ich, sind das Anregungen, denen man nach­
kommen soll. Wir sind aber überzeugt, 
daß wir sie in einem Jahr wieder vorfinden 
werden; auch dann, wenn in dieser Kom­
mission die nichtlandwirtschaftlichen Vertreter 
mit einigen Vorschlägen über die Modalität 
der Untersuchung durchdringen, werden, da­
von bin ich überzeugt, die Endziffern und 
die Endfeststellungen des Grünen Berichtes 
im Jahre 1961 über das Jahr 1960 nicht andere 
sein als heuer. 

Der Minister hat uns im Ausschuß erklärt, 
er habe selbst den größten Wert darauf ge­
legt, keine Veränderung dieser Erhebungs­
ergebnisse vorzunehmen . Es war erstens 

zu dieser Integration kommt. Ich bin der 
Meinung, daß mau zwar von den kommenden 
Schwierigkeiten sprechen soll, wenn es sich 
darum handelt, eine notwendige Anpassung 
zu finden, wenn es sich darum handelt., diese 
notwendige Anpassung und Konkurrenzfähig­
keit der österreichischen Landwirtschaft in 
einem möglichst kurzen Ze�traum zu erzielen, 
aber' man kann nicht davon reden, daß die 
Integration eine Bedrohung unserer Land­
wirtschaft darstellt, eine Bedrohung nämlich, 
die in ihre ureigenste Existenz hineinreicht. 

Wir sind als überzeugte Anhänger der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft der 
Auffassung, und diese Überzeugung teilen fast 
sämtliche Vertreter zumindest des Bauern­
bundes und der Präsidentenkonferenz, daß 
die Integration unter Einbeziehung der Land­
wirtschaft in das System, wie es die EWG 
vorsieht, a la longue gesehen der Landwirt­
schaft nützen und nicht schaden würde. Dies 
einmal, wenn man in Europa zu einer Arbeits­
teilung kommt und wenn man in den einzel­
nen Produktionsgebieten das produziert, ,vas 
dort am besten produziert werden kann, 
wenn man auf der anderen Seite den Absatz 
lenkt; denn die Absatzlenkung ist in eü:em 
europäischen Großraum auf alle Fälle leichter 
zu machen als in einem Rahmen, wie ihn 
heute Österreich darstellt. Drittens kommt 
ja dazu, daß wir ein Überschußgebiet, ein 
Überproduktionsgebiet geworden sind und 
die Sorge um den Export Österreichs eine der 
entscheidenden und größten Sorgen jeder 
Agrarpolitik in Österreich ist. 

Wenn nun eingewendet wird, daß ja viele 
Länder heute in Europa schon Überschuß­
gebiete geworden sind und gerade auf jenen 
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Sektoren, die für Österreich besonders hervor­
stechende Produktionszweige sind, dann bin 
ich der Meinung, daß man einen solchen 
Überschuß in jene Hungerländer der Welt 
leiten sollte, wo die Menschen heute nicht 
satt werden, und daß sich das viel eher im 
Rahmen einer europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft organisieren ließe als etwa im Rahmen 
des österreichischen Staates allein. Wir werden 
uns heute noch darüber zu unterhalten haben, 
wie die kommende Entwicklung auf diesem 
Gebiet überhaupt ist und ob es gerechtfertigt 
ist - ich erinnere an die eindrucksvollen 
Worte des Herrn Abgeordneten Czernetz 
von gestern -, an eine Produktionseinschrän­
kung zu denken, wenn wir auf der anderen 
Seite so sehr unsere Verpflichtung beschwören, 
die Bevölkerungsexplosionen in den Ent­
wicklungsländern zu verhindern. Die Ex­
plosion kommt in erster Linie vom Hunger! 
Diese Völker werden nicht deshalb Kommu­
nisten oder revoltieren nicht deshalb, weil sie 
sich noch keinen Cadillac oder Kühl­
schrank leisten können, sondern weil sie das 
Gefühl des Sattwerdens ihr ganzes Leben 
hindurch nie kennengelernt haben ! (Zustim­
mung bei der F PÖ.) 

Dort ist doch die Bevölkerungsbewegung, 
wie wir hören, so rasant, so rapid, und es ist 
an sich eine abstruse Welt, auf der einen 
Seite nicht zu wissen, wohin mit dem Über­
schuß, wenn auf d�r anderen Seite Milliarden 
von Menschen nicht satt werden. 

Nun ist es in Österreich jetzt so - und ich 
glaube, das war auch der Grund, warum der 
Kollege Steiner gestern gesagt hat, es sei 
eigentlich eine erfreuliche Tatsache, die wir 
besprechen -, daß wir aus dem Mangel 
in einen Überschuß herübergefunden haben. 
Es ist interessant, im Bericht zu lesen, 
daß wir im Berichtsjahr bei Butter 1 24 Pro­
zent des inländisches Bedarfes erzeugt haben, 
beim Wein 121 ,  beim Rindfleisch 1 15, beim 
Zucker 104, bei der Frischmilch 101, beim 
Kalbfleisch 98, bei Kartoffeln 96, Obst 95, 
Schweinefleisch 93, Gemüse 90, Eier 89, 
Schmalz 81, Brotgetreide 78 und Geflügel 
76 Prozent. Sie sehen, daß wir fast 
in allen Bereichen bereits an der Grenze 
der eigenen Bedarfsdeckung stehen, daß es 
andere Gebiete gibt, wo wir diesen Bedarf 
überschritten haben. Es ist notwendig, sich 
daneben auch das Verbrauchsschema anzu­
sehen, welches uns mitteilt, daß ein Konsum­
rückgang bei stärkehältigen Nahrungsmitteln 
und tierischen Fetten, aber eine Zunahme bei 
Fleisch, Eiern, Käse, Zucker, pflanzlichen Ölen, 
Gemüse und Obst eingetreten ist . Gegen­
über der Vorkriegszeit war im Berichtsjahr 
der Verzehr an Mehl und Nährmitteln um 
10  Prozent, an Kartoffeln um 4 Prozent, an 

Schmalz und Talg um 28 Prozent zurück­
gegangen. Dagegen erfuhr der Verbrauch 
an Obst eine Zunahme von 167 Prozent, der 
von Gemüse eine solche von 10 Prozent. 
Der Zuckerverbrauch stieg um 43 Prozent. 
Der Verbrauch an Butter hat nur eine geringe 
Zunahme erfahren, nämlich um 17  Prozent. 
Aber der Verbrauch an pflanzlichen Ölen 
ist um 50 Prozent gestiegen, während er beim 
Schmalz sehr zurückgegangen ist. Es ergaben 
sich auch höhere Verbrauchszahlen beim Wein 
um 16 Prozent und, man höre und staune, 
beim Bier um 87 Prozent. 

Diesem gestiegenen Bierkonsum steht ein 
Milchkonsum gegenüber, der annähernd gleich 
groß ist wie in der Vorkriegszeit, ja im wich­
tigsten Absatzgebiet, nämlich in der Bundes­
hauptstadt Wien, ist seit der Einführung der 
Sonntagssperre ein Rückgang um 1 ,7 Prozent 
eingetreten, das heißt also eine rückläufige 
Bewegung beim Milchkonsum. Die Theorie, 
die vollkommen richtig und in der Wirk­
lichkeit auch wieder zu beobachten ist, daß 
zwis'chen Preis und Absatz ein unlösbarer 
Zusammenhang besteht, etwas, was man in 
der Volkswirtschaft die Interdependenz nennt, 
stimmt hier nicht, wenn man auf der einen 
Seite den steigenden Bierkonsum sieht und 
weiß, daß in der Ersten Republik das 
Bier ungefähr gleich teuer wie die Milch 
war. Der Unterkonsum an Milch kann unter 
keinen Umständen vielleicht damit begründet 
werden, daß der Milchpreis zu hoch und die 
Kaufkraft der Bevölkerung zu gering wäre, 
um mehr Milch zu kaufen. Hier sind andere 
Ursachen gegeben. Wenn daher gerade bei 
der Milch - sie ist j a  ein besonderer Saft -
im Augenblick die Frage einer Preisregulierung 
zur Diskussion steht, so kann niemand mit dem 
Argument kommen, eine Preiserhöhung würde 
zu einem Rückgang des Verbrauches führen. 
Dieser Tatbestand des mangelnden Konsums 
hat im Preis keine Ursache, und d8"s ist wichtig, 
einmal festgehalten zu werden . 

Nun hat die Bundesregierung den Grünen 
Plan vorgelegt, das ist jene Konsequenz­
ziehung, die sich aus dem Grünen Bericht 
ergeben soll oder ergibt. Die Reaktion auf 
diesen Grünen Plan war sehr unterschiedlich. 
Während die SPÖ sagte : Der Grüne Bericht 
ist nicht seriös, ist nicht objektiv, zeigt eine 
bewußte politische Tendenz!, haben ÖVP­
Bauernvertreter ganz anders gesprochen. So 
hat zum Beispiel in Oberösterreich der Präsi­
dent der L::mdwirtschaftskammer erklärt: Der 
Grüne Plan ist für die Katz', weil höhere 
Tarife und künftige Preislawinen den Grünen 
Plan unwirksam machen würden. Die Er­
höhung der Mineralölpreise, die neuen Sozial­
belastungen, die höheren Frachttarife und 
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der daraus wahrscheinlich resultierende Preis- mittel gegeben, 15 Millionen im Kreditrahmen ; 
auftrieb machen den Grünen Plan, behauptete das würde 40 Jahre dauern. Ja selbst bei der 
Präsident Diwold von der oberösterreichi- Restelektrifizierung und bei der Netzverstär­
sehen Landwirtschaftskammer, unwirksam. kung, wo relativ am meisten gegeben wird, 
Sie sehen also eine sehr, sehr unterschiedliche dauert es noch sechs Jahre, bis dieser Abschluß 
Beurteilung des Grünen Planes in der Öffent- erfolgen kann. 
lichkeit. In krassem Widerspruch zu diesem Schnek-

Abel' was sagen wir zu diesem Grünen kentempo stehen die sich ständig wiederholen­
Plan, der uns vorgelegt wurde � Der Herr den Argumente innerhalb der Erläuternden 
Minister hat dem Finanzminister drei Pläne Bemerkungen zum Grünen Plan, daß die 
vorgelegt: die Varianten I, 2, 3; die Vari- österreichische Land wirtschaft keine Zeit zu 
ante I mit 500 Millionen, eine mit 250, eine verlieren habe, daß sie sich ja auf die größere 
mit 200 Millionen Schilling. Ich habe mir Konkurrenz auf demgemeinsamen europäischen 
gestattet, ihm zu sagen, daß uns die damit ver- Markt vorbereiten und man deshalb 
folgte Taktik nicht ganz begreiflich ist, dieses Tempo beschleunigen müsse. Davon 
denn wenn man einem Finanzminister drei kann wirklich nicht die Rede sein, und ich 
Möglichkeiten zur Auswahl gibt, so wird es habe deshalb im Ausschuß den Antrag ge­

kaum einen Finanzminister geben, der nicht stellt, den Grünen Plan nach der Variante 1 
sofort zur billigsten Variante greift. Der Herr zu dotieren, das heißt mit 500 Millionen 
Minister hat gesagt, er habe wohl gewußt., Schilling auszustatten. 
daß im heurigen Jahr angesichts der Budget- Zuerst wollte ma,n über diesen Antrag 
lage etwas anderes als die 200 Millionen nicht abstimmen, und es hat eine Debatte 
��cht . zu erreichen. sein �erde, 

.er habe .. 
aber I auch mit dem �bmann des Finanz- und Budget­

fur dIe Zukunft eme MaI ke fiXIeren mussen, ausschusses Algner gegeben, der sagte, man 
eine Mindestforderung anmelden müssen, und könne sich solche <' Anträge der Opposition 
deswegen sei schon im heurigen Jahr die nicht gefallen lassen, die einfach erklärt, daß 
Variante 1 mit 500 Millionen gewählt worden, solche Mehraufwendungen aus allgemeinen 
obwohl man sich mit 200 Millionen begnügen Einsparungen in der Verwaltung gedeckt 
mußte. werden sollen. 

Was nun diese Maßnahmen im Sinne des I Erstens weiß der Kollege Aigner ganz genau, 
§ 9 Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes be- daß ich über diesen rein formellen Bedeckungs­
trifft, so sind es durchwegs produktionsför- vorschlag hinaus einen sehr konkreten auf 
dernde Maßnahmen, deren NotwendigkC)it und dem Gebiete der Preisstützungen gemacht 
Bedeutung nicht bestritten werden können. nabe und daß darüber auch diskutiert worden 
Wir haben die Kapitel: Verbesserung der ist, aber mit dem Argument: Das geht nicht, 
Produktionsgrundlagen, Verbesserung der Ver- das setzen wir nicht durch. Meine Damen und 
kehrslage, Verbesserung der Agrarstruktur Herren! 'Venn Sie etwas in der Koalition 
und Betriebswirtschaft, dann kommen sozial- nicht durchsetzen, so ist das für uns doch 
politische Maßnahmen, Absatz- und Ver- kein Anlaß, einen Antrag nicht zu stellen, der 
wertungsmaßnahmen, kreditpolitische Maß- oben auf diesen Plan abzielt, daß Sie auch 
nahm81l. In diesen verschiedenen Ka,t.egorien einma.l etwas durchsetzen könnten, denn der 
werden die 200 Millionen, die aus dem Budget I Abbau der Preisstützungen war im letzten 
gegeben werden, und die fast I Milliarde, die Jahr ein großes, hier von beiden Seiten ver­
von den sogenannten Agrarinvestitionskrediten i kündetes Programm. Daß Sie, anstatt die 
in Zukunft gespeist werden soll, aufgeteilt. Preisstützungen abzubauen, in ein neuesBudget 

Meine Damen und Herren! Die Erläutem- mit Stützungserhöhungen hineingehen, 
sind wir zwar gewohnt, wir müssen es aber den Bemerkungen sagen uns auch, in welchem 

Zeitraum die geplanten Maßnahmen mit 
den jetzt vorhandenen Mitteln vollendet 
werden würden. Zum Beispiel geben wir beim 
landwirtschaftlichen Wasserbau für Melio­
rationen, die ein Gesamterfordernis von 
7808 Millionen aufweisen, jetzt 10 Millionen 
aus Budgetmitteln und 20 Millionen aus den 
AlK-Krediten. Das würde bedeuten, daß dieses 
Programm in 89 Jahren erfüllt werden 
könnte. Beim Güterwegebau und bei den 
Seilaufzügen, also Maßnahmen, die insbeson­
dere für unsere Bergbauern von großer Be­
deutung sind, werden 24 Millionen Budget-

nicht unbedingt respektieren. 

Im übrigen würde ich nur wünschen, daß 
die Kollegen der Koalition die Bedeckungs­
vorschläge der Bundesregierung genauer unter­
suchen. Denn abgesehen davon, daß sich ein 
Budgetabgang auch im ordentlichen Budget 
findet - vom außerordentlichen gar nicht zu 
reden -, für den es mit Ausnahme eines 
Appells des Bundeskanzlers: Wir werden 
nun sparen!, auch keinen Bedeckungsvorschlag 
gibt, habe ich noch nie gehört, daß 
die Bundesregierung verpflichtet wird, 
für diese Abgänge genaue Bedeckungsvor-

170 
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schläge vorzulegen. (Abg. Dr. Gredl e r :  Sehr 
1'ichtig ! ) 

Aber nun darf ich sagen, was wir uns hier 
vorgestellt haben. Wie Sie wissen, wird im 
kommenden Jahr der Milchwirtschaftsfonds 
einen Abgang von 210 Millionen haben. Soviel 
wird jetzt zugegeben. Er wird aber größer sein, 
er wird 270 Itlillionen umfassen. Das sind fast 
genau jene 300 Millionen, die im Grünen Plan 
fehlen, um der Landwirtschaft das Minimum zu 
geben, das zugegebenerweise notwendig ist, 
um die ersten ausreichenden agrarpolitischen 
Maßnahmen anlaufen zu lassen. 

Kollege vVinkler hat im vergangenen Jahr das 
ganze Preisstützungssystem mit einem Schlag, 
mit einem gordischen Schwerthieb zu durch­
hauen versucht, indem er sagte: Wenn wir 
schon ewig streiten, wer diese Subventionen 
genießt, und wir sind der Auffassung, sie ge­
hören gar nicht dem Konsumenten, sondern 
sie sind für die Landwirtschaft gegeben, und 
die Landwirtschaft will diese Preisstützungen 
nicht mehr, dann schaffen wir sie ab. Und auf 
einmal war das Thema: Reduktion der Preis­
stützungen. Der Handelsminister hat sich 
sehr ins Zeug gelegt und hat in der Öffentlich­
keit dazu gesprochen. 

Aber dieses Thema, so dankenswert es wäre, 
ist dann später im Sande verlaufen. Denn einer­
seits war völlig klar, daß natürlich die unge­
nügenden Produzentenpreise nicht gesenkt wer­
den können. Bei einer Fortwälzung dieser 
Preisstützungen auf die Konsumenten hat man 
nun berechnen müssen, daß es sich bei der Milch­
anlieferung von ungefähr 1,4 Milliarden Liter 
nur bei 500 Millionen um Frischmilch handelt, 
während der Rest verarbeitet wird. Und daß 
man den Butterpreis, der ohnehin sehr, sehr 
hoch, zu hoch in Österreich ist, nicht noch 
um 12 S erhöhen konnte, war von vornherein 
klar. Infolgedessen ist nur der Bereich der 
Frischmilch übriggeblieben, und da ,.väre bei 
einem vollkommenen Abbau der Preisstützun­
gen ein Betrag von 300 Millionen für das Budget 
hereinzu wirtschaften gewesen. 

Meine Damen und Herren! Hier ein offenes 
Wort. Wir haben kritisiert - und nicht nur 
wir, sondern, ich glaube, im Inneren alle von 
Ihnen, auch die familienpolitischen Ver­
bände -, daß in den letzten Jahren Mittel des 
Kinderausgleichsfonds von über 1 Yz Mil­
liarden Schilling wieder an den Staat zurück­
gefallen sind, weil sie nicht für die Familien 
verbraucht wurden. \Vir stehen jetzt im Zuge 
einer Rentenreform und eines sogenannten 
Sozialplanes, von dem wir glauben, daß er in 
den nächsten Jahren die schwachen Konsu­
mentengruppen sozial und wirtschaftlich stär­
ken wird. Warum ',vird bei allen diesen Über­
legungen niemals einkalkuliert, daß man auch 

den Milchpreis in den sozialen Plan einbaut, 
da er ja für die österreichischen Kleinbauern 
- um die handelt es sich in erster Linie - wirk­
lich das A und 0 ihrer Betriebseinkünfte und 
damit die Grundlage ihres Lebens ist? Wenn 
man also den Ausgleich schafft - wir sind auch 
für den Ausgleich -, dann sage ich immer 
wieder: den Ausgleich beim Einkommen, aber 
nicht beim Preis, denn das führt zu Verzeuun­
gen, die sozial gar keine Berechtigung haben. 
Eine Preisstützung für konsum kräftige , für 
kaufkräftige Bevölkerungsschichten, eine Preis­
verbilligung für die Millionen Fremden, die im 
Jahr hereinkommen, ist doch sinnlos und in 
niemandes Interesse, vor allem aber auch nicht 
sozial, weil sie auf Kosten der Bauernschaft 
geht. Wir waren daher der Meinung, daß 
durch einen solchen Ausgleich auf dem Sektor 
der Sozialpolitik für die Schwachen, aber im 
übrigen bei einer Anhebung des Milchpreises 
die nunmehr so rapid anwachsende Stützung 
beim Milchausgleichsfonds zu beseitigen ge­
wesen wäre. Da hätte man die Mittel bekom­
men, um auf der anderen Seite diese Förde­
rungsmaßnahmen der Landwirtschaft zu er­
höhen. 

Hier muß ich auch wieder über eine grund­
sätzliche Einwendung sprechen, die vor allem 
von gewerkschaftlicher Seite beziehungsweise 
von sozialistischer Seite kommt; gestern ist auch 
darüber gesprochen worden. Es wird da ein 
Programm entwickelt, ein Programm, das man 
nur unterstreichen kann, wenn man fragt: 
Wie muß die Struktur der österreichischen 
Landwirtschaft aussehen, in welche Lage muß 
sie versetzt werden, um ihre Aufgaben in Zu­
kunft aus sich heraus erfüllen zu können 1 Denn 
der Zustand, daß die Landwirtschaft ständig 
bei jedem Budget Jahr für Jahr vor diesem 
Parlament stehen muß, um anzuklopfen: Wir 
bitten um weitere Dotationen, um weitere 
Förderungen !, ist doch nicht befriedigend; 
ich glaube, er belastet die Landwirtschaft 
innerlich am allermeisten. 

Ich bin überzeugt, daß der Vorwurf falsch 
ist, die Landwirtschaft sei bereits in einer Men­
talität, wo sie nur noch darauf wartet oder sich 
überlegt: Was kann bei uns noch weiter sub­
ventioniert oder dotiert werden? Es gibt da ja 
böse Witze in der Öffentlichkeit. Es wird ge­
sagt, man trägt auf dem Land jetzt Gummi­
stiefel, weil die Schnürsenkel noch nicht dotiert 
und subventioniert sind, daher will man sie 
ersparen. Es gibt solche und ähnliche bösartige 
Scherze mehr. Aber nicht die Landwirtschaft 
wünscht diesen Zustand, sondern sie wird 
durch die österreichische Agrarpolitik dazu 
gezwungen. 

Es wird also in diesem Programm von Ge­
werkschaftsseite gesagt: Drei Voraussetzun­
gen seien zu schaffen. Erstens ein genügend 
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großer Besitz, das heißt also : die Bodenreform 
nach oben durch Aufstockung. Nicht die Zer­
schlagung der Großen kann heute ein Programm 
sein, sondern die Aufstockung nach oben, 
solche Sonderfälle wie im Burgenland ausge­
nommen. Der übermäßige Anteil kleinster 
Besitzgrößen ist ja eine große Schwierigkeit, 
wenn wir uns überlegen wollen, ob diese 
Bauernhöfe in Zukunft tatsächlich auf sich ge­
stellt lebensfähig gemacht werden können. 
(Zwischenruf des Abg. Ste iner.) Nein, ich 
werde schon noch et·was dazu sagen. 

Zweitens müßte nach Dr. Kienzl der 
Bauernhof mit genügend Kapital ausgestattet 
werden. Ausgezeichnet ! Wer wird sich dagegen 
wehren ? Aber wie soll denn diese Kapitalaus­
stattung vor sich gehen ? Durch Agrarkredite, 
durch eine Über wucherung des Fremdkapitals ? 
Es ist doch sehr typisch, daß die Kreditrahmen 
in Österreich nicht ausgenützt werden. Natür­
lich ,  wenn man sich nach den Feststellungen 
des Grünen Berichtes überlegt, daß in keinem 
einzigen Betr:iebstyp auch nur die Selbst­
kosten hereingewirtschaftet ,werden, dann ist 
selbst ein zinsenloser Kredit nicht das Gegebene 
und eine Belastung, weil man ihn zumindest 
rückzahlen muß ; und eine 3prozentige Ver­
zinsung ist unerschwinglich. Wenn daher die 
österreichische Landwirtschaft bei der Inan­
spruchnahme von Krediten sehr vorsichtig ist, 
wie das ausgedrückt wird, dann steht dahinter 
nicht die mangelnde betriebswirtschaftliche 
Kenntnis oder die mangelnde wirtschaftliche 
Initiative, sondern die instinktive Furcht, daß 
sie auc h  noch so verbilligte Kredite nicht in An­
spruch nehmen kann. Das Kapital, das 
hier vom Volkswirtschaftsreferenten des Ge­
werkschaftsbundes urgiert wird, müßte natür­
lich primär auch selbständiges, eigengebildetes 
Kapital sein und steht daher im Zusammen­
hang mit der Frage des landwirtschaftlichen 
Einkommens. Das wird ja weiterhin nicht 
ausgeführt, denn dann käme man um Gottes 
willen in den Bereich der Preispolitik, der 
Preisbildung, der Ein- und Ausfuhrkoordinie­
rung, und das will man ja aus politischen 

staunen kann, wie vielseitig gebildet diese 
.Jugend heute ist und wie groß ihr Interesse 
ist, vom Fachlichen gar nicht zu reden. Tat­
sache ist ja eines: daß die Schwierigkeit, die 
große Bedeutung, die Vielseitigkeit der land­
wirtschaftlichen Arbeit viel zuwenig gewürdigt 
wird in einer Zeit, in der man nur die Industrie 
sieht, in einer Zeit, in der wir alle fasziniert 
sind von der Industriewirtschaft und ver­
gessen, daß dort eine Gruppe von Menschen 
herangewachsen ist, die Unternehmer, ihre 
eigenen besten Fachkräfte, technisch gebildet 
und BetriebswirtschaftleI' und Beobachter des. 
Marktes alles in einem sein müssen, also eine 
Gruppe von Wirtschaftstreibenden, die tat­
sächlich den höchsten Bildungsstand aufweisen 
müßte. 

Ich glaube also, in diesem Punkt ist alles 
völlig klar. Nicht klar ist, wie man zu diesen 
hier angegebenen Zielen kommt. Der erste 
Punkt, nämlich die Frage der Strukturver­
besserung, spielt eine große Rolle - das ist auch 
hier im Grünen Plan enthalten. Aber darüber 
besteht wohl kein Zweifel : über die Zielsetzung 
und viel mehr noch über die Durchführung 
einer solchen dynamischen Bodenpolitik, einer 
Agrarstrukturverbesserung gibt es zumin­
dest keinen der Öffentlichkeit bekanntgege­
benen Plan. Es wird nur so dahingeredet : Soll 
das freiwillig gehen, soll das mit Zwang gehen, 
wie soll das gemacht werden, in welche Hände 
sollen heute aufgelassene Bauernhöfe, und es 
werden genügend angeboten, gelenkt werden, 
welche Hilfsmaßnahmen werden hier ergriffen, 
und in welchem Tempo geht dieser Weg vor 
sich � 

Ich möchte dazu dem Herrn Minister sagen 
- wahrscheinlich ist das überflüssig, und ich 
sage ihm nichts Neues, aber trotzdem ist es 
unsere Anregung - ,  sich gerade auf dem Ge­
biet zu bemühen, ein wirklich echtes und wirk­
sames Konzept für die Zukunft zu entwickeln, 
damit wir das Gefühl haben können, daß auf 
dem Gebiet das Notwendige und das Ent­
scheidende geschieht. 

Gründen nicht. Denn es ist ja merkwürdig, auch hier gibt es 
Es wird drittens ganz richtig gesagt, daß Diskrepanzen innerhalb der Parteien selbst. 

die beste Ausbildung in der Landwirtschaft Die SPÖ vertritt in den Kammern gerade diese 
gerade noch gut genug ist, daß also der Bauer kleinsten Eigentümer , und sie kämpft sehr um 
geschult werden und Kenntnisse erwerben deren politische Rechte in der Kammer. Aber 
muß, um seine Aufgaben in der modernen auf der anderen Seite sagen die Volkswirt­
Wirtschaft erfüllen zu können. Wir können schaf tier dieser Partei : Es ist nicht möglich, 
dazu sagen, daß die nachwachsende landwirt- alle diese Kleinsten zu erhalten, weil die Kon­
schaftliehe Jugend ein kolossales Bildungsbe- sumentenschaft nicht bereit sein wird, eine 
dürfnis zeigt. Wenn man in Versammlungen auf solche schlechte Agrarstruktur über den Weg 
dem Lande spricht - das ist sicherlich in ganz überhöhter Preise zu allen Zeiten zu finanzieren, 
Österreich gleich, aber ich sehe das jetzt von der und weil man ihnen auf die Dauer nicht helfen 
Obersteiermark her -, dann hört man dort kann, wenn man auf der anderen Seite tat­
Jungbauern, entweder als politische Freunde sächlich die europäische Integration anstrebt. 
oder als Gegenredner, bei denen man nur I Es wirr1 [\.L��r at�f der einen Seite von 2ü1cm 
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Hilfsprogramm für die Kleinsten gesprochen 
und auf der anderen Seite darauf hingewiesen, 
daß zum Beispiel in Deutschland innerhalb der 
letzten zehn Jahre über 200.000 solcher 
Kleinstz"\vergbesitze aufgelassen wurden. 

Natürlic h  kommt eine E nteignung nicht in 
Frage, niemand kann dem das 'Vort sprechen, 
und natürlich muß versucht werden, diesen 
Prozeß a uf der Basis der Freiwilligkeit zu ver­
stärken. Aber es muß eine ganze Fülle von 
Möglichkeiten geben, zumindest schon in der 
administrativen Erleichterung der Besitz­
aufstockung und der Kommassierung und aller 
dieser Dinge in Österreich das Tempo mehr zu 
hesc hleunigen. Ich stelle nur fest, auf diesem 
Gebiet - und das ist vielleicht für die Zukunft 
gesehen das wichtigste Gebiet - besteht in 
Österreich kein wirklic h konsequent verfolgter 
Plan, und ich kann mir auch vorstellen, daß 
gerade auf diesem Gebiet eine Einigung zwischen 
den beiden Parteien besonders sc hwierig sein 
würde. 

Nun spielt in der ganzen jüngsten Diskussion 
die 1VIilchpreisfrage eine ii berragende Roll e. Bei 
Milch - ich habe schon gesagt, Milch ist ein 
ganz besonderer Saft - handelt es sich um ein 
Problem, das m it dem Milchpreis wesentlich 
zusammenhängt, mit der Produktionserhöhung, 
mit der Produktionszunahme, mit dem Absatz 
im In- und Ausland ; im Inland ist statt einer 
Erhöhung sogar eine rückläufige Bewegung, 
im Ausland wird vor allem, was die Mol kerei­
produkte anlangt, der Absatz immer schwie­
riger. Also ein ungeheuer schwieriges Problem. 
Und wir haben gehört, daß vor einigen Tagen 
die Vertreter der Pr äsidentenkonferenz beim 
Bundeskanzler und anschließend beim Vize­
kanzler waren, um konkr et ü ber einige Pro­
bleme der Milch\virtschaft zu reden. Nach 
Pressemeldungen hat der Herr Vizekanzler zu­
gesagt, daß umfassende Verhandlungen be­
ginnen sollten. Ich glaube, das ist bei der Bud­
getdebatte immer ei'ne ganz nette Geste. Ic h 
bin neugierig, welche Ergebnisse diese Milch­
verhandlungen im nächsten Jahr bringen 
werden. 

standard bestimmt und weil sie bei einer Sen­
kung eben noch größere Anstr engungen machen 
müßten, diesen eventuell eintretenden Aus­
fall wieder wettzumac hen. Infolgedessen m uß 
die erste Sorge für alle sein : Wie kann man den 
Milchkonsum im Inland stärken, wie kann man 
die Exportprobleme lösen? 

Hier stehen wir nun vor folgender Lage. 
Wir haben im heurigen Jahr, 1960, bereits 
wieder einen überschuß, einen Butterberg von 
6000 t. Ich habe im Ausschuß von 3000 t ge­
sprochen ; ich war unrichtig informiert. Nac h  
elen jetzigen Informationen sind e s  6000 t 1960, 
7000 t 1961, 9000 t 1963 und 1965 11 .500 t. 
Das bedeutet also eine Entwicklung, die sehr 
problematisch ist und die eigentlich nicht nur 
verlangt, daß man j etzt sehr schnell für das 
kommende Jahr wiederum irgend etwas an 
einem Provisorium schafft, sondern daß man 
schon langfristiger planend dem Problem an den 
Leib rücken müßte. 

Nun hat die Landwirtschaft eine ganze Reihe 
von Vorschlägen " gemacht, was jetzt zu ge­
schehen hätte. Diese Vorsc hläge - es sind 
über ein Dutzend - werden, so glaube ich, 
nicht alle durchgesetzt werden, sondern was 
in den nächsten Wochen und Monaten im Ver­
laufe des Jahl'es 1961 passiert, ist die 
Aktivierung des Krisenfonds, ist die Hinauf­
s etzung von jetzt 2 auf 10 Groschen - alles 
Mittel, mit denen sich die Landwirtschaft schon 
einmal s elbst helfen mußte, nämlich die Preis­
dilferenz en, die sich beim Export z\vischen 
Auslands- und Inlandspreis ergeben haben, aus 
eigenen Mitteln zu tragen. Als der Krisenfonds 
15 Groschen betragen hat, wa.r der Gesamt­
abzug 224 Millionen Schilling, die die Landwirt­
schaft hergeben mußte, und sie wird auch im 
kommenden Jahr be i dieser Exportfinanzierung 
,,,ieder allein sein. 

Meine Dam en und Herren! Ich halte das für 
ungerecht, weil di0 Produktionssteigerung in 
der Land wirtsc haft im Verhältnis zu den 
Ze iten vor 1938 eine entscheidende Voraus­
setzung gewes en ist, unsere Handelsbilanz so 
zu verbessern, daß wir j etzt eine aktive Zah-

Kollege Steiner hat gestern hier - auch lungsbilanz im Verhältnis zur Ersten Republik 
im Gegensatz zu gewissen Kollegen seiner haben. Die Einfuhrersparnis durch die Pro­
Partei - erklärt, er bestreite, daß es eine duktionserhöhung war 6,75 Milliarden Schilling 
Milchü berproduktion gibt. Es besteht ja im Berichtsjahr 1959, der Exporterlös ist um 
auch gar kein Zweifel, wie immer Sie, meine 1 Milliarde höher, als er nach den Produktions­
Dam en und Herren, die Milchpreisfrage ge- ergebnissen vom Jahre 1937 gewesen wäre. 
stalten : die Zunahme der Milchproduktion Das, was hier in der Handelsbilanz erspart 
um ungefähr 3 Prozent in den nächsten beziehungsweise gebracht wird, ist mehr, 
Jahren können wir als eine gegebene Tatsache als der Fremdenverkehr bringt. Wenn das 
annehmen. Wenn Sie den IVlilchpreis erhöhen, aber so ist, kann man auch die Landwirtsc haft 
wird diese Zunahme der Produktion eintreten, bei der Notwendigkeit, im Export auf den 
wenn Sie ihn senken, wird sie a uch eintreten, europäisc hen Märkten zu bleiben, nicht im 
weil für die große Masse der österreichischen Stiche lassen, wenn sie wieder in die Schwierig­
bäuerlichen Betriebe der Milchpreis den Leb ens- , lmit kommt, ihre überschüsse unterzubringen. 
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Eine zweite Sache, die auch in dem Zusam- I aus dem Ausland, aus der Schweiz, gebracht, 
menhang aktuell ist und besprochen wird, ist eine Staffelung nach der Küheanzahl oder nach 
die Frage der Rückkehr zum natürlichen Fett- der angelieferten Milchmenge durchführen. 
gehalt der Milch, Fälschlich wird immer von Ich glaube erstens einmal, wenn man Ver­
einer Auffettung geredet, Wir haben eine hältnisse aus anderen Ländern zitiert, dann 
Abfettung erlebt, und zwar aus einem damals muß man das Gesamtsystem schildern, denn 
wirtschaftlich notwendigen Grund, Man hat wir wissen ja nicht, was die Schweiz unter­
gesagt, um die Fettversorgung im Inland nommen hat, um zum Beispiel die Nutzvieh­
zu sichern, ist es notwendig, die Milch von produktion zu erhöhen ; beim Nutzvieh­
ihrem natürlichen Fettgehalt von 3,6 Prozent export gibt sie jedenfalls wesentlich höhere 
auf 3,2 Prozent abzufetten, Subventionen, als das in Österreich der Fall 

I ' h  h t . h di S't t' d ist. Das heißt also; man muß die einzelnen nZWlSC en a SIC e 1 ua Ion grun - S " ' 
G 1 d .. d t d '  s:" I d " tutzungsarten 1m esamtkomplex betrachten, egen gean er , un mlO ge essen ware es . E'  1 t " I' h d lt V h"lt ' wenn man eme mzelmaßnahme vorsch agen nur na ur lC , zu en a en er a nissen . , , " . " 

,. kz k h d di Mil h k s:" Will, um SIe m OsterrelCh zur Durchfuhrung zuruc u e ren un e c so zu ver aUlen, 
b . 

wie sie die Kuh hergl
.
'bt, also mit jenen zu

Z 
rmgen"

t W' 11 d d h h 'l O 4 P t b . h . 0 5 P t um ZWei en : le so enn as gesc e en . , rozen eZIe ungsweIse , rozen , 
D' An '  hl d M'l hk" h . d B t . b ' . ' d  Ie za er 1 c u e In en e fle en dIe Jetzt herausgenommen werden. Nun WIf , ' 

, 
d t di K t llt gemessen an der angelIeferten Menge, stellt elngewen e ,  e onsumen en wo en es . p . 

, ht d' K t hOO tt ' . h ' ' h  SICh so dar : 24,4 rozent der MIlch werden von nlC , 18 onsumen en a en SIC InZWlSC en , . . , di . :t tt M'l h " hnt d Jenen Bauernbetneben angelIefert, die nur an e ,:elll�er e, e ,I c ge�o , �s 
einen Kuhstand zwischen 1 und 4 Kühen Problem m Osterretch Sei ohnehm das, Wie 
h b B t ' b  't 4 d 7 K " h  r f, man mehr Diätkost durchführt ; wenn schon a , en, e ne e ml .un , u en le ern 

. I L t 't U'· b ' ht '  k" WeItere 41 ,8 Prozent, das ergIbt zusammen so VIe e eu e ml ergewlC rmgen, onne . . ht h d U ' h d schon 66,2 Prozent , Jene Betnebe aber, man nlC noc en nsmn mac en un , , .. ,. 
auf der andern Seite die Milch auffetten. die ZWischen 8 und 15 Kuhen haben, mussen 

nach unserer Auffassung auch absolut dazu-
Meine Damen und Herren ! Der Kalorien- gerechnet werden, sie liefern 25,1 Prozent, 

verbrauch des Österreichers ist im Durch- sodaß also jene Besitzgrößen , bei denen man 
schnitt 2820, und die Milch nimmt dabei auf Grund ihrer jetzigen Einkommenslage 
einen ganz verschwindenden Prozentsatz ein, nicht rütteln dürfte , 91 ,3 Prozent der Milch­
denn immer noch ist der durchschnittliche menge anliefern . Damit würde aber eine 
Milchverbrauch pro Kopf und Tag 0,3 r. Staffelung nach Besitzgrößen darüber hinaus 
Wenn es gelingt, diesen Verbrauch zu erhöhen, keine wesentliche Rolle mehr spielen, Ulnso­
so entspricht dann ei.ne Auffettung beziehungs- mehr als die wirklich großen Betriebe hier 
weise die Belassung der 0,4 Prozent pro Liter im Osten Österreichs ja ohnehin den Kuh­
ungefähr einem halben Deka Butter, und das ist bestand radikal reduziert haben. Das ge­
eine Kalorienmenge von 40 bis 50 Kalorien. ringe Einkommen, das man aus der Milch­
Also mit Diätüberlegungen komme man uns produktion bekommt, war hier sowieso schon 
hier nicht, wenn es sich auf der anderen Seite regulativ genug. Wenn ich sage, die Betriebe 
darum handelt, von dem vorhandenen Butter- mit 8 bis 15 Kühen müssen dazugerechnet 
überschuß schlagartig rund 2400 t wegzu- werden, dann deswegen, weil ja auch diese 
bringen. Betriebe in den Grünlandgebieten Öster-

Daher glaube ich, daß doch wenigstens reichs gelegen sind und weil man dort keine 
auf dem Gebiet eine Einigung erzielt werden Umstellung von der Milch- und Viehwirt­
könnte, und wenn schon keine Lösung des Pro- schaft auf andere Produktionen vornehmen 
blems, so doch eine fühlbare Entlastung. kann. Es ist nämlich auch nicht 
Wir sind gespannt, aber natürlich auch so einfach, lediglich die Milchproduktion 
pessimistisch hinsichtlich der Realisierung i einschränken zu wollen, weil ja die gesamte 
dieses Programms, und wir fürchten sehr, übrige Wirtschaft, die sich mit Futtermitteln 
daß von allen Vorschlägen der Landwirtschaft und all diesen Dingen beschäftigt, auch an der 
als die Ultima ratio wieder der Krisenfonds Milchwirtschaft mithängt, nachdem in Öster­
übrigbleiben wird, nämlich eine Erhöhung, reich 75 Prozent der Produktion von Feld­
die, wie ich glaube, schon in der Präsidenten- früchten und Getreidearten und so weiter 
konferenz beantragt ist. erst eine Veredelung vor allem durch den 

Nun hat der Herr Kollege Winkler gesagt, Rindermagen erfahren müssen. 
wir sollten eine Staffelung der Preisstützung Ic h  glaube also nicht, daß da;] aus betriebs-
nach den Besitzgrößen machen. Es sei nicht wirtschaftlichen Gründen, aus volkswirtschaft- . 
einzusehen, daß jeder Bauernhof das gleiche, lichen Gründen und auch vor allem aus sozial­
nämlich die 50 Groschen bekommen soll, politischen Gründen möglich ist. Wir haben 
sondern man müßte, und er hat auch Beispiele uns mit der Tatsache der zunehmenden Milch-

.. 
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produktion abzufinden, und wir haben nun 
daraufhin eine Agrarpolitik auf diesem Sektor 
aufzubauen. 

Ich möchte nicht auf gewisse andere Er­
scheinungen näher eingehen, aber sie nur 
ganz kurz nennen, Erscheinungen bei Obst, 
Wein und Geflügel, die von Jahr z u  Jahr 
auftreten . Ist die Ernte sehr gut, dann gibt 
es immer die Schwierigkeiten, wie diese 
Produkte untergebracht, wie sie kon­
serviert werden, welche Marktentlastungsmaß­
nahmen getroffen werden. Und es berührt 
uns merkwürdig, wenn immer erst dann, wenn 
eine Situation gegeben ist, eine Vorsprache 
beim Ministerium stattfindet und man dort 
sagt, in Zukunft werden langfristige Maß­
nahmen getroffen, um eine wirkliche Markt­
entlastung herbeizuführen .  

Die Agrarpolitik m u ß  eine solche sein, 
die langfristig in die Zukunft plant und die 
die Bauern von der Sorge befreit, immer 
dann in besondere Schwierigkeiten zu kommen, 
wenn ein besonderer Erntesegen festzustellen 
ist. 

Ich möchte zum Schluß kommen und 
möchte sagen : Die österreichische V olks­
vertretung, die Regierungsparteien haben sich 
zu entscheiden, ob sie eine Landwirtschafts­
politik machen wollen, die geeignet ist , die 
Existenz unserer Landwirtschaft zu sichern 
und das zu erfüllen, was im § 2 des Land­
wirtschaftsgesetzes an Zielen aufgestellt wird, 
nämlich einen gesunden Bauernstand zu haben, 
der in sozialer Hinsicht mit der Allgemein­
entwicklung mitgeht oder nicht. Wir haben 
uns zu entscheiden, ob dieser Nationalrat 
mehr will, als der Bauernschaft nur zu ge­
statten, in Freiheit zu überleben, ob. er 
tatsächlich die Landwirtschaft mit den übrigen 
Wirtschaftsgruppen unseres Landes gleich­
ziehen will. 

schaft eintritt, sehr notwendig, eine kauf­
kräftige Landwirtschaft zu besitzen. 

Ich glaube aber auch, daß es nicht Über­
legungen sein dürften, die Produktion in 
Österreich einzuschränken, weil wir uns über­
legen müssen - ich möchte das noch einmal 
unterstreichen, was gestern der Herr Abge­
ordnete Czernetz gesagt hat und woran 
ich heu�e schon angeknüpft habe -, daß 
wir in einer Zeit leben, in der unser Schick­
sal nicht mehr allein durch das bestimmt 
wird, was in Österreich geschieht, wo es 
keine Sicherheit für unsere Neutralität gibt, 
wo wir politisch verflochten und verbunden 
mit der ganzen Welt sind und wo jede poli­
tische Erscheinung und jede soziale Erschüt­
terung ihre Rückwirkungen auch · auf unser 
Leben in diesem Staate haben müssen. Wenn 
vor einigen Wochen, ich glaube, 39 Nobel­
preisträger im UNO-Generalsekretariat vor­
gesprochen und den Vorschlag gemacht haben, 
man müsse eine weltweite Geburtenbeschrän­
kung initiieren, weil im Jahre 2000 6,2 Mil­
liarden Menschen vorhanden sein würden, 
die Weltproduktion in der Landwirtschaft 
aber sinke und daraus Hunger, Revo­
lutionen und Explosionen resultieren, dann, 
meine Damen und Herren, ist das eine Weichen­
stellung auch für unsere eigene Politik : nicht 
daran �u denken, in diesem Europa oder in 
Österreich Produktionen einzuschränken, son­
dern mitzuhelfen, dieses weltweite Problem 
zu lösen. 

Wir haben in den USA einen täglichen 
Ver brauch von 3000 Kalorien, in Österreich 
einen solchen von 2800, in Indien 1500 Kalorien 
und in Bolivien einen Verbrauch von 1 200 Kalo­
rien. Sie sehen also, welche Spannungen 
es gibt. Wir müssen mit Erschütterung fest­
stellen, daß es hunderte Millionen, ja Milliarden 
Menschen gibt - denn VOll den derzeit 
2 % Milliarden Menschen werden ja nur ungefähr 
750 Millionen wirklich satt -, die hungern. 

Wir sind der Auffassung, daß es heute 
Schwierigkeiten gibt, Übergangsschwierig- Hier ist uns die Aufgabe gestellt, in der 
keiten, daß wir nicht fertig geworden sind Zukunft diesen Völkern zu helfen, denn in 
mit der sonst so zu begrüßenden Zunahme der ersten Stufe wird nicht die Errichtung 
der Produktion über den Inlandsbedarf hin- großer nationaler Industrien möglich sein, 
aus und daß wir deshalb alle Anstrengungen sondern in der ersten Stufe wird man einmal 
machen müßten, um den Inlandsbedarf zu die primitivsten Lebensbedingungen erfüllen 
stärken, aber zu Preisen, die ein gerechtes müssen ; diese Lebensbedingungen beginnen 
Einkommen für die Landwirtschaft darstellen. beim Essen und sie gehen dann über vVoh­
Dies auch im Interesse unserer österreichischen nung und Kleidung weiter. 
Industrie, denn diese Industrie wird sehr Meine Damen und Herren l Vor kurzem 
bald auf verschiedenen Gebieten in eine Lage -hat der amerikanische Präsident gesagt, 
kommen, wo sie den Bedarf erst künstlich Amerika wolle nicht mehr in eigener Regie 
schaffen muß , während in der Landwirtschaft seine Agrarüberschüsse in diese Welt bringen, 

• ein noch sehr großer ungedeckter, echter Be- sondern es soll dafür die internationale Or­
darf vorhanden ist. Für den Absatz unserer ganisation der F AO herangezogen werden. 
Industrie aber ist es gerade in Zeiten, wo Das ist ein sehr richtiger, ein sehr vernünftiger 
vielleicht eine Abschwächung der Weltwirt- Plan, denn man kann einerseits den Ameri-
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kanern nicht zumuten, daß sie neben der ' für die Gesamtwirtschaft mit sich bringt. 
Zurverfügungstellung dieser Nahrungsmittel Die durch die Hochwässer vernichteten ·Werte 
auch noch die Kosten des Transportes in die in der Landwirtschaft, bei Industrieanlagen 
Notstandsgebiete übernehmen. Andererseits oder in der Privatwirtschaft, die Schäden 
wird auch den Amerikanern immer wieder an öffentlichen Verkehrsanlagen, an Straßen, 
vorgeworfen, daß sie mit dieser Methode an Brücken, an Eisenbahnen, in Siedlungs­
politische Propaganda, Machtpolitik im Rah- gebieten und die zahlreichen Schäden am 
men des Wettkampfes zwischen West und Vermögen physischer Personen stellen ein 
Ost betreiben. Deshalb ist eine Interna- Vielfaches jener Kosten dar, die eine recht­
tionalisierung dieser Hilfe im Rahmen der zeitige Vorsorge gegen Hochwasserschäden 
bestehenden Organisation notwendig. Und erfordern würde . 
wenn gestern einmal hier i n  diesem Hause Wenn auch durch Schutzwasserbauten Na­
gesagt wurde : Richtig, Österreich kann und turkatastrophen nicht völlig verhindert wer­
darf sich nicht ausschließen bei der Bewälti- den können, so hat es sich doch als eine 
gung dieser Frage t, dann hat die österreichi- unumstößliche Tatsache erwiesen, daß durch 
sehe Landwirtschaft, die österreichische Agrar- eine rechtzeitige Vorbeugung gegen Hoch­
politik einen festen Platz in dem Hilfspro- wässer viele katastrophale Auswirkungen ver­
gramm, den Hunger heute und morgen in hindert werden können. Der rechtzeitige 
der Welt zu bekämpfen und auch zu ver- Schutz vor den verheerenden Auswirkungen 
hindern, daß jemals durch nationale Kata- der Hochwässer, die rasche Behebung von 
strophen in Österreich selbst noch einmal Hochwasserschäden, die laufend gute In­
der Hunger eintritt . standhaltung bestehender Schutzwasserbauten 

Daher kann es für die Landwirtschaft sind daher wirklich ein Gebot des sparsamen 
keine Empfehlung sein, die Produktion ein- Wirtschaftens .  
zuschränken, sondern sie m u ß  weiter intensiv Aus den Berichten der Tages- und Wochen­
arbeiten, sie muß Qualitätswaren erzeugen. presse, der Wochenschauen und so weiter 
Sie muß aber andererseits von einem besseren sind ja die Hochwasserschäden der letzten 
Landwirtschaftsgesetz verlangen können, daß Jahre noch in lebhafter Erinnerung. 
sich die Arbeit, die Mühe, der Schweiß in Es ist unter Berücksichtigung dieser Um­
der Landwirtschaft auch in einem sozial stände wirklich bedauerlich, daß die ordent­
gerechten Einkommen ausdrücken. (Beifall lichen Budgetmittel für Maßnahmen heim 
bei FPÖ und Ö VP.j Flußbau, bei der Wildbach- urid Lawinen-

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr verbauung, aber auch beim land wirtschaft­

Abgeordnete Mittendorfer zum Wort gemeldet. lichen Wasserbau keine den Notwendigkeiten 

Ich erteile es ihm. entsprechende Erhöhung gefunden haben, ja 
im Gegenteil zum Teil noch verkürzt wurden. 

Abgeordneter Mittendorfer : Hohes Haus ! 
Verehrte Damen und Herren t Bei der Be­
ratung des Kapitels Landwirtschaft wird 
immer wieder sowohl im Ausschuß als auch 
im Plenum von den Sprechern der im Hause 
vertretenen Parteien auf die Bedeutung des 
Wasserbaues, der Wildbach- und Lawinen­
verbauung hingewiesen. 

Die Belange des Wasserbaues, der Schutz­
und Regulierungsbauten liegen ja nicht nur 
im Interesse der da,von unmittelbar Betrof­
fenen, sondern stellen zufolge bestehender 
Zusammenhänge mit der Wirtschaft, dem 
Verkehr, den Landeskulturen eine sehr wich­
tige Aufgabe dar, die von den übrigen Auf­
gaben des Staates nicht getrennt werden 
kann. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre und 
insbesondere die Katastrophen im Jahre 1959 
haben eindeutig gezeigt, daß jede Verzögerung 
bei der Behebung der H ochwasserschäden 
und jede weitere Verzögerung einer planvollen 
Tätigkeit auf dem Gebiete des Schutzwasser­
baues eine immer größer werdende Belastung 

Es handelt sich bei der richtigen Bemessung 
der Beträge für die Maßnahmen des Schutz­
wasserhaues nicht um unhegrenzte Forde­
rungen, weil die verfügbaren Arbeitskräfte, 
die vorhandenen Maschinen und auch der 
gesamte dazu notwendige Verwaltungsapparat 
über einen bestimmten Umfang nicht hinaus­
wachsen können. Es wäre aber bedauerlich, 
wenn vielleicht in Ermangelung von Mitteln 
Arbeitskräfte, die im Wasserbau tätig sind, 
entlassen werden müßten. 

Die Annpohme, durch Kürzungen der Kredite 
oder durch Nichtbeistellung der für den 
Schutzwasserbau notwendigen Mittel echte 
Einsparungen erzielen zu könn8n, hat sich 
bisher immer noch als bedauerlieher Trug­
schluß erwiesen. Werden im Budget nicht 
ausreichende Mittel bereitgestellt, so müssen 
erfahrungsgemäß zwangsläufig wesentlich 
höhere Beträge für die Behebung auftretender 
Hochwasserschäden unter den verschiedensten 
Titeln zur Verfügung gestellt werden. 
. Auch der im Jahre 1 959 auf Grund der 
wiederholten Forderungen der Abgeordneten 
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aller Fraktionen in diesem Hause geschaffene 
HochwasserSbhädenfonds ist nicht in der Lage, 
die Lücken völlig zu schließen, die im gesamt­
wirtschaftlichen Interesse geschlossen werden 
müssen. 

Die Mittel des Hochwasserschädenfonds wer­
den ja  nicht zur Gänze für Maßnahmen des 
Schutzwasserbaues, dessen ordentliche Kredit­
ansätze weit unter der notwendigen Höhe 
liegen, verwendet. Die Mittel des Hochwasser­
schädenfonds werden für Maßnahmen beim 
Straßenbau und für solche der Bundesbahnen 
herangezogen, wo es doch möglich erschiene, 
allfällig aufgetretene Hochwasserschäden aus 
den dort zur Verfügung stehenden ungekürzten 
Kreditansätzen zu bedecken. 

Der Umstand, daß durch die zu geringen 
Wasserbaukreclite und wegen der im voraus 
nicht bekannten Höhe der Mittel begonnene 
Arbeiten mitunter zwangsläufig eingestellt oder 
eingeschränkt werden müssen, um andererseits 
aufgetretene Schadensfälle wenigstens not­
dürftig zu beheben, bringt es mit sich, daß 
größere, vordringliche, vorbeugende Schutz­
wasserbauten nicht oder nur unzureichend 
begonnen werden können. 

Diese Umstände geben Anlaß, in der Öffent­
lichkeit den Eindruck einer Desorganisation 
und einer mangelnden Planung zu erwecken. 
Ein solcher Vorwurf wäre allerdings unge­
recht, weil die Ursachen dieser bedauerlichen 
Situation einerseits in den einschneidenden 
Kürzungen der seinerzeit bestandenen ordent­
lichen Wasserbaukredite und andererseits in 
der unsicheren Zuteilung von Fondsmitteln 
gelegen sind. 

Es ist daher den zuständigen Wasserbau­
dienststellen trotz größter Bemühungen und 
trotz des Nachweises größter Einsatzfreudig­
keit nicht möglich, rechtzeitig und wirksam 
vorauszuplanen und vorsorglich zu bauen. 

Trotz der allseits anerkannten Leistung 
des Hochwasserschädenfonds sind die daran 
geknüpften Hoffnungen bisher noch nicht 
erfüllt. Der Umfang der Schadensfälle und 
Schadensbehebungen im ganzen Bundesge­
biet und ins besondere in den Ge bieten der 
hauptgeschädigten Bundesländer geht aus dem 
Umstand hervor, daß es - sich um die Be­
hebung von zirka 900 Schadensfällen handelt, 
die ein Gesamterfordernis von etwa 900 Mil­
lionen Schilling aufweisen, für welche 600 
bis 700 Millionen Schilling an Bundesbei­
trägen erforderlich wären. Dabei sind die 
kaum weiter aufschiebbaren vorbeugenden 
Maßnahmen nicht berücksichtigt. 

Da seit 1952 keine Anpassung der Bundes­
mittel für den Wasserbau, wie dies allein nach 
dem Bauindex erforderlich gewesen wäre; 
erfolgte - wozu auch festzustellen ist, daß 

schon 1952 der Kreditumfang dem Bedarf 
nicht entsprach -, ist es verständlich, daß 
beim Schutzwasserbau, also für Flußbau, land­
wirtschaftlichen Wasserbau und für Wild­
bach- und Lawinenverbauung, ein Rückstand 
vorhanden ist, dessen Bauvolumen mit etwa 
2,5 Milliarden beziffert wird. Es ist daher 
begreiflich, daß bei dieser Situation eine 
größere Schadensanfälligkeit bei eintretenden 
Hochwässern vorhanden ist. 

Der große Bedarf an Wasserbaukreditell 
ergibt sich auch aus dem Umstand, daß wir 
in Österreich eine große Dichte an Flußläufen 
verzeichnen müssen und annähernd rund 
1 00.000 Kilometer Wildbäche und Flüsse 
vorhanden sind. 

Es wird nur dann möglich sein, dem Bedarf 
an Schutzmaßnahmen zu entsprechen, wenn 
die Wasserbauverwaltung die vorhandenen 
Baumaschinen ergänzt, alte Baugeräte durch 
moderne, leistungsfähige Maschinen ersetzt 
und dadurch in die Lage kommt, noch 
rationellere Arbeitsmethoden anzuwenden als 
bisher. Dies setzt allerdings voraus, daß die 
Mittel, welche für die Anschaffung entsprechen­
der Maschinen erforderlich sind, gegeben 
werden. 

In diesem Zusammenhange sollte auch 
geprüft werden, ob nicht der Hochwasser­
schädenfonds in erster Linie die gekürzten 
Wasserbaukredite im Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft ersetzen sollte und 
�rst die restlichen noch verfügbaren l\EttaI 
nach Maßgabe des Bedarfes auf die einzelnen 
Ressorts aufgeteilt werden sollen. Auch hier 
ist zu bedenken, daß entsprechend dem Um­
fang der Arbeiten der Anteil des Bundes­
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft 
höher zu halten wäre als bisher. 

Trotz der aufgezeigten unbefriedigenden Ver­
hältnisse muß anerkennend hervorgehoben 
werden, daß mit Hilfe des Hochwasserschäden­
fonds immerhin seitens der Wasserbauver­
waltungen für Fluß- und Wildbachverbau­
ungen rund 350 Bauvorhaben in Angriff 
genommen werden konnten , welche ein Bau­
volumen von fast 500 Millionen Schilling dar­
stellen, für welche aus Fondsmitteln bisher 
1 20 Millionen Schilling gegeben werden konn­
ten . Sicher eine anerkennungswerte Leistung, 
doch im Hinblick auf den großen Bedarf leider 
noch nicht in dem Maße fühlbar, wie es 
im gesamtwirtschaftlichen Interesse notwen­
dig wäre. 

Mit einiger Besorgnis muß den diesbezüg­
lichen Bemühungen im Jahre 1 96 1  entgegen­
gesehen werden. Die. begonnenen Arbeiten 
erfordern für die Fortsetzung im Jahre 1961 
eine solche Höhe an Fondsmitteln, daß es 
kaum möglich sein dürfte, aus dem Hoch-
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wasserschädenfonds dringend erforderliche 
vorbeugende Maßnahmen zusätzlich zu 
dotieren. Es erscheint dies nur dann möglich, 
wenn die Fondsmittel tatsächlich und aus­
schließlich für reine Wasserbauschutzmaß­
nahmen verwendet werden können. 

Wenn wir nun immer wieder gezwungen 
sind, auf die völlig unzureichende Dotierung 
des Schutzwasserbaues hinzuweisen, dann 
wollen wir aber auch gerechterweise aner­
kennen, daß dennoch innerhalb der letzten 
15 Jahre auf diesem Gebiet Gewaltiges ge­
leistet wurde. Ich glaube, es ist auch unsere 
Pflicht, den dort beschäftigten Planern, Tech­
nikern und nicht zuletzt den braven Arbeitern, 
die oft unter den denkbar schwierigsten Ar­
beitsbedingungen ihre Arbeit zu verrichten 
haben, öffentlichen Dank zu sagen. 

Mir ist nicht unbekannt - und das will 
ich abschließend sagen -, daß an den An­
sätzen des zur Beratung stehenden Bundes­
finanzgesetzes keine Änderungen mehr vorge­
nommen werden können. Doch fühle ich 
mich als Abgeordneter eines Gebietes, wo 
dauernd mit Hochwassergefahren zu rechnen 
ist, verpflichtet, mit allem Nachdruck zu 
verlangen, daß im Budget 1962 diesen von mir 
nur kurz aufgezeigten Umständen weitgehend 
Rechnung getragen wird, um in Zukunft 
wirklich wirksam an dem Grundsatz einer 
sparsamen Verwaltung festzuhalten, was sich 
ausdrücken läßt in dem Satz : Vorbeugen 
ist besser als heilen t ( Beifall bei der 
Ö VP.j 

Präsident : Als nächster Redner ist der 
Herr Abgeordnete Winkler zum Wort ge­
meldet . Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Winkler : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Im Vorjahr haben einige 
Zeitungen anerkennend festgestellt, daß die 
Debatte über das Kapitel Land- und Forst­
wirtschaft sachlich und in freundschaftlichem 
Geist geführt wurde . Soweit es auf uns 
Sozialisten ankommt, wollen wir es auch heute 
so halten. 

Seit sich der Österreichische Bauernbund 
zur Wirtschaftslenkung bekehrt hat (Heiter­
keit bei der Ö VP), besteht zwischen uns 
kein grundsätzlicher Gegensatz mehr. Es 
ist daher, glaube ich, keine Ursache vor­
handen, daß wir uns bekämpfen. 

Wir haben in diesem Jahr das Landwirt­
schaftsgesetz beschlossen, das Marktordnungs­
gesetz verbessert und seine Geltungsdauer ver­
längert. Wir haben gestern vom Minister 
Thoma gehört, daß er wünsche, man möge, 
wenn notwendig, die Wirtschaftslenkung auch 
auf Waren ausdehnen, die noch nicht in der 
Marktordnung enthalten sind. Das heißt 
also : weitere Lenkung und Verstärkung der 

bisherigen Tendenzen, die vom Standpunkt 
des Sozialismus zu begrüßen sind. 

Es scheint mir wirklich die Zeit gekommen, 
wo es möglich ist, daß wir Sozialisten gemein­
sam mit dem Bauernbul1d Politik machen. 
(Abg. P ri n k e :  Bei der Milch haben wir noch 
nichts bemerkt !) Sie mögen das eine grün-rote 
Koalition nennen. In Schweden besteht sie 
seit Jahren und hat sich recht gut bewährt . 
Ich glaube, daß dies auch in Österreich für 
uns beide, für die Arbeiter und für die Bauern, 
nützlich wäre. 

Zur Fahne des wirtschaftlichen Liberalismus 
stehen ja nur noch die "sieben Aufrechten" des 
Wirtschaftsbundes. Die Bauernschaft hat diese 
Fahne längst verlassen. Wir stellen das mit 
Genugtuung fest und freuen uns darüber . 

Nun gestatten Sie mir konkrete Bemerkungen 
zur Tagesordnung. Wir haben heute zunächst den 
Grünen Bericht zu diskutieren. Wir haben 
am 13.  Juli dieses Jahres das Landwirtschafts­
gesetz beschlossen. Der § 9 dieses Gesetzes 
beauftragt das Landwirtschaftsministerium, 
jeweils bis 1 5 .  September einen Bericht über 
die Lage der Landwirtschaft, den sogenannten 
Grünen Bericht, vorzulegen. Wir geben zu, 
in diesem Jahr stand für diesen Bericht eine 
ungewöhnlich kurze Zeit - zwei Monate -
zur Verfügung. Es ist daher klar, daß dieser 
Grüne Bericht nicht so ausschauen kann und 
nicht so aussieht, wie wir es gerne wünschten. 
Ich sage ausdrücklich , das ist kein Vorwurf. 
Das ist mit der Kürze der Zeit zu erklären. 
Es war überhaupt für die Öffentlichkeit über­
raschend, daß das Ministerium imstande war, 
nach zwei Monaten - es waren außerdem die 
Sommermonate, die Urlaubszeit - diesen 
Bericht vorzulegen. 

Es ist auch nur deswegen gelungen, weil sich 
das Landwirtschaftsministerium einer Ein­
richtung bediente, die schon bisher diese Be­
richte gemacht hat : der Landwirtschaftlichen 
Buchführul1gsgesellschaft in Wien, die unter 
Leitung des Professors Wal�häusl steht. 
Wenn Sie den Grünen Bericht genau ansehen 
und mit den Lageberichten über die Land­
wirtschaft vergleichen, die seit Jahrzehnten 
von dieser Buchführungsgesellschaft heraus­
gegeben werden, so werden Sie finden, daß es 
fast derselbe Bericht ist wie der der Land­
wirtschaftlichen Buchführungsgesellschaft. 

Das ist kein Vorwurf. Das war diesmal nicht 
anders möglich, aber es ist natürlich ein Nach­
teil. Denn die Berichte, die die Buchführungs­
gese1lschaft gemacht hat und vielleicht weiter 
machen wird, haben nicht den Zweck, den der 
Grüne Bericht hat. Der Grüne Bericht-so haben 
wir es uns vorgestellt - sollte eine wirkliche 
Analyse der Lage der Landwirtschaft bringen 
und sollte auch berichten, was bisher an 
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öffentlichen Mitteln sowohl von Seite des 
Bundes wie auch der Länder aufgewendet 
wurde, und er sollte dann aufzeigen, warum 
die bisherigen Maßnahmen nicht so wirksam 
waren, wie wir alle gerne gewünscht .hätten. 
Außerdem sollte man den Schluß ziehen können, 
was weiter an dringendsten Aufgaben wirklich zu 
machen ist. Aus diesen Schlußfolgerungen 
sollte dann eigentlich der Grüne Plan ent­
stehen, den die Regierung einen Monat später, 
am 15 .  Oktober, dem Hause vorzulegen hat. 

Wenn man sich den Grünen Bericht nach 
diesen Gesichtspunkten ansieht, so muß er 
enttäuschen, denn er bringt überhaupt nichts 
über die landwirtschaftlichen Subventionen, 
er bringt nichts - im Gegensatz zum Grünen 
Bericht Deutschlands - über die Steuern, 
über die Steuerleistungen der Landwirtschaft, 
und er ist eigentlich keine logische Begründung 
des Grünen Planes, sodaß hier faktisch der 
Zusammenhang zwischen diesen beiden Be­
richten fehlt. Man hat den Eindruck, man 
hätte den Grünen Plan genauso machen 
können, wenn kein Grüner Bericht bestünde, 
denn der Zusammenhang ist nicht gegeben. 
Ich erkläre : Das soll nicht eine ungerechte 
Kritik sein, sondern eine Feststellung. Wir 
wissen es auch von den Mitgliedern der Kom­
mission, die vom Gewerkschaftsbund und von 
der Arbeiterkammer entsendet wurden, daß 
heuer eben nicht die Zeit dazu war. Ich 
bringe aber diese Kritik hier vor, weil ich 
glaube, man sollte das Gesagte beim künftigen 
Grünen Bericht berücksichtigen. Jetzt haben 
wir ja Zeit dazu, und man sollte aus dem 
Grünen Bericht wirklich das machen, was wir 
uns alle unter ihm vorstellen. 

Und nun gestatten Sie mir einige Bemer­
kungen zum Budget 1 96 1 .  Der Kollege 
Dr. Kandutsch hat bei einigen Gelegenheiten 
bemängelt, daß die Koalitionsregierung zu­
wenig für die Landwirtschaft mache. Natür­
lich sind die Mittel - das wissen wir aus den 
schwierigen Budgetverhandlungen gerade dieses 
Jahres - beschränkt ; aber ich glaube, wir, 
die heiden Regierungsparteien, dürfen uns hier 
zubilligen, daß wir wahrhaftig auch in diesem 
Jahr der Landwirtschaft ganz beträchtliche 
Mittel zugeführt haben, ja daß diese Mittel 
gegenüber dem Vorjahr sogar nicht unwesent­
lich erhöht worden sind. 

Ich darf vergleichen : Der Milchpreisaus­
gleich war im Budget 1 960 mit 798 Millionen 
Schilling angegeben. Im Jahre 1 961 sind dafür, 
das heißt für die Milchpreisstützung plus 
Defizit des Milchausgleichsfonds, 960 Millionen 
Schilling eingesetzt ; das sind rein budgetmäßig 
um 162 Millionen mehr als im Vorj ahr. Der 
Düngemittelpreisausgleich war im Jahre 1960 
mit 2 1 5  Millionen Schilling angegeben ; im 

Jahre 1961 sind dafür 228 Millionen einge­
setzt, das sind um 13 Millionen Schilling 
mehr als im Vorjahr. Der Brotgetreide­
ausgleich war im Vorjahr eingesetzt mit 
291 Millionen Schilling ; in diesem Jahr steht 
da zu meiner Verblüffung ein Betrag von 
269 Millionen, das sind um 22 Millionen Schil­
ling weniger. 

Ich glaube, Herr Minister, hier dürfte ein 
Irrtum vorliegen. Aus den Erläuterungen zum 
Budget ist zu ersehen, daß man heuer mit einer 
Roggen- und Weizenlieferung des Inlandes von 
490.000 t rechnet. Im Vorjahr waren aber 
530.000 t angegeben. Das heißt, nach die­
sem Voranschlag würde man annehmen, daß 
im Wirtschaftsjahr 1960/61 um 40.000 t 
Brotgetreide weniger geliefert werden. Das 
kann nicht stimmen. Wir alle wissen, daß 
wir heuer eine Rekordernte bei Weizen hatten. 
Der Getreideausgleichsfonds nimmt an, daß 
heuer nicht 490.000 t Brotgetreide abge­
liefert werden, sondern er hofft - wir haben 
ja jetzt schon über 435.000 t, soweit ich 
informiert bin -, daß wir es heuer auf über 
600.000 t Inlandsaufbringung bringen wer­
den. Man spricht sogar von 640.000 t. Ich 
glaube daher, daß diese Ziffer im Budget 
mit 490.000 t absolut zu niedrig angesetzt 
ist, was natürlich bedeutet, daß auch der 
Zuschluß des Bundes höher sein wird, denn 
wir geben ja für das Inlandgetreide, für 
Weizen und Roggen, pro Kilogramm einen 
Zuschuß von 55 Groschen. Wenn also heuer 
fast um 100.000 t - so ist die Schätzung -
mehr abgeliefert werden als im Vorjahr, 
so müßte das bedeuten, daß die Stützung 
des Brotgetreides nicht weniger ausmacht 
als im Vorjahr, sondern mindestens - ich 
schätze vorsichtig - um 40 bis 50 Millionen 
Schilling mehr. Ich glaube, daß bei der Ver­
fassung des Voranschlages die Ernteziffern 
noch nicht bekannt waren, und man hat vor­
sichtigerweise weniger eingesetzt als im Vor­
jahr. Es ist kein Zweifel, daß diese Ziffer weit, 
weit - ich schätze um mehr als 100.000 t -
zu gering ist, sodaß in Wahrheit auch für den 
Brotgetreideausgleich - vorsichtig geschätzt ­
um 40 Millionen Schilling mehr ausgeben 
werden als im letzten Jahr. 

Das Kapitel 1 9, Land- und Forstwirtschaft, 
hatte im Vorjahr, wenn ich die Einnahmen 
abrechne, Ausgaben von 565 Millionen Schil­
ling. Für das Jahr 1 961 sind als Nettobetrag 
766 Millionen Schilling eingesetzt, was ver­
ständlich ist, weil darin heuer die 200 Millionen 
Schilling auf Grund des Grünen Planes ent. 
halten sind, die ja vom Herrn Finanzminister 
bewilligt worden sind. Wir haben also hier ein 
Plus gegenüber dem Vorjahr von 201 Millionen 
Schilling. 
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Wir ersehen weiter aus dem Voranschlag, 
daß im Jahre 1960 für die Zuschußrenten­
versicherung der Landwirte 120 Millionen an 
Bundeszuschuß gegeben wurden, wogegen im 
Budget 1961 hiefür 212 Millionen enthalten sind. 
Das ist ein Plus von 92 Millionen Schilling. 
Für die land- und forst wirtschaftliche Sozial­
versicherung waren im Vorjahr 357 Millionen 
an Bundeszuschuß eingesetzt, im Jahre 1961 
- in beiden Fällen ist die Ausgleichszulage 
nicht eingerechnet - 494 Millionen Schilling. 
Das ist eine Erhöhung um 137 Millionen Schil­
ling gegenüber dem Vorjahr. 

Wenn ich nun das alles addiere, so macht 
das im Jahre 1960 2346 Millionen, im Jahre 1 961 
2929 Millionen aus, das heißt um 645 Millionen 
mehr als 1 960. Außerdem wurden die Agrar­
kredite, die im Vorjahr mit 600 Millionen ein· 
gesetzt waren, in diesem Budget auf 970 Mil· 
lionen erhöht ; das ist also eine Erhöhung um 
370 Millionen. Das ist keine Gabe an die Land­
wirtschaft, der Bund bezahlt ja hier nur die 
Differenz der Verzinsung. Die Agrarkredite 
werden für die Landwirtschaft zu 3 Prozent 
gegeben, für die Forstwirtschaft zu 1 Pro­
zent, und der Bund bezahlt hier die Zinsen· 
differenz auf 8 Prozent. Aber immerhin ist 
es eine Erhöhung der Kredite um 370 Millionen 
Schilling. 

Wenn ich mir nun diese Ziffern vergegen­
wärtige, so glaube ich, Hohes Haus, daß wir, 
die Regierungsparteien,  sagen dürfen : Wir 
haben uns redlich bemüht, für die Landwirt· 
schaft etwas zu tun, und das sollte auch die 
Opposition anerkennen. Natürlich ist es die 
Funktion der Opposition, mehr zu verlangen, 
als die Regierung bietet, daher war der: Herr 
Kollege Dr. Kandutsch natürlich der Meinung, 
200 Millionen für den Grünen Plan ist viel zu­
wenig, es sollten 500 Millionen sein. (Abg. 
Dr. Kandutsc h :  Das ist die Meinung des 
Ministers !) Das ist sein gutes Recht, und es 
ist förmlich die Aufgabe der Opposition, mehr 
zu verlangen. Nur glaube ich, hier kommt der 
geschätzte Dr. Kandutsch mit seinem Partei­
freund Dr. Gredler in Konflikt, denn in der 
großen Budgetrede hat sein Parteichef ' dem 
Budget eigentlich vorgeworfen, daß es zu 
hohe Einnahmen vorsehe, das heißt, daß wir 
zuviel Steuern einheben und unter einem 
Steuerdruck zu leiden haben, der es recht. 
fertige, das Budget zu bekämpfen. Wenn man 
einerseits dagegen ist, daß die Einnahmen höher 
sind, dann ist es nicht sehr logisch, wenn man 
andererseits größere Ausgaben für die Land­
wirtschaft verlangt. (Abg. Dr. K andutsch :  
5500 neue Dientsposten sind 500 Millionen 
Schilling !) 

Wenn wir , Herr Dr. Kandutsch, in der Zeit 
der Hochkonjunktur größere Aufgaben haben, 
bei den Bundesbahnen, bei der Post und bei 

anderen staatlichen Unternehmungen, so ist 
es natürlich auch notwendig, daß die Aus­
gaben etwas steigen. Aber im allgemeinen ist 
bekannt, wie sehr wir uns um die Kürzung der 
Ausgaben gestritten haben. Wir haben heute 
festgestellt, daß wir der Landwirtschaft heuer 
um fast 645 Millionen mehr bewilligt haben als 
im Vorjahr, und ich bitte das Hohe Haus, sich 
daran zu erinnern, welch schwierige Verhand­
lungen wir geführt haben, um die Renten­
reform durchzuführen, die in der ersten 
Etappe im nächsten Jahr nach Mitteilung des 
Herrn Bundeskanzlers meiner Erinnerung nach 
606 Millionen Schilling ausmacht . Wenn daher 
hier gesagt wird : um über 600 Millionen mehr, 
so bedeutet das wirklich etwas, und ich glaube, 
es zeigt, daß die Regierung bemüht ist, den 
Bedürfnissen der Landwirtschaft nach Möglich­
keit Rechnung zu tragen. 

Nun weiß ich schon, was dagegen einge. 
wendet wird. Vor allem - das haben wir hier 
schon disk.utiert - steht ein Teil der Herren 
der ÖVP auf dem Standpunkt : Sie dürfen 
doch nicht die Subventionen für Milch und 
für Brotgetreide der Landwirtschaft anlasten, 
denn das sind ja Subventionen, die dem Kon­
sumenten gehören und nicht dem Produzenten. 
(Abg. Wühre r :  Stimmt auch !-Abg. Lackner :  
Da sind wir wieder beim alten Streit !) Ich bin 
nicht dieser Meinung. Mich wundert nur, daß 
diese Meinung auch im Bundesrat vertreten 
wurde, wo der Herr Kammerpräsident vom 
Burgenland, Kroyer, in der Sitzung vom 
20. Juli behauptet hat, daß die Brotpreis­
stützung eine reine Konsumentenstützung 
ist. Der Herr Bundesrat Eggendorfer hat in 
dasselbe Horn gestoßen und erklärt : "Es wird 
uns sehr oft gesagt, daß die Stützungen ein 
Geschenk an die Landwirtschaft seien. Wir 
brauchen keine Geschenke !" - Ich zitiere. -
"Man soll uns echte Preise geben, und wenn 
wir echte Preise haben, dann wird das Odium 
der Subventionen und der Stützungen, das im­
mer wieder auf uns geladen wird, beseitigt sein ."  

Man sagt also : Die Brotgetreidestützungen 
sind Stützungen der Konsumenten. Ich ver­
stehe nicht, wie man das angesichts der Situa. 
tion auf dem Weltmarkt behaupten kann. Ich 
glaube, es ist in diesem Hohen Haus bekannt, 
daß heute auf den Weltgetreidemärkten Un­
massen von Weizen- und Roggenüberschüssen 
vorhanden sind. Ich habe hier einen Bericht 
der staatlichen Commodity Credit Corporation 
von Amerika. Datum : 10.  Oktober 1960. 
Da wird berichtet; daß die amerikanische Re­
gierung für pricesupport, zur Stützung der 
Agrarpreise in den Vereinigten Staaten, am 
31 . August einen Betrag von 8.826 Millionen 
Dollar 'aufgewendet hatte. Wenn ich das in 
österreichische Schilling umrechne, so komme 
ich auf einen Betrag von fast 230 Milliarden 

53. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 77

www.parlament.gv.at



2268 Nationalrat IX. GP. - 53. Sitzung - 7. Dezember 1 960 

Schilling ! Dieser Betrag . wurde zum Auf­
kauf der Überschüsse aufgewendet. 

Wir sehen da eine ganze lange Liste der 
Produkte, die in Amerika als unverkäuf­
lich in den Lagern der Regierung liegen. 
Uns interessiert der Weizen. Vom Weizen 
wird gesagt : Am 3 1 .  August dieses Jahres 
waren von der Regierung 40,48 Millionen 
Tonnen Weizen aufgekauft und eingelagert. 
40 Millionen Tonnen Weizen unverkäuflich 
in den Lagern der Regierung ! (Ruf bei der 
(j V P :  Aber er wird noch gestützt in Amerika !) 
Sehr richtig, die Regierung stützt dadurch, 
daß sie die Überschüsse aufkauft und damit 
den Bauern einen gewissen Preis garantiert, 
der allerdings für amerikanische Verhältnisse 
viel niedriger ist als unserer. 

Und nun frage ich Sie : Wenn wir jetzt 
imstande sind, obwohl Amerika diese Preise 
durch staatliche Einlagerungen stützt, von 
Argentinien den Weizen zu kaufen - nach 
Mitteilung des Getreideausgleichsfonds - um 
1 79 S '  wenn wir imstande sind, den besten 
Manitoba-Weizen von Kanada um 1 ,97 S 
und argentinischen Roggen um 1 ,64 S zu 
kaufen - in diesen Preisen sind immer auch 
die Transportkosten bis nach Österreich in­
begriffen - ;  wenn wir sehen, daß bei alI diesen 
Preisen vom Getreideausgleichsfonds abge­
schöpft wird, das heißt, die Inlandspreise 
liegen weit über den Einfuhrpreisen, dann 
frage ich Sie wieder : Für wen stützen wir 
denn eigentlich ? Für die Konsumenten ? Die 
Konsumenten würden glücklich sein, wenn 
sie den Weizen und Roggen zum Einfuhr­
preis bekämen. Ich sage nicht, daß wir das 
fordern, aber ich spreche von den Weltmarkt­
preisen deswegen, um Ihnen zu zeigen, daß 
heute die Getreidestützung natürlich - das 
wird Ihnen jeder Volkswirtschaftler bestäti­
gen - eine Stützung der Produzenten ist. 
(Abg. Dr. S c h w e r :  Wie ist das dann mit den 
Maschinen ?) Ich sage nicht, daß wir zu 
Weltmarktpreisen einführen sollen, sondern 
ich sage : Wenn die Weltmarktpreise so tief 

. unter den Inlandspreisen liegen, dann ist 
die Stützung im Interesse der Produzenten 
notwendig. Geben Sie das zu. (Abg. Doktor 
Schw e r :  Die "Arbeiter- Zeitung" schreibt aber 
anders !) Nein. 

Die Brotgetreidestützung ist also eine Stüt­
zung der Produzenten, die Konsumenten 
könnten jeden Tag darauf verzichten. (Abg. 
W ü h r e r :  Heute, momentan ! - Dr. Schwe r :  
Das ist eine doppelte Moral ! Die "Arbeiter­
Zeitung" hat ganz anders geschrieben ! - Abg. 
Dr. Migs c h :  Das weißt du ja nicht ! Hast 
es ja nicht gelesen ! - Abg. Dr. S c h we r :  
Gerade habe ich es in der Bibliothek nachge­
lesen ! Aber ich kann den Schmöker nicht mit 

herauf nehmen !) Wenn Sie glauben, daß das 
nur eine momentane Erscheinung ist, dann 
sehen Sie sich die Lage in Amerika an. Es 
war zu Beginn der Ernte ein Überschuß von 
über 30 Millionen Tonnen Weizen vorhanden. 
3i Millionen Tonnen sind geerntet worden ; 
der Inlandsbedarf beträgt 1 6,6 Millionen }'on­
nen. Daraus ersehen Sie, wie groß die Uber­
schüsse sind. Wenn in den Vereinigten Staaten 
eine völlige Mißernte wäre und nächstes Jahr 
nichts wachsen würde, würde das für Amerika 
absolut nichts bedeuten. Im Gegenteil, es 
würde die Überschüsse nur etwas verringern. 
Ich glaube daher, wem die Brotgetreidestüt. 
zungen dienen, ist ei�wandfrei erwiesen: in 
der heutigen Zeit des Uberflusses den Bauern. 
(Abg. W ü h re r :  Herr Kollege, das ist 
Demagogie ! - Abg. Ma r k :  Die Wahrheit 
ist vielleicht �tnangenehm, aber nie Demagogie !) 

Wir Sozialisten haben nie gefordert - das 
möchte ich auch dem Herrn Kollegen Dr . Kan­
dutsch sagen -, daß . zu Weltmarktpreisen 
eingeführt wird. Ich habe die Weltmarkt­
preise hier immer nur zu dem Zweck ange­
führt, um zu zeigen, daß sie heute tief unter 
den Inlandspreisen liegen und daher die 
Stützung eine Stützung der Produzenten ist. 
Aber ich bekenne mich zur Notwendigkeit 
dieser Stützung. Ich bekenne mich dazu, 
weil es in der heutigen Zeit unmöglich wäre, 
der Landwirtschaft diese Weltmarktpreise vor­
zuschreiben. Nur möchte ich von Ihnen, daß 
Sie so ehrlich sind, zuzugeben : Das ist eine 
Stützung für uns, und wir brauchen sie. Darum 
geht es, um nichts anderes. 

Ich habe nie gesagt - das stelle ich fest, 
auch gegenüber Rednern, die etwas anderes 
sagen, und ich bitte das in den Pr�tokollen 
nachzulesen -, daß wir unseren Bauern 
für das Brotgetreide nur den Weltmarkt. 
preis geben sollen. Herr Staatssekretär Wit­
halm sagte in einer Rede : "Die Sozialisten 
fordern die Einfuhr zu Weltmarktpreisen. 
Das wäre der Untergang der Bauernschaft." 
Die Sozialisten haben das nie und niemals 
geforq.ert, sie bekennen sich dazu - und das 
Budget, glaube ich, beweist es -, daß die 
Stützungen im Interesse der Land wirtschaft 
notwendig sind. Das wollte ich hier sagen 
und nichts anderes. Damit ist auch, glaube 
ich, die Behauptung des Herrn Kollegen Dok­
tor Kandutsch beantwortet, der ebenfalls 
sagt, die Sozialisten bieten den Bauern Welt­
marktpreise an. Das stimmt nicht, sondern 
wir wissen, daß in der heutigen Zeit die 
Stützungen notwendig sind. (Präsident Ola h  
übernimmt den Vorsitz .) 

Herr Kollege Dr. Kandutsch hat auch 
die Frage aufgeworfen, ob die Sozialisten 
kostendeckende Preise anerkennen oder ob 
sie Freihändler geworden sind, die alles nach 
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Angebot und Nachfrage regeln wollen. Es 
ist ein merkwürdiger Vorwurf gegen die 
Sozialisten, sie zu bezichtigen, sie seien Frei­
händler. Ich habe hier das sozialistische 
Agrarprogramm von 1 925, in dem klar steht 
- es ist ein ganzer Abschnitt -, wie man die 
Lage der Bauern durch Aufhebung des freien 
Marktpreises verbessern könnte. Es findet 
sich hier ein klarer V orschlag für ein Ge­
treideeinfuhrmonopol, wie das damals genannt 
wurde, fast genau nach dem heutigen Muster 
unseres Getreideausgleichsfonds. Wir waren 
selbstverständlich als Sozialisten immer der 
Meinung, daß man den Bauern nicht dem 
freien Markt überlassen könne, daß man in 
das Marktgeschehen eingreifen müsse. 

Aber man soll etwas anderes verstehen : 
Wenn wir heute darangehen - und wir tun das 
vielfach, ein Beispiel dafür ist die Milch -, 
die Preise staatlich zu regeln, so müssen wir 
uns darüber klar sein, was das bedeutet : 
Wir schalten damit den Regulator Markt­
preis aus. Der Marktpreis hat in der freien 
Wirtschaft eine große Funktion :  die Funktion, 
Angebot und Nachfrage in Einklang zu brin­
gen. Ist eine Ware in nicht genügender Menge 
vorhanden, so wird auf Grund dieses Spiels 
der freien Kräfte der Preis steigen. Weil der 
Preis steigt, steigt das Angebot, und das 
Angebot wird solange steigen, bis die Nach­
frage befriedigt werden kann. Ist auf einem 
Gebiet zuviel Ware vorhanden, so werden durch 
das Überangebot die Preise sinken. Damit 
sinkt dann auch die Produktion, und so kom­
men Angebot und Nachfrage wieder ins Gleich­
gewicht. Das ist das Spiel der freien Kräfte 
auf dem Markt, das ist die Funktion des 
Marktpreises . Ich hoffe, daß die Herren des 
Wirtschaftsbundes mir hier beipflichten. 

Wenn wir aber jetzt - und wir tun es - den 
Regulator Marktpreis ausschalten und einen 
Preis, sagen wir, nach Berechnung der Kosten 
bestimmen, wie man es teilweise bei der 
Milch getan hat, aber uns nicht gleichzeitig 
auch um Angebot und Nachfrage kümmern ­
was geschieht dann ? Dann geschieht das, 
was man jetzt in Amerika hat. Infolge der 
offenbar für die Amerikaner sehr auskömm­
lichen Preise wird mehr produziert, als abge­
setzt werden kann. Die Amerikaner produ­
zieren heute mehr als das Doppelte dessen 
an Weizen, was sie selber brauchen, und die 
Ausfuhr ist sehr schwierig. 

Wir haben dies auch in Österreich bei der 
Milch erlebt . Obwohl man nicht den kosten­
deckenden Preis der Landwirtschaftskammer, 
der 2,57 S betragen hätte, genommen hat, 
sondern einen Preis, der tief darunter liegt 
- 1 ,90 S -, hatten wir vier Monate nach der 
Erhöhung der Milchpreise im Jahre 1956 

schon einen Überschuß an Butter, und wir 
haben am 1 .  Jänner 1 957 den ersten Krisen­
groschen einführen müssen, das heißt, die 
Produzentenpreise wurden wieder ermäßigt, 
weil ein Übera,ngebot vorhanden war. 

Wir müssen uns also darüber klar sein, 
und das predige ich immer : Wenn ich den 
Preis regle, dann muß ich weitergehen und 
muß auch die Produktion und den Ver­
brauch aneinander anpassen -'- eben durch 
andere Mittel, wenn ich den "Regulator" 
Marktpreis dazu nicht mehr benütze. Und 
wir wollen nicht den Marktpreis dazu be­
nützen, daher fordern wir andere Mittel. 
Es ist doch wohl für jeden klar, daß eine dauern­
de Überproduktion nicht möglich ist. Ich 
zitiere hier Ihre eigene Korrespondenz, das 
"Agrarische Informationszentrum", das am 
1 7 .  November 1960 eine sehr kluge Rede 
des Schweizer Wirtschaftsdepartementführers 
Wahlen bringt, der von der Landwirtschaft 
als warmer Freund anerkannt wird. Er 
stellt fest : "Kostendeckende Preise sind auf 
die Dauer nur bei einer einigermaßen markt­
konformen Produktion möglich. Eine chroni­
sche Überschußproduktion wird sich immer 
in der Richtung eines Preisverfalles aus­
wirken." 

• 

Das stellt Wahlen fest, und er hat natürlich 
vollständig recht. Man kann auf die Dauer 
nicht die Preise halten, wenn Überschüsse 
vorhanden sind. Man muß , wenn man die 
Preise regelt, auch den nächsten Schritt tun 
und durch andere Institutionen oder Ein­
richtungen ein Gleichgewicht herstellen zwi­
schen Produktion und Verbrauch. Das ist 
in der Landwirtschaft nicht leicht, das wissen 
wir aus bitterer Erfahrung. Sie haben das 
heuer ja bei der Zuckerrübe gemacht. 
Wir hatten im Vorjahr zu viele Zucker­
rüben, daher haben wir heuer die Anbau­
flächen kontingentiert. Aber das Wetter, das 
für die Urlauber heuer so schlecht war, war 
für den Weizen und für die Zuckerrübe sehr 
gut . Dieses feuchte, kühle Wetter hat bewirkt, 
daß wir heuer eine Zuckerrübenernte haben, 
die uns jetzt über den Kopf wächst. Wir 
haben ein Überangebot, obwohl wir die Zucker­
rübenproduktion wirklich beschränken wollten. 
Das zeigt eben, wie schwierig es in der Land­
wirtschaft ist, diese Anpassung vorzunehmen. 
Aber das kann kein Grund sein, es nicht zu 
versuchen. 

Daher müssen wir bemüht sein, irgend­
einen Weg zu finden, um die Milchproduktion 
dem Verbrauch anzupassen. Das kann man tun 
durch Steigerung des Konsums, durch Aus­
weitung des Verkaufs oder auch, wie es die 
Schweizer und andere machen, durch eine 
gewisse Beschränkung der Produktion. Aber 
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eines von beiden muß geschehen. Es ist jetzt, 
wie schon mein Herr Vorredner mitgeteilt hat, 
ein Komitee eingesetzt, das sich mit der 
Milchfrage beschäftigt . (Ruf bei der (j V p :  
Gebt dem Bauern, was des Bauern ist !) 
Ich habe selber die Ehre, diesem Komitee 
anzugehören, und muß es daher heute unter­
lassen, über diese Frage zu sprechen, weil ich 
nicht irgend wie in die Verhandlungen ein­
greifen will, solange sie nicht abgeschlossen 
sind. Daher möchte ich mich mit der Milch­
frage heute nicht weiter beschäftigen, sondern 
wollte nur diese grundsätzlichen Bemerkungen 
machen. Aber ich bin überzeugt, daß wir einen 
Weg finden werden, denn ich habe bei den 
ganzen Verhandlungen, die wir in diesem Jahr 
mit Vertretern der Land wirtschaft geführt 
haben, immer das Empfinden gehabt, daß 
wir alle bestrebt sind, wirklich die Mängel zu 
beheben, die zum Teil naturgegeben oder 
durch den Weltmarkt bedingt sind. Wir 
haben uns redlich bemüht, und ich hoffe, daß 
wir auch in dieser schwierigen Frage einen 
Weg finden werden. Das wage ich heute 
schon auszusprechen . 

Gestatten Sie zum Abschluß noch eine 
� Be merkung. Wir Sozialisten sind wirklich 

bestrebt, die Notwendigkeiten und Schwierig­
keiten unserer Landwirtschaft anzuerkennen 
und, wie auch das Budget beweist, unser 
Möglichstes zu tun, um diesen schwer ringenden 
Menschen zu helfen. Aber ich würde wünschen, 
daß dieses Verständnis auch auf der anderen 
Seite bestünde. Ich finde, daß es hier oft,  
wenn ein Sozialist über die Landwirtschaft 
spricht, einen Hagel von gehässigen Zwischen­
rufen gibt. Ich glaube, daß das nicht die 
Atmosphäre ist, die wir brauchen. 

Ich habe vor einigen Monaten einen Artikel 
eines führenden Bauernbündlers aus der Steier­
mark gelesen. In diesem Artikel wurde ausge­
führ t ,  wie ungerecht es in Österreich zugeht : 
Auf der einen Seite haben wir für die Arbeiter 
und Angestellten die 45-Stunden-Woche, und 
auf der anderen Seite arbeiten unsere Bäuerin­
nen und Bauern 7 Tage und 70 und mehr 
Stunden in der Woche . Er hat hinzugefügt, 
das sei leider notwendig, weil es noch keine 
5-Tage-Kuh gibt . 

Das ist, glaube ich, eine richtige und gute 
Formulierung. Es gibt keine 5- Tage-Kuh, und 
daher ist auch die Fünftagewoche für die 
Landwirtschaft sehr schwer durchführbar. Ich 
weiß aber nicht, ob es nützlich ist und der 
Bekämpfung der Landflucht dient, die wir 
alle beklagen, wenn man immer wieder be­
sonders hervorhebt, wie gut es den Städtern 
geht und wie schlecht den Bauern. Es ist ja 
nicht so,  daß auf der einen Seite alles Gold 
ist und auf der anderen Seite nur das Blei. 

Die Dinge sind in der Regel verschieden. 
Gerade infolge der modernen Entwicklung 
sind Stadt und Land heute einander fremd 
geworden. Man sieht den anderen nicht, wenn 
er arbeitet, sondern nur, wenn er feiert . 

Ich darf hier eine persönliche Erinnerung 
erzählen : Ich bin als Schulbub, mit 8 Jahren, 
glaube ich, zum erstenmal mit meinem Vater 
in Wien gewesen. Wir sind durch die glänzen­
den Straßen Wiens gegangen, wir haben dort 
volle Kaffeehäuser gesehen, die Menschen 
wogten in der Mariahilfer Straße und anderswo. 
Wir haben uns das angesehen, und mein 
Vater hat zu mir gesagt : "Ernst, schau dir 
einmal die Wiener an : die arbeiten alle nichts. 
Sie sitzen entweder im Kaffeehaus oder gehen 
auf der Straße spazieren. Und dabei haben sie 
es noch so eilig !" Mein Vater, der in seiner 
Jugend noch mit dem Ochsengespann ge­
fahren ist, war dieses Tempo nicht gewöhnt. 
Er war todunglücklich und hat folgenden Ein­
druck von Wien mitgenommen : Die Städter 
sind lauter Faulenzer, die entweder im Kaffee­
haus sitzen oder spazierengehen. 

Was will ich damit sagen � Ich will damit 
sagen, daß man die Dinge nicht so sehen 
soll. Und wenn daher in der Steiermark -
ich glaube, der Herr Präsident Wallner war 
es - gesagt wird : Fünftagewoche nur in der 
Stadt und nicht auf dem Land, so möchte 
ich antworten : Das sieht s o  richtig aus, 
aber es ist bestenfalls nur eine halbe Wahrheit . 
Glauben Sie denn, daß wirklich alle Städter 
nur 5 Tage in der Woche arbeiten ? Denken 
Sie einmal an die hunderttausende berufs­
tätiger Frauen, die neben ihrem Beruf, in 
dem sie 8 Stunden stehen, eine Stunde oder 
zwei täglich auf der Straßenbahn sitzen, dann 
zu Hause noch kochen und die Kinder betreuen 
müssen. Wenn diese Frauen nach 5 Tagen 
Arbeit am Samstag und Sonntag zu Hause 
sind, glauben Sie wirklich, daß sie dann müßig 
sind und den Herrgott einen guten Mann 
sein lassen, wie man bei uns sagt 1 Das sind 
doch in Wirklichkeit ebenso geplagte Menschen, 
die nicht 5 Tage arbeiten, sondern 7 Tage, 
genauso wie sich die Bäuerin abplagt, die 
ebenfalls diese Doppelbelastung mit der Wirt­
schaft, dem Vieh und mit dem Haushalt hat. 
Es gibt nicht nur keine 5-Tage-Kühe, es gibt 
auch keine 5-Tage-Kinder, und es gibt auch 
keine 5-Tage-Ehemänner (lebhafte Heiterkeit) , 
sie alle sind 7 Tage vorhanden. Es ist die Auf­
gabe der Hausfrau, für sie zu sorgen. Daher 
ist es eine Einseitigkeit, wenn man es anders 
sieht. (Abg. Sche i b e nre if: Die restlichen zwei 
Tage sind die M änner auf Urlaub ! - H eiter­
keit.) Die Politiker schon. (Neuerliche Heiter­
keit.) Das gilt nicht nur für die Frauen, das 
gilt doch auch für die Männer. 
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Ich glaube, wir dürfen hier mit Stolz sagen, 
wir Österreicher sind ein so fleißiges Volk, wir 
sind von Jugend auf so gut erzogen, daß wir 
das Nichtstun als eine Sünde betrachten . Ich 
habe immer noch das Wort im Ohr, das ich 
zu Hause gelernt habe : Wer nicht arbeitet, 
ist ein Tagedieb. Wir, die wir auf dem Lande 
aufgewachsen sind, wissen, was arbeiten heißt, 
wir wissen, daß wir überhaupt niemanden 
sehen können, der müßig ist . So sind wir 
Österreicher. Zehntausende Arbeiter, die die 
45-Stunden-Woche haben, legen sich nicht die 
übrigen Stunden nieder, sondern bauen sich 
Einfamilienhäuser. Fahren Sie durch Öster­
reich und sehen Sie, wie viele zehntausende 
Arbeitsstunden in der Freizeit der Menschen 
geleistet werden. Bei uns auf dem Land 
haben die Menschen ein Stück Grund und 
arbeiten weiter . Oder, meine Herren, gehen 
Sie einmal am Rande von Wien spazieren. 
Zehntausende Schrebergärtner mühen sich 
dort ab, weil sie eben auch in der Freizeit 
eine Beschäftigung wollen. 

Daher, glaube ich, ist es falsch, wenn man 
es so darstellt, als ob die einen 45 Stunden 
arbeiten würden und nichts weiter. Fragen 
Sie doch weiter, wieviel Menschen eine Neben­
beschäftigung suchen, wie viele sich weiter 
betätigen, wie jeder bemüht ist, die Zeit aus­
zunützen. Dann wird man die Dinge anders 
sehen ! Ich möchte sagen, eine solche Dar­
stellung ist auch deshalb nicht nützlich, weil 
sie die Gegensätze, die man doch überbrücken 
sollte, noch eher verstärkt. Was wollen Sie 
denn damit, wenn man sagt : Die anderen sind 
die Faulenzer, und wir sind die Fleißigen � 
(Abg. Ferdinand M a ye r :  Zurück kommt keiner 
mehr von denen, die gegangen sind !) Vielleicht 
geht es ihnen besser, das bestreite ich nicht, 
obwohl ich sagen muß : Viele sind gegangen, 
weil sie gehen mußten. Wir waren zu Haus 
11 Kinder. I I  Kinder können nicht die Wirt­
schaft übernehmen, zehn mußten weg. Ich darf 
Ihnen auch sagen : Ich habe in der Industrie 
gearbeitet und habe auf dem Land gear­
beitet, und ich möchte hier vor diesem Hohen 
Haus feststellen : Die Arbeit, die ich in der Land­
wirtschaft geleistet habe, ist mir heute noch 
oft in schöner Erinnerung. Ich war als junger 
Mann Forstpraktikant im Mühlviertel. Wir 
haben in der Früh Wiesen gemäht ; wenn ich 
mich so erinnere um 4 Uhr früh bei Sonnen­
aufgang, da ist eine würzige, frische Luft 
(Zwischen1'ufe bei der O VP), ja, mit 1 7  Jahren 
hat mir das Freude gemacht, und man sollte 
gerade in diesem Haus die Arbeit nicht herab­
setzen. Ich gestehe, ich denke heute noch mit 
Freuden an diese Zeit zurück. Das System des 
gegenseitigen "Aushebens" - das heißt : wer 
rascher mäht, kann dem anderen den Platz 
wegnehmen - hat uns Spaß gemacht. Wenn 

ich diese Arbeit vergleiche mit der Arbeit am 
laufenden Band, mit der Arbeit an der Ma­
schine, dann muß ich Ihnen sagen : Die Land­
arbeit ist schwer, aber sie hat auch ihre Schön­
heiten. Man ist mit der Natur verbunden, 
man lebt mit der Natur, und jeder Städter, der 
nicht so wie viele von uns auf dem Land auf­
gewachsen ist, der hat viel verloren. Man 
müßte gerade auch diese Seite des Landlebens 
aufzeigen, um dazu beizutragen, daß nicht alle 
davonlaufen, daß nicht alle Menschen glauben, 
in der Stadt sei das Paradies und auf dem 
Land die Hölle. 

Es wäre vielleicht sehr nützlich, wenn man 
die jungen Leute vom Land nicht durch die 
Mariahilfer Straße, sondern durch gewisse Be­
triebe in den Städten und anderswo führen 
würde (Abg. Dr. Schwe r :  Da8 machen wir 
ohnehin !) , damit sie sehen, wie es dort aussieht 
und unter welchen Bedingungen die Leute 
arbeiten müssen. Ich war vor kurzem in einem 
Kalkwerk und bin dort durch den Werksraum 
gegangen, in dem die Kalksteine zertrümmert 
werden. Eine Staubwolke liegt den ganzen 
Tag in diesem Raum. Die Menschen schauen 
aus wie die Müller. (Ruf bei der Ö V P :  Beim 
Drusch staubt es auch !) Der Lärm ist so groß ,  
daß man sich gegenseitig nicht verständigen 
kann. Ich muß sagen, in diesen Räumen zu 
arbeiten, das ist eine wahre Hölle, eine Hölle, 
die man bei der Landarbeit nicht kennt. 
Und gehen Sie zu den Hochöfen, gehen Sie 
in die Eisenindustrie, gehen Sie im Sommer 
zum glühenden Eisen, dann werden Sie wissen, 
daß auch die Industriearbeit Schwierigkeiten 
und Schattenseiten hat. Das auszusprechen 
und gerade den jungen Menschen auf dem 
Land zu sagen, wäre eine dankenswerte Auf­
gabe von uns allen, die wir bestrebt sind, so 
viele Menschen auf dem Land zu halten, als 
dort gebraucht werden. 

Wir sind uns alle darüber klar, daß es in der 
heutigen Zeit der technischen Entwicklung 
eine gewisse Landflucht geben muß, weil die 
Menschen nicht mehr so viel Arbeit haben wie 
früher ; die Arbeit macht zum Teil die Maschine. 
Aber die Landflucht nicht ausarten zu lassen 
und nicht zu solchen Formen zu führen, daß 
überhaupt niemand mehr da ist, der die 
Arbeit macht, das müßte das Bestreben von 
uns allen sein. Das werden wir aber nicht er­
reichen, wenn wir immer nur schwarz und weiß 
malen (Zwischenrufe) ,  wenn wir der Stadt 
alles Gute und dem Lande alles Schlechte 
zuschreiben. So ist es doch wirklich nicht ! 

Herr Kollege Dr. Kandutsch tadelte, daß 
die Sozialisten einen Unterschied machen 
zwischen Groß- und Kleinbetrieb . Ich kenne 
Untersuchungen von Deutschland, die zeigen, 
daß die Rentabilität in der Landwirtschaft 
sehr verschieden ist ; die Differenzierung der 
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landwirtschaftlichen Erträge ist sehr groß 
zwischen Zwergbetrieb, Kleinbetrieb, Mittel­
betrieb und Großbetrieb, und daher kann man 
diese Unterscheidungen mit Recht machen. 

Ich möchte hier abschließend sagen : Wenn 
wir in dem Geist, in dem wir hier im letzten 
Jahr bei der Schaffung des Landwirtschafts­
gesetzes zusammengearbeitet haben, bei der 
Novellierung der Marktordnung, bei der Er­
stellung des Budgets für die Landwirtschaft, 
wenn wir in diesem Geiste in der Koalition 
weiter zusammenarbeiten, dann - ich bin über­
zeugt davon - wird auch dieses Budget der 
österreich ischen Landwirtschaft zum Segen 
und zum Nutzen gereichen. Wir hoffen, daß 
wir in die Lage kommen, nächstens ein noch 
besseres Budget zu machen, wenn die all­
gemeine Lage das erlaubt. Wir dürfen uns 
mit gutem Gewissen sagen, daß wir uns 
auch des heurigen Budgets durchaus nicht 
zu schämen brauchen. Wir haben unser 
Bestes getan ! (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Olah : Als nächster Redner ist 
der Herr Abgeordnete Grießner zu Wort 
gemeldet. Ich erteile es ihm. 

haben, das sehr bedenklich ist. Ich möchte 
darauf verweisen, daß die ordentlichen För­
derungsmittel für die Land wirtschaft und 
den Grünen Plan im Jahre 1 961 rund 570 �,fil­
lionen Schilling betragen, was ungefähr dem 
Stande vom Jahre 1958 entspricht. Dabei darf 
ich darauf verweisen, daß die Titel 3, betriebs­
wirtschaftliche Maßnahmen, Titel 8, Produk­
tionssteigerung und Schutz der Landwirtschaft, 
insgesamt mit einem Betrag von 236,3 Mil­
lionen Schilling und Titel 8 a, Produk­
tionssteigerung und Schutz der Forstwirt­
schaft, mit 20,9 Millionen und das Land­
wirtschaftsgesetz nach § 10 mit 200 Mil­
lionen Schilling dotiert sind, daß also diese 
Titel und die in Zusammenhang mit dem 
Landwirtschaftsgesetz stehende Finanzierung 
des Grünen Planes 457,2 Millionen ausmachen, 
weil ja der Titel 9 im allgemeinen Interesse 
steht und nicht rein landwirtschaftliche Förde­
rungsmaßnahmen darstellt. Der Titel 9 lautet : 
Maßnahmen im gesamtvolkswirtschaftlichen 
Interesse ; er betrifft wasserwirtschaftliehe Bau­
und Erhaltungsmaßnahmen, Wildbach- und 
Lawinenverbauung. Hiefür ist ein Betrag von 
1 13 % Millionen Schilling eingetragen. 

Abgeordneter Grießner : Hohes Haus ! Meine Ich bin natürlich dafür und wir alle sind 
Damen und Herren ! Es ist heute schon dafür, daß besonders die Großverbauung, 
verschiedenes über das Landwirtschaftsgesetz die Wildbachverbauung und die Lawinen-
und damit auch über den Grünen Plan ge- verbauung, im ordentlichen Budget entspre­
sprochen worden, deren Zielsetzung nach chend dotiert werden, und - mein Kollege 
diesem Landwirtschaftsgesetz die Erhaltung Mittendorfer hat es j a  schon gesagt - wir 
eines gesunden Bauernstandes und einer bes- müssen in Zukunft auf Grund der Erfahrungen 
seren Versorgung der Bevölkerung mit Nah- der letzten Jahre erwarten, daß im Normal­
rungsmitteln ist, also einem Gesetz, das budget auch diese Sparte höher dotiert wird, 
sowohl für den Produzenten, aber auch für als es derzeit der Fall ist, weil man bei der 
den Konsumenten von großer Bedeutung ist. Durchführung der Maßnahmen sehen konnte, 

Mit dem Landwirtschaftsgesetz kommt der daß doch die eigentlichen Förderungsmittel 
Grüne Plan zur besonderen Bedeutung, da für die Wildbachverbauung und die Lawinen­
er für die Erreichung der vor genannten verbauungsmaßnahmen das Primäre sind, weil 
Ziele die entsprechenden Maßnahmen und sie ja schon im Laufe des Jahres wirksam 
Finanzierungspläne enthält. Die Bauernschaft werden, während vom Hochwasserfonds die 
Österreichs rechnet damit, daß mit dem Mittel erst im Laufe des Jahres zur Verwendung 
Grünen Plan nicht nur ein Ausgleich der kommen und so nicht in dem Einsatz stehen 
Kürzungen der landwirtschaftlichen Förde- wie die normalen Budgetmittel. 
rungsmittel im Normalbudget erfolgt, sondern Diese Entwicklung ist für die Bauernschaft 
daß der Grüne Plan für ganz bestimmte Maß- nicht leicht verständlich, ich meine hier die 
nahmen, die vom Herrn Bundesminister für Verkürzung der normalen Förderungsmittel, " 
Land- und Forstwirtschaft vorgeschlagen und da in allen Industriestaaten, zu denen ich auch 
von der Bundesregierung gutgeheißen wurden, Österreich zählen will, der Bauernschaft eine 
zur Verwendung kommt. Der Grüne Plan Sonderstellung eingeräumt wird. In Österreich 
hat also die Aufgabe, zusätzliche Mittel zu kommt noch dazu, daß die Preise für die 
schaffen, die Produktionslage zu verbessern agrarischen Produkte weitgehend gebunden, 
und die österreichische Land- und Forst- die Kosten der Produktionsmittel aber nach 
wirtschaft in die Lage zu versetzen, bei wie vor im Steigen sind und der Budgetrahmen 
größeren Märkten und internationaler Kon- im allgemeinen von Jahr zu Jahr nicht un­
kurrenz wettbewerbsfähig zu sein. beträchtlich erweitert wird. Die Kürzung 

Diese Feststellung ist notwendig, da die der landwirtschaftlichen Förderungsmittel hat 
in den letzten Jahren vorgenommenen Kür- es mit sich gebracht, daß die Programme 
zungen der ordentlichen Förderungsmittel für in den wichtigsten Förderungssparten nicht 
die Landwirtschaft ein Ausmaß angenommen I in dem Ausmaß und nicht in dem Tempo, 
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wie es in Anbetracht der wirtschaftlichen 
Entwicklung erforderlich wäre, durchgeführt 
werden konnten. 

Umgerechnet auf die Zahl der in der Land­
wirtschaft tätigen Personen steht Großbri­
tannien an der Spitze. Diese Aufschlüsselung 
gibt, wieder in Schilling umgerechnet, fol­
gendes Bild : Großbritannien 18.300 S, Ver­
einigte Staaten 14.600 S, Holland 8100 S, 
Deutschland 4650 S, Schweiz 3200 S, Nor­
wegen 3200 S, Frankreich 2500 S, Österreich 
1600 S. 

Das war eine der Ursachen, daß es not­
wendig wurde, bestimmte Förderungsvorhaben 
auf Kreditbasis durchzuführen. Ich begrüße 
es, wenn im vorliegenden Budget eine nicht 
unwesentliche Erweiterung des Rahmens für 
Agrarinvestitionskredite vorgesehen ist, ich 
muß aber gleichzeitig darauf aufmerksam Aus dieser Aufstellung ersieht man, 
machen, daß infolge der allgemeinen, in der ' daß auch diese hier genannten Staaten 
Landwirtschaft festzustellenden niedrigen Ka- erfaßt haben, daß ihre Landwirtschaft 
pitalverzinsung und des bei manchen landwirt- I�icht den freien Weltmarktpreisen ausge­
schaftlichen Betriebsgruppen wie bei kleinen hefert werden kann, und ich glaube, es ist 
Bergbauern unverhältnismäßig niedrigen Ein- auch im Interesse unserer österreichischen 
kommens eine Rückzahlung dieser Kredite Konsumenten, daß in den letzten Jahren 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht der Weltmarktpreis bei uns hier nicht ge­
immer möglich sein wird. Dies ist auch eine golten hat, Wenn man die momentane Welt­
der Ursachen, daß manche Bauern, die einen marktpreislage bei Getreide heranzieht, so 
derartigen Kredit sehr dringend brauchen kann man vielleicht ein Bild liefern, das vom 
würden, diesen nicht aufnehmen, weil sie Standpunkt des Konsumenten aus gesehen 
Angst davor haben, die Rückzahlung nicht günstiger ist, aber ich glaube, daß es für die 
leisten zu können. Daraus geht hervor, daß Konsumenten wichtiger ist, mit gleich­
für die erwähnten Betriebssparten auf eine bleibenden Preisen rechnen zu können, denn 
Beistellung von ausreichenden Beihilfen nicht die Landwirtschaft hat ja feststehende Preise, 
verzichtet werden kann, und gerade die Preise der land wirtschaft-

lichen Artikel spielen im Lohn- und im 
Der Herr Kollege WinkleI', mein Vor- I Gehaltswesen eine große Rolle, 
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der Meinung, daß es auch in Österreich nütz­
licher sei, so wie in anderen Staaten die 
Wünsche und die Forderungen der Landwirt­
schaft auf entsprechende Preisregulierung in 
der Richtung hin zu erfüllen, daß man Preis­
stützungen durchführt. Ich glaube auch, 
fast verpflichtet zu sein, nachzuweisen, daß 
dies.� Preisstützungen ja nicht nur bei uns 
in Osterreich, sondern in fast allen Staaten 
der westlichen Welt bezahlt werden. 
Aus einer Mitteilung, die aus einer fran­
zösischen Quelle kommt, ist zu ersehen, daß 
die staatlichen Aufwendungen für die Preis­
s�ützungen für landwirtschaftliche Erzeug­
msse ohne sonstige Förderungsleistungen auf 
den Kopf der Bevölkerung in den hier an­
gegebenen Ländern folgende Beträge aus­
machen :. in den Vereinigten Staaten - in 
Schilling umgerechnet - 625 S, Holland 490 S, 
Norwegen 450 S, Großbritannien 360 S 
Deutschland 320 S, Frankreich 280 S, Schwei� 
280 S und Österreich 210 S. 

Die Bauernschaft war bisher auch der Auf­
fassung, daß öffentliche Beihilfen, die es der 
Bauernschaft ermöglichen sollten, ihre Auf­
gaben zu erfüllen, steuerfrei sind. Nun wurde 
sie durch zwei Erkenntnisse des Verwaltungs­
gerichtshofes überrascht, wonach Bar­
zuschüsse aus öffentlichen Mitteln, also Bei­
hilfen, zu versteuern seien. In einigen kon­
kreten Fällen bedeutet das, daß mehr als 
die Hälfte des Zuschusses wieder als Steuer 
abgeführt werden muß. In da nkenswerter 
Weise hat das Finanzministerium zunächst 
festgestellt, daß der bisherige zweckmäßige 
Zustand noch bis zur Veranlagung für das 
Jahr 1959 aufrecht bleibt. Ich möchte hier 
j edoch mit allem Nachdruck schon jetzt in 
dieser:l Hohen Hause die Forderung stellen, 
daß m Zukunft Zuschüsse nicht in sinn­
widriger Weise durch Steuern empfindlich 
gekürzt werden. 

Ein besonderes Problem, das der Landwirt­
. schaftsförderung viel von ihrer Wirkung nimmt, 

1 72 
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ist die derzeit 1?estehende Bindung von Bundes- I Markt beziehungsweise von Absatzgebieten 
und Landesmitteln. Besonders den finanziell unter großen Schwierigkeiten ihre Produkte 
schwachen Bundesländern ist es nicht immer erzeugen müssen. Gerade diese Bauernschaft 
möglich, die verlangten Landesmittel bereit- ist neben den vorgenannten Schwierigkeiten 
zustellen. Dies führt oft dazu, daß die vom auf die Handarbeit angewiesen und durch 
Bund zur Verfügung gestellten Förderungs- die noch viel zu geringe verkehrsmäßige Er­
mittel nicht voll ausgeschöpft werden können. schließung nicht in der Lage; dem raschen 
Andererseits ist es wegen der Verschieden- Tempo einer zeitgemäßen Landwirtschaft nach­
artigkeit der landwirtschaftlichen Verhält- zukommen. 
nisse in den einzelnen Bundesländern not- Ich freue mich, erklären zu können, daß 
wendig, daß die Länder Förderungsmaß- ein bestimmt guter Anteil der Förderungs­
nahmen finanzieren und durchführen, für maßnahmen auf das Bergbauerngebiet aus­
die im Bundeshaushalt keine Gelder vor- gerichtet ist und daß besonders im Grünen 
handen sind. Um diese Schwierigkeiten aus Plan 1 961 zusätzliche Mittel zur Existenz ­
der 'Velt schaffen zu können und die ein- festigung dieser Betriebe eingebaut sind. 
schlägigen Bestimmungen daher der Wirk­
lichkeit anzupassen, erscheint eine Prüfung 
dieses Fragenkomplexes notwendig. Als erster 
Schritt, der eine wesentliche Erleichterung 
mit sich bringen würde, wird von der Land­
wirtschaft eine globale Anrechnung der von 
den Ländern zur Durchführung der Landes­
kulturförderung aufgewendeten Mittel gefor­
dert. 

Im einzelnen ist zur Landwirtschaftsför­
derung noch folgendes zu bemerken. Die 
Lanchvil'tschaftsförderung wird in den meisten 
Staaten, wie ich gerade vorher am Beispiel von 
der Stützung nachgewiesen habe, betrieben, und 
zwar aus bestimmten Gründen der Ernäh­
rungssicherung und der Hebung des Wohl­
standes der Landwirtschaft betreibenden Be-
völkerullg. 'ViI' alle erinnern uns doch, meine 
sehr geschätzten Damen und Herren des 
Hohen Hauses, an die erlebten Notzeiten. 
vVenll wir auch heute in gew issen Erzeugungs­
sparten der österreichischell Landwirtschaft 
Überschüsse haben, so zeigt dies, daß durch 
den unbändigen Arbeitswillen und die Treue 
zur heimatlichen Scholle unserer Bauern­
bevölkerung gewaltige Leistungssteigerungen, 
welche mit Unterstützung der landwirtschaft­
lichen Org;:misationen ermöglicht wurden, er­
bmcht worden sind. Das ist auch schon von 
meinem Vorredner voll und ganz anerkannt 
worden. 

Wenn man die Ausgabenkredite in der 
ordentlichen Gebarung für das Jahr 1961 
in der Höhe von 922 Millionen Schilling über­
sieht, so muß man dabei doch erwähnen, 
wie ich schon vorhin gesagt habe, daß große 
Summen in diesen Ausgabenkrediten für Maß­
nahmen, die im allgemeinen Interesse stehen, 
eingebaut sind. 

Ich darf mir erlauben, bei dieser Gelegen­
heit zu bemerken, daß die von mir genannte 
Bergbauernschaft in der Hauptsache auf die 
Tierzucht und Viehwirtschaft im allgemeinen 
angewiesen ist und daß heute bei (liesen Bauern 
auch die Milchwirtschaft eine bedeutende 
Rolle spielt. 

Der Herr Kollege WinkleI' hat ja ein ge­
wisses Verständnis gegenüber den landwirt­
schaftlichen Fragen gezeigt. Ich glaube, 
gerade er hat als Mitglied eines Verhandlungs­
komitees, das sich mit der Aufhebung 
der Milchauffettung zu beschäftigen hat, die 
Möglichkeit, sein Wohlwollen und sein Ver­
ständnis entsprechend wirken zu lassen. 
Wir können auf die Durchsekung der Auf­
hebung der lVIilchabfettung, die uns semer­
zeit auch z wangsweise aufgelastet wurde, 
nicht verzichten. Wenn man heute darauf 
verweist, daß Milch mit erhöhtem Fett­
gehalt den Konsumenten praktisch aufge­
zwungen werden müßte, so darf ich feststellen, 
daß die Landwirtschaft im Jahre 1 956 dieser 

Ich habe schon im Finanzausschuß bei Abfettung ja nur unter dem ' Eindruck zu­
der Beratung des Kapitels 19, Land- und gestimmt hat, daß damals zuwenig Butter 
Forstwirtschaft, erklärt, daß es meines Er- da war. Da heute Überschüsse da sind, die 
achtens sehr unklug ist, daß wir in unserem eben auch verkauft werden müssen, ist es 
Bundeshaushaltvoranschlägen fast keinen richtig, daß die Konsummilch wieder ihren 
I{aum mehr für frei verfügbare Mittel haben, normalen Fettgehalt erhalten soll. Wir haben 
die den besonderen Förderungsmaßnahmen ja bei diesen Verhandlungen auch noch andere 
zuge,yendet werden könnten. Die österreichi- Wünsche angemeldet. Gerade auf Grund 
sche Landwirtschaft besteht in ihrer Struktur- gewisser Versprechungen des Herrn Vize­
lage aus einem Großteil von sogenannten kanzlers, die er unserer Abordnung gegeben 
Bergbauernbetrieben, welche einerseits eine hat, hoffe ich, daß wir uns doch in absehbarer 
verhältnismäßig große 'Virtschaftsfl.äche auf. Zeit in dieser Frage finden können, womit 
weisen, andererseits aber infolge ihrer klima- I einer wichtigen Forderung besonders der bäuer­
tischen Lage, ihrer '\veiten Entfernung vom : lichen Betriebe entsprochen würde . 
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Die Gebirgsbauern wissen, daß der Wald Arbeitskräften, sodaß sie dadurch gezwungen 
ein besonderer Schutz für unsere Bergland- ist, zu dem möglichen Maschineneinsatz zu 
wirtschaft ist, daß zum Beispiel die Servituts- greifen, wodurch wir Großkonsumenten unserer 
rechte bei den Bundesforsten oder bei anderen Industrie und handwerklichen Produktion ge­
Verpflichteten wichtige Fundamente unserer worden sind. Wir haben feststehende Preise und 
Existenzsicherung darstellen und wir auf waren nicht in der Lage, wie andere Berufsgrup­
diese Rechte nicht verzichten können. pen der Konjunktur zu folgen. Und gerade der 

Ich darf darauf verweisen,  daß derzeit Bericht des Herrn Landwirtschaftsministers 
bei uns im Lande Salzburg wegen des Um- über die Lage der österreichischen Land­
rechnungsschlüssels ein bestimmtes angespaull- wirtschaft, den er auf . Grund des Landwirt­
tes Verhältnis zwüschen den servitutsberech- . schaftsgesetzes erstmalIg zu machen hatte, 
t ' o'te B ern und auch anderen Berechtigten I gibt ja klare Aufschlüsse über die Lage der 
e��er�eit:u

und den Verpflichteten, das sind I österreicbischen Landw�rtschaft. Ich 
.. 

weiß, 
die Bundesforste anderseits, besteht. Es läuft ! daß man versucht, dIe dort angefuhrten 
ein Behördenverfahren. Wir hoffen, daß dieses Zahlen und Argumente anderH zu deuten, 
Behördenverfahren dazu führen wird, daß I aber ich ßlau?e und bin überz�:lgt, das Hohe 
die Servituts berechtigten wieder zu ihrem Haus WIrd Im L.aufe der nachsten Jahre 
Recht kommen. Ich darf auch gleichzeitig I doc� eine ?ew�sse Übung bekolll.men und �iese 
die Generaldirektion der Bundesforste er- , BerIchte rIChtIg verstehen. Es hegt uns lllC

.

ht, 
suchen den auf Grund der urkundlichen um Almosen zu ersuchen, sondern wir verlangen 
Verpfli�htungen berechtigten Wünschen I g�eic.�es R�ch.t für alle u?d damit auch für 
dieser Servitutsberechtigten soweit wie mög- die �sterrelChlsche �andwIrtscha��. 
lieh Rechnung zu tragen. WIr haben es mIt unseren Uberschüssen 

Es kann aber auch erfreulicherweise fest­
gestellt werden, daß die Waldgesinnung bei 
unseren Bauern, besonders aber bei unserer 
Bauernjugend, stark zugenommen hat, die 
Betreuung des Eigenwaldes sich besonders 
verbessert hat und die Bauern durch Auf­
forstungen von brachliegenden Gründen oder 
von weniger ertragreichen Wiesen und Weiden 
schon für . weite Jahre hinaus im voraus 
Arbeit leisten und trachten, den Waldbestand 
zu vergrößern und zu verbessern. Hier muß 
die Landwirtschaft und Forstwirtschaft in 
gemeinsamem Verstehen zusammenarbeiten, 
um so ganze Arbeit zu leisten, die momen­
tan zwar keine besonderen oder überhaupt 
keine Erträge bringt, aber wichtige Vorsorge­
maßnahmen für die Zukunft darstellt. Des­
halb haben die Landwirtschaftskammern 
eigene Forstreferate eingerichtet, um so eine 
Forstwirtschaftsförderung durchführen zu 
können , die bestimmt ihre Früchte tragen 
wird. 

schwer, weil sich Europa leider in einer un-
erfreulichen und unlogischen wirtschaftlichen 
Zweiteilung befindet. Unsere Ausfuhr , geht 
in ilie traditionellen Absatzgebiete, das heißt 
in die heutigen EWG-Staaten. Sie alle wissen, 
wir sind kein EWG-Land, sondern ein EFTA­
Land. Dadurch ergeben sich steigende Schwie­
rigkeiten. 

Infolge der günstigen Futterlage war die 
Milchproduktion wesentlich höher als im Vor­
jahre. So ergab sich ein ganz bedeutender 
Butterüberschuß, obwohl der Export trotz 
der Sperre des italienischen Marktes auf der­
selben Höhe wie im Vorjahre gehalten werden 
konnte. In den ersten drei Quartalen des 
Jahres 1 960 konnten 4. 200 t Butter exportiert 
werden, das ist nur um 200 t weniger als 
in der gleichen Zeit des Vorjahres. Im 
Jahre 1960 wurden insgesamt rund 5.500 t 
Milchpulver exportiert, während im Vorjahr 
die Exportmenge von Milchpulver 4.374 t 
betrug. 

Neben den Güterwegen sind die Forstanf- I· Sie wissen, daß uns die Rekordernten bei 
schließungswege mit den Hofzufahrtswegen Gerste, Zuck�rrüben und K�rtoffeln besondere 
eine wichtige Einrichtung, um das Bewirt- , Sorgen bereIten. ErstmalIg werden heuer 
schatten unserer hoch- und höchstgelegenen I Expo:te von �:ißzucker sowie im kommenden 
Höfe zu erleichtern.  Wir wissen ja, daß I FruhJahr großere Exporte von Brau­
die Arbeiten nicht immer von jedermann gerste notwendig sein . Ebenso müssen 
verstanden werden und daß man so gerne Kartoffeln heuer in größeren Mengen ausge­
von "Subventionen für die Bauernschaft" führt werden. 
spricht .  Man vergißt dabei, daß alle diese DeI' Schlachtrinderexport betrug in den 
Maßr:.ahmen uns allen reichliche Ver- ersten drei Quartalen 1960 41 .500 Stück. 
zinsung bringen werden, das heißt , daß Im gleichen Zeitraum des Vorjahres waren 
wir auch erwarten können, daß in Notzeiten es um 3.000 Stück mehr, die zum Export 
der Tisch des Volkes gedeckt werden kann . gebracht werden konnten . Zurückzuführen 

Die österreichische Landwirtschaft verliert ist dieser Rückgang auf die große Zunahme 
von Jahr zu Jahr eine sehr große Zahl von der Fleis('h - ,  in8besondere der Gefriel'fleisr:h-
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bezüge Italiens. So wurden zum Beispiel , lastung der österreichischen Exporte um rund 
in den ersten drei Quartalen 1 960 um rund 14 Millionen Schilling. Bei den laufenden Zoll-
30.000 t mehr Fleisch nach Italien geliefert ausgleichsverhandlungen mit der EWG ver­
als im Vorjahr. suchen daher die Vertreter der Landwirtschaft 

'Vir ersehen aus diesen Ziffern, daß wir uns mit allen ' zur Verfügung stehenden Mitteln, 
vom Lebendviehexport auf den Fleischexport diese gefährliche Verschlechterung zu verhin­
umstellen müssen, wozu aber noch bestimmte dern und den gegenwärtigen Zustand auf­
Einrichtungen, wie Schlachthöfe, Gefrierein- rechtzuerhalten. Es stehen nicht weniger als 
lagerungsmöglichkeiten und so weiter, not- 23 Zollpositionen zur Verhandlung, wobei der 
wendig sind, die wir derzeit noch nicht im Schwerpunkt - wie bereits aufgezeigt -
entsprechenden Ausmaß besitzen. auf dem Sektor der tierischen Produktion 

Der Zucht- und Nutzrinderexport ist fast liegt. Eine gen aue Durchrechnung ergab, 
gleich geblieben. In den ersten drei Quartalen daß bei Inkraftsetzung des gemeinsamen 
1960 wurden rund 22.000 Stück exportiert .  A�ß�ntarifes �er �WG �egenüber der gegen­
Für den Export von Nutzvieh ist die kÜnftige wartigen ZollsItuatIOn die Mehrbelastung der 
Zollregelung der EWG von größter Bedeutung. österreichisch�n Agrarexpo:te nach de� Län: 
Sollte der EWG-Außentarif in seiner der- dern der Wirtschaftsgememschaft allem bei 
ze�tigen �ass?-ng nach Ablauf der übergangs- ! den zur V.er?andlung . s�ehenden Positi

.?
nen 

zeit tatsachlIch angewendet werden, würde , rund . 40 . Milh�ne� .SchIllmg . �etragen wurde, 
sich beim Export von Nutzvieh eine ungewöhn- I wobeI �I� bel emlgen P�sI�lOnen. erfolgten 
lich hohe Zollbelastung ergeben. Weibliches Z�llermaßIgungen, zu� BeIS�Iel be�. Tr?ck�n­
Nutzvieh der Höhenrassen _ Bra nVl·eh mIlch, Butter und Wem, bereIts beruckslChtigt u , . d Fleckvieh, Pinzgauer und Gelbvieh - wird sm . 
gegenwärtig von Italien zollfrei eingeführt, Wie zu erwarten, gestalten sich diese für 
in Deutschland beträgt die Belastung 6 Pro- die österreichische Landwirtschaft so bedeut­
zent. Der EWG-Außentarif sieht einen Satz samen Verhandlungen außerordentlich schwie­
von 16 Prozent vor. Durch die Anwendung rig. Es muß leider festgestellt werden, daß 
dieses hohen Satzes ergibt sich bei Zugrunde- auf dem agrarischen Sektor der Widerstand 
legung der Exportwerte des Jahres 1959 eine der EWG am stärksten ist. Infolge der großen 
rein zollmäßige Mehrbelastung von rund internen Schwierigkeiten der EWG auf diesem 
2 1 ,5 Millionen Schilling. Es fragt sich nun, Gebiet sind praktisch alle Mitgliedsländer an 
ob es tatsächlich auch im Interesse der Bauern einem wirksamen Agrarschutz nach außen 
in der EWG gelegen ist, ein seit jeher natürlich interessiert. . 

zusammenhängendes Viehzucht- und Selbst wenn diese Verhandlungen mit der 
Viehwirt�chaftsgebiet im Ze�trum Eu�opas EWG auf dem Zollsektor erfolgreich sind, so durch dIese Maßnahme ausemanderzurmßen. I droht für die nächsten Jahre trotzdem eine 

Die österreichische Landwirtschaft ist der bedeutende Diskriminierung und sogar eine 
Ansicht, daß für beide Partner aus dieser ernstliche Gefährdung der Agrarexporte, da 
Regelung nur Nachteile entstehen können. das agrarpolitische Programm der EWG in 
Auf Grund der aufgezeigten Tatsachen kommt seiner gegenwärtig bekannten Form eine weit­
den gegenwärtig im Rahmen des GATT gehende Selbstversorgung der EWG-Länder 
stattfindenden Zollausgleichsverhandlungen mit Agrarprodukten und eine möglichst weit­
mit der EWG größte Bedeutung zu. gehende Ausschließung aller Nicht-EWG-

Ähnlich wie bei Nutzvieh ist die Zoll- Staaten von agrarischen Lieferungen vorSIeht. 
situation auch bei Schlachtvieh. Der EWG- Es ist daher für die österreichische Landwirt­
Zoll für Schlachtvieh entspricht zwar der schaft nicht mehr viel Zeit, vollkommen 
gegenwärtig in Italien geltenden Regelung, .  von der EWG-Agrarpolitik getrennt eine wirk­
bringt jedoc�. eine be.deutende Erhö.hung d�r I same agrarische Außenhandelspolitik weiter 
deutschen Satze. NImmt man WIeder die ' zu betreiben. Ich möchte hier auf die grund­
Exportwerte des Jahres 1959 als Basis, so sätzlichen Erklärungen der Präsidentenkon­
ergibt sich auch bei Schlachtvieh eine Mehr- ferenz der Landwirtschaftskammern vom 
belastung von 6,5 Millionen Schilling. 1 9. März dieses Jahres zu den Fragen der euro-

Genauso unerfreulich ist die EWG-Zoll- päischen Integration verweisen, in denen 
regelung bei Hartkäse. Der in Italien gel- I festgehalten wurde, daß die österreichische 
tende GATT-Satz von 1 0  Prozent wurde ! Landwirtschaft traditionell über 80 Prozent 
gekündigt, und der erst vor kurzem bekannt i ihrer Lieferungen in den EWG-Raum tätigt. 
gewordene EWG-Zoll beträgt nicht weniger I Im EFTA-Raum können für die österreichi­
als 23 Prozent des Wertes. Das bedeutet , schen Agrarprodukte aus verschiedenen Grün­
eine Erhöhung des Käsezolls aller EWG- I den kaum neue Absatzgebiete erschlossen 
Länder. Daraus ergibt sich eine Mehrbe- I ·werden. Bereits ein l Oprozentiger Rückgang 

-
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der österreichischen Agrarexporte nach der 
EWG müßte durch eine Verdoppelung der 
gegenwärtig durchgeführten Lieferungen in 
den EFTA-Raum wettgemacht werden. Die 
österreichische Landwirtschaft steht nach wie 
vor auf dem Standpunkt, daß die EFTA 
lediglich ein Mittel sein darf, um zu einer ge­
samteuropäischen Integration zu gelangen, 
die zu einer Beseitigung oder Verminderung 

Forstwirtschaft in der Lage sein, den schwie­
rigen Aufgaben, die vor ihr in den nächsten 
Jahren zu lösen sein werden, gerecht zu werden. 
(Unruhe.) 

Präsident Olah (das Glockenzeichen gebend) : 
Ich bitte, Herr Redner, fahren Sie nur fort. 
Die Ermahnung hat dem Haus gegolten, dem 
Redner mehr zuzuhören. 

der gefährlichen handelspolitischen Diskrimi- Abgeordneter Grießner (fortsetzend) : Ich nierung in Europa führen soll. bin an sich kein Freund von Vergleichen mit 
Sollte die EFTA dieses Ziel nicht erreichen dem Auslande, weil die Voraussetzungen für 

und eine multilaterale Lösung in absehbarer die Vergleiche zu verschieden sind. Trotzdem 
Zeit nicht zustandekommen, fällt nach An- möchte ich einen Vergleich, und zwar mit 
sicht der österreichischen Landwirtschaft der unserem Nachbarstaat Schweiz bringen, aus 
Sinn dieses Abkommens weg, und es müßten dem entnommen werden kann, daß wir in 
mit Nachdruck bilaterale Verhandlungen zwi- Österreich zwar auf dem richtigen Weg, jedoch 
sehen Österreich und der EWG angestrebt in der Bereitstellung von Mitteln für die Auf­
werden. Außerdem ist es hoch an der Zeit, gaben, die die Bauernschaft zu erfüllen hat, 
daß die agrarische Außenhandelspolitik noch- noch im Hintertreffen · sind. So beträgt das 
mehr als bisher auf die Erschließung neuer schweizerische Gesamtbudget für das Jahr 1960 
Absatzmärkte ausgerichtet wird. Die ersten über 2,5 Milliarden Schweizer Franken, der 
Ansätze zur Lieferung von Milch und vieh- Anteil für die Landwirtschaft beträgt rund 
wirtschaftlichen Produkten in die Oststaaten 287 Millionen Schweizer Franken, das sind 
sind vorhanden. So ist es gelungen, besonders m Prozenten ausgedrückt 11,2 Prozent. 
mit der UdSSR Handelsvertragskontingente Das österreichische Budget beträgt im Jahre 
für Zuchtvieh zu vereinbaren und bereits 1960 etwas über 42 Milliarden Schilling, wovon 
Lieferungen durchzuführen. Mit mehreren auf die Landwirtschaft 722 Millionen Schil­
anderen Oststaaten laufen bereits ähnliche ling entfallen. In Prozenten ausgedrückt 
Verhandlungen, von denen man hoffen darf, sind das 1 ,7  Prozent. Hiezu kommt noch, daß 
daß sie erfolgreich sein werden. der Anteil des land- und forstwirtschaftlichen 

Aber auch die Absatzchancen, die auf diesen Berufsstandes an der Gesamtbevölkerung in 
Sektoren in den Entwicklungsländern des der Schweiz wesentlich geringer ist als in 
Nahen Ostens bestehen, müssen gewahrt wer- Österreich. 
den. Dazu ist ein weiterer Ausbau der Agrar- Eine ähnliche Situation ist auch in der 
außenhandelsförderung Voraussetzung. Die deutschen Bundesrepublik anzutreffen, wo 
Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskam- man ebenfalls erkannt hat, daß die Bauern­
mern Österreichs bemüht sich bereits seit schaft, soll sie ihre Aufgaben im Rahmen des 
längerem, die nötige Unterstützung dafür zu Volksganzen erfüllen können, mit entsprechen-
bekommen. den Förderungsmitteln bedacht werden muß . 

Die österreichische Land- und Forstwirt- Hohes Haus ! Meine Damen und Herren !  schaft ist sich über eines im klaren : Ganz Ich habe mich bemüht, Sie von der Not­gleich, ob die Integrationsbestrebungen in wendigkeit und Dringlichkeit der Landwirt­Europa in der nächsten Zeit von Erfolg be- schaftsförderung auch in der heutigen Zeit zu gleitet sein werden oder nicht, muß sich die überzeugen . Ich habe die Meinung, daß Sie österreichische Land- und Forstwirtschaft dar- alle, meine Damen und Herren, bestimmt auf vorbereiten. Sie muß ihre Produktivität selbst die Auffassung vertreten, daß die noch weiter steigern und sie muß vor allem österreichische Land- und Forstwirtschaft die­die Qualität ihrer Produkte noch weiter ver- ser Unterstützung und Förderung bedarf, bessern. Dazu ist der Aufklärung, Schulung daß diese Förderung einer sehr tüchtigen und Beratung sowie der wissenschaftlichen Gruppe unserer österreichischen Volkswirt­Forschung noch viel mehr Raum zu geben als schaft zugute kommt, die heute durch ihre bisher. Erfreulicherweise ist im ersten Jahr Überschußausfuhren namhafte Devisensummen des Grünen Planes schon eine wesentlich ins Land bringt und dadurch mithilft ,  die bessere Dotierung dieser Posten vorgesehen, Handelsbilanz auszugleichen . nur müßten nach meiner Ansicht hier noch 
weit mehr Geldmittel zur Verfügung gestellt Die Landwirtschaft hat ihre Werkstatt 
werden. Nur dann, wenn wir unseren Bauern in der freien Natur. Es ist eine lange Zeit 
das geistige Rüstzeug mit auf den Weg geben zwischen Saat und Ernte. Und besonders 
können, wird die österreichische Land- und in der Viehwirtschaft dauert es eine lange 
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Zeit , bis vom Kalb eine fertige Kuh oder ein 
Schlachtochse zum Verkauf gebracht werden 
kann . Die österreichischen Bauernwirtschaften 
sind zum größten Teil Familienbetriebe . Diese 
Betriebsart wird immer mehr zunehmen, 
denn die Zahl der Betrie be mit fremden 
Arbeitskräften nimmt ab, da einerseits Arbeits­
kräfte nicht zu bekommen sind und anderer-
seit,s auf Grund der unzureichenden Preise der 
Agrarprodukte auch nicht bezahlt werden 
können. 

Bei der .Abt�tim1nung wird den G1·uppen 
III: Kapitel 8 :  Äußeres, 

VI: Kapitel 11 : Bundesministerium für 
Unterricht, Kapitel 12 : Unterricht, Kapitel 13 : 
Kunst, und Kapitel 28 Titel 8 :  Bundestheater, 

1X: Kapitel 20 : Handel, Gewerbe, Industrie, 
Kapitel 21 : Bauten, und Kap1:tel 22 : Bauten für 
Landesverteidigung, sowie 
Xl I; Kapitel 23 : Landesverteidigung 

in der beantragten Fassung - unter Bedacht­
nahme auf die Druckfehlerberichtigungen zu 

Denken wir bei der Beschlußfassung über I den Gruppen 'V I und IX - mit Mehrheit die 
das Kapitel Land- und Forstwirtschaft daran, ! verfassnnlJ,cnnäßige Genehmigung  erteilt. 
daß diese bäuerlichen B��riebe eine harte I Die <-lusschujJents(:hUejJU.'lule'n, zu den 
und schwere .�ufgabe erfullen und daß es Gruppen V I (S. 1974) und IX (S. 2102) 
doch 

.
noch en:nge zehnt�usende la�d- un.d werden e i n s t i m m i g  angenommen. 

forstwrrtschafthche ArbeItnehmer gIbt, die . . E ' .. 
auf einen größeren Vorteil verzichten und Dte zwet n tschheßungsantrage der Ab-
treue Mithelfer auf unseren Höfen sind. fleordneten M ahner t  und Genossen zu Gruppe V I 

(S. 1987) und Dr. van T o n g e l  und Genossen 
Ich glaube, wir wollen doch alle dieser 

so schwer arbeitenden Berufsgruppe den ver­
dienten Lohn nicht vorenthalten. Raffen 
wir uns auf zu einem noch besseren gegen­
seitigen Verstehen !  Es sind Menschen, die 
besonders treu zur Heimat und zum Vaterland 
stehen, es sind Menschen, die keine Konjunk­
turglückskinder sind, aber ebenso ein Anrecht 
haben auf die Errungenschaften unseres hoch ­
entwickelten wirtschaftlichen und sozialen 
Lebens. 

Bemühen wir uns, für die sogenannten 
Förderungsmaßnahmen höhere Beträge in den 
nächsten Voranschlägen des Bundes und der 
Länder unterzubringen. Der Bauer mit seinen 
Mithelfern ist ja letzten Endes nur treuester 
Betreuer seines Hofes. Wohl in keinem 
anderen Berufsstand kommt die Schaffenskraft 

. und der Schaffenswille so der Allgemeinheit 
zugute wie gerade in der Land- und Forst­
wirtschaft. Deshalb hoffe ·  ich, daß es im 
nächsten Grünen Plan möglich sein wird, 
bei der Finanzierung eine finanziell stärkere 
Variante einzubauen, daß es aber trotzdem 
noch möglich sein wird, im Normalbudget 
die bisherigen Förderungsbeiträge zu erhalten. 

Der Anteil der Land- und Forstwirtschaft 
am Staatsbudget für das Jahr 1961 ist be­
scheiden. Er kann von allen Gutgesinnten 
bestimmt verantwortet werden. (Beifall bei 
der Ö VP.j 

zu Gruppe IX (S. 2104) werden a b g e l e hnt. 
Präsident Olah : Wir setzen die unterbrochene 

Spezialdebatte über die Gruppe VIII fort. 
Zum Wort gelangt der Herr Abgeordnete 

Dr . Oskar Weihs . Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dipl. -Ing . Dr . Oskar Weihs : 
Hohes Haus ! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren ! Zum erstenmal werden heuer 
die Probleme der Landwirtschaft einem größe­
ren Kreis der Öffentlichkeit zugänglich ge­
macht. Die bisherigen mehr oder minder 
privaten Feststellungen über die Lage der 
österreichischen Landwirtschaft erhalten nun 
dadurch einen offiziellen Charakter, daß nach 
dem Landwirtschaftsgesetz jährlich durch das 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
ein Grüner Bericht und durch die Bundes­
regierung ein Grüner Plan dem Parlamerlt 
vorgelegt werden sollen. Nach der Erstellung 
dieses Berichtes und der sich analog daraus 
erge benden Schlüsse beginnt bereits die Pro­
blematik. Es ist selbstverständlich, daß sich 
das Resümee letzten Endes mit finanziellen 
Fragen befassen muß, um der von der Land­
wirtschaft ständig erwähnten Disparität ihrer 
Einkommenslage entgegenzuwirken. 

Bevor aber die Vertreter der Landwirtschaft 
ihre Forderungen der Öffentlichkeit bekannt­
geben können, müssen sie diese wahrscheinlich 
im Schoße ihrer Partei ausfechten. Wie 
so ein Gefecht aussieht, meine Damen und 
Herren, darf ich Ihnen aus einem Artikel 

Präsident Olah: Ich unterbreche nun die der "Neuen Zürcher Zeitung" vom 2 1 .  Oktober 
Aussprache über die Gruppe VIII. 1960 über die Kritik am Grünen Plan wörtlich 

Wir kommen zur Abstimmung über die zur Kenntnis bringen. Sie lautet : "Haupt ­
bisher behandelten Gruppen, soweit über sie sächlich aus den Reihen der gewerblichen 
noch nicht abgestimmt worden ist , ebenso I Wirtschaft kommt berechtigte Kritik am 
über die hiezu eingebrachten Entschließungs- grünen Plan der Agrarier. Seinen Kern bilden 
anträge, sofern über diese nicht schon das I Bevorrechtungen und Begünstigungen der 
letzte Mal abgestimmt worden ist . landwirtschaftlichen Bevölkerung,

_ 
das heißt 

-
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also geradt' jener Kreise, deren Anteil an der 
Gesamtbevölkerung und deren Beitrag zum 
Sozialprodukt stark abnimmt. Der grüne 
Plan, zum Teil mit der Integration Europas 
begründet, bindet den Staat auf 1 2  Jahre hinaus, 
jährlich zusätzlich bedeutende Mittel, zwischen 
200 und 500 Millionen Schilling, für Agrar­
förderung abzuzweigen. Die ohnehin pein­
lich hohe Unelastizität des Budgets, sein 
chronisches Defizit und die Unstabilitfi.,t des 
Geldwertes werden dadurch beängstigend er­
höht, statt daß sie eingedämmt werden, wie 
Bundeskanzler Raab neulich offen forderte .  
Das planwirtschaftliehe Element im grünen 
Plan ist aufdringlich. Die Landwirtschaft 
vergißt, daß ihre gegenwärtige kritische 
Lage im In- und Ausland eine Folge 
der vom raschen technischen Fortschritt 
verursachten Tendenz zu Überproduktion, 
Preisdruck und Landflucht ist ." 

In diesem Artikel heißt es dann noch 
weiter : "Wenn die landwirtschaftliche In­
teressenorganisation ihre Beratungsdienste 
öffentlich subventionieren lassen wolle, wer­
den die Arbeiterkammern (Konsumentenbe­
ratung) und Handelskammern (Wirtschafts­
förderungsinstitute) mit der gleichen For­
derung kommen. "  

Abschließend heißt es in dem Artikel : "Die 
Argumente der Unternehmerschaft sind un­
widerlegbar, aber ihr Erfolg dürfte ausbleiben, 
weil der grüne Plan » auf politischer Ebene« 
entschieden und auch durchgeführt wird, . . .  " 

Ich darf noch einmal betonen, meine Da­
men und Herren, daß diese Kritik am Grünen 
Plan in der "Neuen Zürcher Zeitung" gemacht 
worden ist und nicht in irgendeiner Asphalt­
presse veröffentlicht wurde. Ich will daraus 
keine Schlüsse ziehen, wie etwa die Meinungs­
verschiedenheiten innerhalb der einzelnen Bün­
de in der ÖVP ausgetragen werden und welche 
Meinung sich zuletzt dort durchsetzen kann. 

Feststellen möchte ich aber, daß alle 
Vorwürfe gegen die Sozialisten, wie sie 
hätten da.'3 Landwirtschaftsgesetz verzögert 
oder sie machten Schwierigkeiten bei 
der Erstellung und vor allem bei der Finan­
zierung des Grünen Planes, absolut abwegig 
sind und daß die ÖVP diese Schwierigkeiten 
viel mehr in den eigenen Reihen suchen müßte. 

Daß die Belange der Land wirtschaft von 
den Sozialisten verantwortungsbewußt be­
rücksichtigt werden, ist aus' der Tatsache 
ersichtlich - wie Ihnen bereits mein Frak­
tionsfreund WinkleI' dargelegt hat -, daß 
im Budget 1961 für Förderungsmittel, Sub­
ventionen und sonstige Ausgaben fast 1766 Mil­
lionen Schilling eingesetzt sind. Dazu kommt 
noch erstmalig heuer der Betrag von 200 Mil­
lionen Schilling für den Grünen Plan. Für 

die Land- und Forstwirtschaftliehe Sozial­
versicherungsanstalt sind insgesamt 669,4 Mil­
lionen Schilling eingesetzt, das sind 84,4 Pro­
zent des derzeitigen Rentenaufwandes, und 
für die Landwirtschaftliche Zuschußrenten­
versicherungsanstalt 2 1 2  Millionen Schilling, 
das sind 67,2 Prozent des derzeitigen Renten­
aufwandes als Aufwendung an Bundesbeitrag 
und Ausgleichszulagen für 1961 . In Summe 
werden also der Landwirtschaft und den in ihr 
Tätigen im Jahre 1961 fast 3 Milliarden Schil­
ling gewährt, das sind rund 20 Prozent ihres 
Anteiles am Sozialprodukt 1 959 und voraus­
sichtlich etwas mehr von dem für 1960. ·Wenn 
Sie es von einem anderen Gesichtspunkt aus 
betrachten wollen, so erhält die Land wirt­
schaft vom Bundesbudget rund 6,7 Prozent . 

Ich glaube, meine Damen und Herren , 
daß dieser Anteil nicht unerheblich ist und 
daß die in vielen Reden der vergangenen 
Monate mehr oder minder geübte Kritik an 
der Koalitionstreue der Sozialisten zu Un­
recht geübt wurde, weil während der ganzen 
Budgetverhandlungen die Position der Land­
wirtschaft von den Sozialisten nicht ein ein­
ziges Mal einer Kritik unterzogen wurde. Die 
Notwendigkeit einer Hilfeleistung an die Land­
wirtschaft wurde von ihnen nicht bezweifelt, nur 
die Ansichten über die Wege dazu sind ver­
schieden. Es darf dabei nicht immer nur der 
Weg des geringsten Widerstandes, nämlich 
der der Staatshilfe allein, begangen werden. 

Sei dem nun, wie dem auch sei : ·Nach dem 
bestehenden Gesetz wird nun in Zukunft 
jedes Jahr die Landwirtschaft versuchen, 
ihre Lage darzustellen. Man darf es ihr daher 
gar nicht verübeln, wenn sie diese von ihrem 
eigenen Standpunkt aus subjektiv sieht und 
nicht immer davon ausgeht, daß die Agrar­
politik ja ein Teil der Volkswirtschaftspolitik 
ist . 

Mit dem Bericht in Zusammenhang stehen­
de Probleme gibt es natürlich nicht allein 
in Österreich, sondern sie werden auch in 
anderen Ländern sehr heftig diskutiert, nicht 
nur aus wirtschaftlichen oder staatspolitischen 
Gründen, sondern natürlich auch aus Grün­
den der Integration Europas. 

In der Schweiz, die vielleicht geographisch 
und klimatisch mit Österreich am ehesten 
zu vergleichen ist, wurden auf Grund des dort 
bestehenden Landwirtschaftsgesetzes, das wie 
jenes in Österreich in seiner Präambel fest­
gelegt hat, daß es einen wirtschaftlich ge­
sunden Bauernstand erhalten, die Produk­
tivität der Landwirtschaft erhöhen und die 
in ihr beschäftigten Personen an der Hebung 
der wirtschaftlichen Entwicklung teilhaben 
lassen will, sehr energische Maßnahmen vor­
gesehen, um durch Produktivitätssteigerung 
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in . der Land wirtschaft zur Senkung der Pro­
duktionskosten und zur Erhöhung der Wett­
bewerbsfähigkeit zu gelangen, damit sie der 
Disparität entgegenwirken könne. 

Die Situation in der Schweiz unterscheidet 
sich von der unseren allerdings wesentlich 
in bezug auf die Methoden, die dort und die 
bei uns angewendet werden, um das ange­
strebte Ziel zu erreichen. In der Schweiz 
werden nämlich sehr ernste Vorstellungen 
erwogen, um einer sinnlos sich erweiternden 
Produktion, der kein Absatz gegenübersteht, 
die Zügel anzulegen, die allerdings oft sehr 
straff sind. Zur Beeinflussung der Produktion 
in der Schweiz werden nicht nur indirekte 
Maßnahmen, sondern auch solche preispoli­
tischer Art, wie bewegliche Preisbildung und 
ins besondere finanzielle Beteiligung der Pro­
duzenten an den Verwertungsverlusten, an­
gewendet . Diese Härte unterscheidet uns 
aber von der Schweiz, weil wir eine viel 
weichere Gangart einschlagen. 

1955 auf 2,2 Milliarden Schilling im Jahre 1 959 
erhöht haben. Und nun haben Sie, meine 
Damen und Herren, die Basis des Vergleiches 
mit dem Einkommen der Unselbständigen. 

Bei dieser Betrachtung ist aber vollkommen 
unberücksichtigt geblieben, daß die Mieten 
für die von der Landwirtschaft bewohnten 
Räume auch dieser Berechnung zugrunde zu 
legen sind. Auch hier gibt es eine Berechnung 
des Wirtschaftsforschungsinstitutes aus dem 
Jahre 1957, nach der sich der Mietwert der 
Eigenwohnungen in der Landwirtschaft auf 
500 Millionen Schilling belief. Entsprechend 
der Erhöhung der Nliete von 1957 auf 1959 
um zirka 6 Prozent - ebenfalls nach diesem 
berühmten Index - müßte nun der Mietwert 
für 1 959 mindestens 530 Millionen Schilling 
betragen. Dieser Betrag dürfte aber auf 
Grund der gesteigerten Wohnkultur wahr­
scheinlich noch höher liegen. 

Bei all diesen Betrachtungen wurde aber 
auch außer acht gelassen, daß weitere Ein-

Und nun zum Grünen Bericht. Dieser nahmen aus dem Fremdenverkehr, aus even­
wurde auf Grund der Ergebnisse der Landes- tuell .getätigten Fuhrleistungen, aus Ein­
Buchführungsgesellschaft erstellt. Die Voraus- künften von Nebengewerben und so weiter 
setzungen, die zu ihm geführt haben, sollen in Wahrheit sehr wesentlich die im Grünen 
nach dem Landwirtschaftsgesetz von einer Bericht dargestellte Ertragslage der Land­
Kommission, die die Unterlagen dafür mit wirtschaft verbessern. Beispielsweise sind im 
zu erarbeiten hat, geschaffen werden. Ich Jahre 1959 von 39,8 Millionen 'Ubernachtungen 
habe im Finanz- und Budgetausschuß bereits 12,3 Millionen oder 31 Prozent auf Privat­
auf verschiedene Mängel dero derzeitigen Ver- unterkünfte entfallen. Rechnet man beschei­
arbeitung und Erarbeitung hingewiesen, und den nur zwei Drittel davon auf die Land­
der Herr Minister war so liebenswürdig, ihre und Forstwirtschaft, so ergeben sich sehr 
Abstellung zuzusagen. beachtliche zusätzliche Einnahmen daraus, 

So beginnen bereits bei der Gegen- zu denen noch solche für getätigte Mahlzeiten 
und so fort kommen. übersteIlung des Anteiles der Land- und 

Forstwirtschaft am Brutto-Nationalprodukt, Ein weiteres für die Landwirtschaft 
der für 1 959 mit 15 ,1  Milliarden I I  Pro- eigentlich sehr wesentliches Detail, das nicht 
zent darstellt, die ersten Divergenzen. berücksichtigt wurde, ist die Darstellung der 
Die vorgelegten Zahlen müssen in der Höhe ihrer Steuerbelastung. Im Gegensatz 
Öffentlichkeit ein völlig falsches Bild von dazu weisen der Grüne Bericht und der Grüne 
dem relativen Anteil dieses Wirtschaftszweiges Plan 1 960 der westdeutschen Bundesrepublik 
am Volkseinkommen hervorrufen. Es ent. auf Seite 223 eine genaue Aufstellung der 
spricht sehr wohl der Empfehlung der OEEC, Steuerleistung der Landwirtschaft aus, die 
dem Eigenverbrauch der Landwirte die Er- für 1958/59 - das ist der letzte Bericht, der 
zeugerpreise zugrunde zu legen. Da darf vorliegt - insgesamt 657 Millionen D-Mark 
ich den Herrn Kollegen Dr. Kandutsch darauf beträgt. Ich glaube, das ist ein sehr beacht­
aufmerksam machen : Es sind nicht die Groß- licher Betrag, den die deutsche Landwirtschaft 
handelspreise, sondern die Erzeugerpreise hier zum Steueraufkommen der Allgemeinheit lei­
zugrunde zu legen. Die Bewertung des Eigen- stet, vor allem dann, wenn man betrachtet, 
verbrauches der Landwirte zu Verbraucher- daß rund 361 Millionen allein an Grundsteuer, 
preisen hat jedoch für 1 955 nach Berech- 60 Millionen an Einkommensteuer ,  16 Mil­
nungen des Wirtschaftsforschungsinstitutes l�onen an :v ermögensteue: hereingekommen 
zu einer Erhöhung um 2 Milliarden Schilling : smd . Ich wl�l da�on gar mcht reden, daß der 
geführt . Berücksichtigt man nun, daß die ! LastenausgleIch uber 200 Millionen D-1\Iark 
Preiserhöhungen bis 1959 auf Grund des ausmacht. 
Verbraucherpreisindexes 10 Prozent betragen Und noch einen Punkt, meine Damen lind 
haben - eine sehr bescheidene Feststellung -, Herren, erlauben Sie mir aufzuzeigen, der 
so wird man bei der Annahme nicht fehlgehen, auch sehr positiv zu werten ist und auch in 
daß sich die 2 Milliarden Schilling des Jahres dem Bericht nicht aufgezeigt wurde , nämlich 
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die zu zahlende und die zu erhaltende Kinder- bundenen Kapitals, zurückzuführen sein. Hier 
beihilfe der Landwirtschaft. Wie es dies- darf ich Ihnen sagen, daß die Arbeitsintensivi­
bezüglich aussieht, darf ich Ihnen aus einer , tät der Landwirtschaft langsam einer Kapital­
Notiz des "Steirischen Bauernbündlers" vom intensivität Platz macht, weil ja bekanntlich 
4. Dezember 1960 wortwörtlich vorlesen : I sehr te ure landwirtschaftliche Maschinen sehr 

"Sind es nicht zehntausende Klein- ,  Mittel- ' oft von Landwirten benutzt werden, die sie 
und bergbäuerliche Familien, deren Existenz zehn Tage im Jahr benützen, die restlichen 
schon längst auf das schwerste bedroht wäre, 350 Tage im Jahr aber abschreiben müssen. 
wenn nicht vierteljährlich der sichere Betrag Auch die beispielsweise oft mangelhafte Aus­
an Kinderbeihilfe in das Haus käme � War es bildung der Landwirte kann die Ursache 
in der Steiermark mit ihren kinderreichen schlechter Rentabilitätsverhältnisse sein, die 
Bauernfamilien bisher schon mehr als das wiederum nicht als volkswirtschaftliche Schlüsse 
Zehnfache, was an Kinderbeihilfe ausgezahlt aus diesen betriebswirtschaftlichen Resultaten 
wurde gegenüber der Beitragsleistung selbst, gezogen werden dürfen. 
so sind e� .nach der neuen

. 
Regelung. wieder Weiters scheint mir die Behauptung im 

eImge MIllIonen mehr, dIe ohne Jedwede Grünen Bericht, daß ein Nachlassen der Kauf­
Beitragserhöbung flüssiggemacht werden konn- kraft der Landwirtschaft sich sehr rasch zum 
ten." Nachteil für verschiedene Zweige der Volks-

Bei Betrachtung all dieser Faktoren müß te wirtschaft auswirken könnte, doch etwas sehr 
man verlangen, daß bei der Erstellung der gewagt, wenn man beispielsweise dagegensetzt, 
kommenden Grünen Berichte beziehungsweise daß ein Steigen der Kaufkraft in anderen 
Grünen Pläne korrekterweise all diese Tat - Zweigen der Volkswirtschaft diesen Ausfall 
sachen berücksichtigt werden. mehr als kompensieren könnte . 

Ich will nun an einigen weiteren Beispielen Es wird hier im Bericht die Behauptung 
darstellen, daß die jetzige Berichterstattung aufgestellt, daß bei den verschiedensten Pro­
nicht ganz den Gesichtspunkten, wie sie in Zu- dukten der Inlandsbedarf gedeckt werden 
kunft vom Grünen Plan erwartet werden, ent- I kann. Es wurde unter anderem auch behauptet, 
spricht. Was beispielsweise für uns als Ver- daß der inländische Bedarf auf dem Kalbfleisch­
braucher und Konsumenten entscheidend ist, sektor zu 98 Prozent gedeckt worden ist. Ich 
ist neben der Produktion die tatsächliche I glaube, daß auch diese Behauptung sehr ge­
Marktleistung. Denn von der Produktion wird wagt ist, denn man scheint hier die Bedarfs­
ja bereits ein Teil von der Landwirtschaft selbst deckung mit dem Verbrauch verwechselt zu 
konsumiert und nicht auf den Markt gebracht. haben. Durch die internationale Knappheit 
Die Marktleistung selbst also gibt erst den an Kalbfleisch in den vergangenen Monaten 
Überblick, ob der Bedarf des Inlandes durch und auch Jahren wurden nämlich außerordent­
sie gedeckt werden kann oder ob zusätzliche lieh hohe Preise dafür verlangt, die weiten 
Importe beziehungsweise vielleicht auch Ex- Schichten der Bevölkerung den Kauf von 
porte notwendig sind. So wurden beispielsweise Kalbfleisch unmöglich gemacht haben. Es ist 
nur die Schlachtrinder- , Schlachtkälber- ,  somit nicht der Bedarf zu 98 Prozent gedeckt 
Schlachtschweineproduktion, die Milchpro- worden, sondern bestenfalls der Verbrauch. 
duktiolJ , die Geflügel- und Eierproduktion und Ich könnte Ihnen, meine Damen und Herren, 
so weiter dargestellt, aber keinesfalls die Markt- noch eine Reihe ähnlicher Beispiele anführen, 
leistung selbst. In Zukunft müßte diese geson- ; will aber Ihre Zeit nicht zu sehr in Anspruch 
dert ausgewiesen werden, weil aus dieser nehmen die immer wieder beweisen daß es 
Leistung erst handelspolitische Konsequenzen notwendig wäre, die im Landwi;tschafts­
abgeleitet werden können. gesetz vorgesehene Kommission, die den Grünen 

Im Grünen Bericht wird auch versucht, aus Bericht für die Vorlage an den Ministerrat 
den durch dieBuchführungsergebnisse der Land- auszuarbeiten hätte, zu aktivieren, um von 
wirtschaftlichen Buchführungsgesellschaft sich vornherein alle die von mir ganz kurz gestreif­
ergebenden betriebswirtschaftlichen Resultaten ten Mißverständnisse, falschen Begriffsbestim­
- jetzt komme ich auf das von Herrn Dr . Kan- mungen und so weiter auszuschalten, die ja  
dutsch Gesagte zurück - volkswirtschaftliche naturgemäß auftreten müssen, wenn ein solcher 
Schlüsse zu ziehen. Diese Schlußfolgerungen Bericht von der zuständigen Interessensphäre 
dürften eigentlich nicht so ohne weiteres ge- erstellt wird. 
zogen werden, Herr Dr . Kandutsch, denn sie Nun darf ich einige kritische Bemerkungen 
können ja auf schlechte Rentabilitätsverhält- zum Grünen Bericht selbst machen. Dieser 
nisse, auf strukturelle Fehler der vergangenen läßt vor allem eine genaue Analyse unserer 
Jahrzehnte, wie beispielsweise das Niehtab- Landwirtschaft, die die Öffentlichkeit eigent­
stimmen der Produktion auf die Absatzlage, lieh erwartet hätte, vermissen. Aus dieser 
die schlechte Ausnützung des in Maschinen ge- I Analyse hätte nämlich eindeutig hervorgehen 

173 
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sollen, daß es oberste Aufgabe unserer Land­
wirtschaft hätte sein müssen, zur Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktivität eine Ver­
besserung der Produktionsgrundlagen zu 
schaffen. Diese Strukturverbesserung, die heute 
schon von verschiedenen meiner Vorredner 
immer wieder betont wurde, die ja überhaupt 
die dringendste Voraussetzung für den Einsatz 
moderner Maschinen ist, müßte, je nach geo­
graphischer oder wirtschaftlicher Lage ver­
schieden, Familienbetriebe, die existenzfähig 
sind und im Wettbewerb bestehen können, 
schaffen. Auch soziologische Gründe sprechen 
dafür, daß solche zu fördern sind, weil der 
Konzentrationsprozeß in Richtung auf mittel­
große Familienbetriebe durch staatliche Ein­
griffe zweifellos hätte beschleunigt werden 
können. 

bei entsprechender Planung zum größten Teil 
vermeiden können. 

So hätte es Aufgabe der landwirtschaftlichen 
Interessenvertretungen beziehungsweise der 
landwirtschaftlichen Selbsthilfeorganisationen 
sein müssen, die Überproduktion in der Milch­
wirtschaft zu beseitigen und dafür die Er­
zeugung von Fleisch zu forcieren, zumal dessen 
Verbrauch um jährlich rund 5 bis 6 Prozent 
steigt. Dies wäre die richtige Anpassung 
der Produktion an die gesteigerte wirtschaft­
liche Konjunktur gewesen. 

Moderne Untersuchungen über die Ent­
wicklungstendenz des Verbrauchs von Nah­
rungsmitteln, auf lange Sicht gesehen, zeigen, 
daß sowohl bei Fleisch als auch bei Geflügel 
und Eiern namhafte Verbrauchszunahmen 
erwartet werden können. Eine Produktion in 

Eine weitere Überlegung hätte die sein diese Richtungen zu steuern wäre sicherlich auch 
müssen, daß unsere Landwirtschaft mehr pro- für unsere Landwirtschaft sehr erfolgreich. 
duziert hat, als sie im In- und Ausland ab- Daß die Ertragslage der Landwirtschaft 
setzen konnte. Ähnliche Verhältnisse liegen in einzelnen Sparten sehr wesentlich gestiegen 
zum großen Teil bei allen anderen europäischen ist, will ich an dem Beispiel der Milch­
Landwirtschaften vor, sodaß es deshalb auf produktion zeigen. Kollege Dr . Kandutsch war 
den internationalen Märkten zu heftigen Kon- der Meinung, daß beispielsweise bei der Milch ­
kurrenzkämpfen kommt und unsere Produkte die als besonderer Saft bezeichnet wurde - die 
nur unter erheblichen Preiseinbußen abgesetzt Ertragslage zurückgegangen ist. Ich darf dar­
werden können. Die kommende Entwicklung auf verweisen, daß von 1952 auf 1959 der 
aber erfordert eine fortschreitende Anpassung durchschnittliche Fettgehalt der Milch von 
der Absatzverfahren an die Erfordernisse des 3 ,5 Prozent auf 3,8 Prozent gestiegen ist, 
modernen Marktes mit entsprechenden Fol- was dem Landwirt eine Mehreinnahme von 
ger�ngen für die Spe�ialisierung und �ür eine 9 Groschen pro Liter Milch brachte . 
re?lOn.ale Konz�ntra�lOn der. ProduktlOn .

. 
Im Von 1 953 sind die Einnahmen aus der Milch­

HmblI?k auf dIe bel verschi�d�nen landwIrt- I ablieferung von rund 1 7 1 1  Millionen auf 
schafthchen Produkten SChWIerIge Absatzlage 2718  Millionen Schilling im Jahre 1959 ange­
muß eben darnach getrachtet werden, daß wachsen obwohl die Anzahl der Kühe von 
nicht durch eine zusätzliche Produktions- 1 , 153 .000 im Jahre 1953 auf 1 , 143.000 Stück im 
steigerung, sondern vielmehr durch eine Kosten- Jahre 1959 gesunken ist. Im Jahre 1953 betrug 
senkung eine weitere Produktivität erzielt daher der Erlös für die Milch pro Kuh 1485 S. 
werde. Vor allem gilt es dabei - wie heute Er stieg im Jahre 1959 um 60 Prozent auf 
schon erwähnt wurde -, den Umsatz je Ar- 2378 S. Diese Entwicklung könnte voraus­
beitskraft zu steigern. sichtlich noch besser sein, wenn jene Produkte 

Was in Wahrheit dem Grünen Bericht und erzeugt worden wären, die, international ge­
dem Grünen Plan in seiner Folge fehlt, ist ein sehen, noch einen günstigen Absatz haben. 
wirtschaftliches Konzept, das umfassende Maß- Was aber meiner Meinung nach von außer­
nahmen zur Förderung unserer Landwirtschaft ordentlich wichtiger Bedeutung nebst der 
aufstellt. Bei einer entsprechenden Planung Verbesserung der Agrarstruktur und der Er­
und Marktbeobachtung wäre es möglich, vieles, höhung der Produktivität, die ein besonderes 
was heute noch eingeführt werden muß,  Einkommen der Landwirtschaft gewährleisten 
selbst zu erzeugen Ulld die Erzeugung so zu würde, ist, ist die Änderung der Einstellung 
lenken, daß sie in Einklang mit dem Verbrauch unserer Bauernschaft. Die Voraussetzungen hie­
gebracht werden kann. Dadurch wäre es für dürften in einer grundlegenden beruflichen 
sicherlich möglich gewesen, den immer wieder Ausbildung der kommenden Generation, die 
auftretenden Schweinezyklus, auf den ich dereinst der Träger unserer Landwirtschaft sein 
schon voriges Jahr hingewiesen habe, der wird, liegen. Dam:t sollte eine entsprechende, 
weder zum Vorteil der Landwirtschaft noch I nach den jeweiligen geographischen und wirt­
zu dem der Verbraucher ist, zu vermeiden. / schaftlichen Lagen verschiedene Betriebs­
Im Jahre 1 959 wurden für 234 Millionen Schil- beratung einhergehen, die die Betriebe in 
ling Schweine eingeführt, im ersten Halbjahr I erster Linie veranlaßt, Qualitätsprodukte und 
1960 für 64 Millionen Schilling. Das hätte man : das zu erzeugen, was für ihr Gebiet am zweck-
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mäßigsten ist. Je höher nämlich die Qualität ist , Die Auf teilung der 200 Millionen Schilling 
umso günstiger wirddieAbsatzlagesein, und um- für eine Reihe von Förderungen gemäß dem 
so besser wird es der österreichischen Landwirt- Grünen Bericht, für die im einzelnen dann nur 
schaft gelingen, einen angemessenen Teil am ein ganz geringer Betrag zur Verfügung steht, 
Volkseinkommen zu erreichen. In allen jenen kann keinesfalls dazu angetan sein, schwer­
Ländern, in denen die Landwirtschaft ebenfalls punktmäßig zielführende Maßnahmen zur Ra­
durch Landwirtschaftsgesetze gefördert wird, tionalisierung unserer Landwirtschaft zu er­
ist man heute bereits auf Grund von Er- reichen. Ein konzentrierter Einsatz der Mittel 
fahrungen zur Überzeugung gelangt, daß nur i wäre sicherlich, wie es bereits im Grünen 
der schwerpunktmäßige Einsatz aller För- Plan der westdeutschen Bundesrepublik ge­
derungsmittel zielführend, wie das so schön schieht, für die Verbesserung der Agrar­
heißt, ist, um die Agrarstruktur zu verbessern. struktur, auf lange Sicht gesehen, vorteil-

Meine Damen und Herren ! Der eben hafter, weil dadurch der Boden geschaffen 
beschlossene Grüne Plan 1961 der deutschen werden könnte, auf dem alles weitere, wie 
Bundesrepublik sieht ein Volumen von I z�m B.eispiel die schon erwähnte Produk�ivi-
1 ,6 Milliarden DM vor. Er teilt sich in die tatssteIgerung durch Kostensenkung und mcht 
bekannten zwei Gruppen : erstens Verbesse- durch Produktionssteigerung aufgebaut werden 
rung der Agrarstruktur und zweitens Ver- könnte. 
besserung der Einkommenslage der landwirt- Bis jetzt, meine Damen und Herren, habe 
schaftlichen Bevölkerung. Für den ersten ich Ihnen nur aufgezeigt, daß zur Beseitigung 
Teil werden 750 Millionen D-Mark, für den der schlechten Ertragslage der Land- und Forst­
letzten Teil 850 Millionen D-Mark ausgegeben. wirtschaft, wie sie im Grünen Bericht zum Aus­
Ich meine, daß diese dort in der Praxis schon - druck kommt, oft nur kleine organisatorische 
ich glaube, es ist der vierte Plan jetzt -, Maßnahmen notwendig wären . 
gewonnenen Erkenntnisse sich auch für unsere Und jetzt erlauben Sie mir noch einige Worte 
Landwirtschaft fördernd auswirken würden. darüber zu verlieren, daß, so verwunderlich 

Ein weiteres Argument in diesen Ländern es eigentlich ist, jährlich ein Drittel der Ver­
wird noch darauf verwendet, daß die Pro- luste in der Land- und Forstwirtschaft nicht 
duktionsförderung vor allem erst in jenen bekämpft werden. 
Zweigen erfolgt, in denen noch ein entsprechen- Ein hoher Prozentsatz der landwirtschaft­
der Absatz herrscht. Man geht zum Beispiel lichen Besitzer Österreichs ist seit Jahren 
dazu über, eine kontinuierliche Marktbe- und auch heute in seiner Existenz davon 
schickung vorzunehmen, weil dadurch die abhängig, ob sie aus der Forstwirtschaft 
sowohl für den Produzenten als auch für laufend zusätzliche Mittel ziehen können, um 
den Konsumenten notwendige Preisstabilität die für ihre Landwirtschaft notwendigen 
ermöglicht wird. Voraussetzung für eine gleich- Investitionen vorzunehmen. Aus der Statistik 
bleibende Marktbelieferung allerdings ist es, kann man ersehen, daß allein seit Beendigung 
eine solche Lager- und Vorratshaltungspolitik des zweiten Weltkrieges etwa 15 Milliarden 
zu betreiben, daß größere Ernten keine Preis- Schilling für vorwiegend landwirtschaftliche 
schwankungen mehr verursachen und daß Investitionen aus dem Wald entnommen 
ein Ausgleich zwischen der Produktions- und wurden. Dabei handelt es sich hauptsächlich 
der Absatzspitze erfolgt. Damit wird die um Maschinen, die die Landwirtschaft braucht, 
Forderung der Konsumenten nach gleichen es wird also laufend der Wald als Geldgeber 
Preisen das ganze Jahr hindurch für die ein- herangezogen. 
zeInen Produkte erfüllt . In vollster . Würdigung der erfolgreichen 

Meine Damen und Herren ! Es wäre noch Anstrengungen der Forstwirtschaft hinsicht­
sehr viel über den Grünen Bericht und über lieh der Aufschließung, hinsichtlich des star­
den Grünen Plan zu sagen ; beispielsweise, ken Anstieges der jährlichen Aufforstungs­
welche weiteren öffentlichen Mittel der flächen, der mit großem Erfolg durchge­
Landwirtschaft zufließen, wie diese verwendet führten forstlichen Aufklärungen darf aber 
werden, und es wäre darzulegen, wie die an- ein sehr wichtiger, von der Allgemeinheit 
geblichen Nachteile der österreichischen Land- bisher nur zu leicht hingenommener Schadens­
wirtschaft auszugleichen wären . Zur Beur- faktor nicht unerwähnt bleiben, nämlich die 
teilung der Lage in der Landwirtschaft wäre weit über das erträgliche Ausmaß hinausgehen­
auch beispielsweise die Aufstellung der Ver- den Schäden und Verbißschäden durch das 
mögen, die bei den landwirtschaftlichen Ge- Rot- und Rehwild. Ich will hier vorweg­
nossensehaften jeder Art angesammelt wurden, nehmen, daß sich kein ernst zu nehmender 
aufschlußreich, und es wäre insbesondere Mensch die Natur beziehungsweise den Wald 
aufzuzeigen, welche Vorteile aus den Hilfs- ohne Wildbestand wünscht. Es ist aber ein 
maßnahmen ihrer Selbsthilfeorganisationen ge- sehr wesentlicher Unterschied, ob die Wild­
wonnen wurden. I dichte den natürlichen Verhältnissen ent-
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spricht, das heißt jene Anzahl in einem ge­
wissen Gebiet vorhanden ist, welche dort 
die natürlichen Bedingungen für ihr Fort­
kommen findet, oder ob eine derartige Über­
hegung allgemein Platz greift, beziehungs­
weise schon Platz gegriffen hat, daß trotz 
ständiger Steigerung der jährlichen Abschuß­
ziffern in vielen Fällen ein Bestand bis zu 
100 Stück Rotwild und darüber auf 1000 ha 
anzutreffen ist, statt den Rotwildbestand in 
seinen natürlichen Grenzen von 10 bis 25 Stück 
pro 1000 ha zu halten. Es ginge im Rahmen 
meiner Ausführungen zu weit, hier speziell 
auf die örtlich mögliche Höhe des Wildbe­
standes einzugehen, beziehungsweise das wirt­
schaftlich gesehen sehr wichtige Thema so­
genannter rotwildfreier Zonen näher zu be­
rühren. 

die Aufregung darüber in der gesamten Presse 
und in diesem Hause mit Recht sehr gewaltig 
sein. Die Wildschäden jedoch, auf tausende 
verschiedene Besitzflächen verteilt, welche 
sich nicht gleich unmittelbar, sondern 
zum Teil erst in Jahrzehnten zur Kata­
strophe auswirken, können von sich aus 
solange nicht ernsthaft unterbunden wer­
den, solange die gesetzgebende Körperschaft, 
also wir, nicht jene gesetzliche Grund­
lagen schaffen, welche eine erfolgreiche 
und konsequente Unterbindung dieser Schä­
den versprechen. 

Ich weiß sehr genau, daß eine Reihe von 
Herren dieses Hauses wenig geneigt sind, 
dieser Angelegenheit ernsthaft näher zu treten, 
weil sie selbst leidenschaftliche Jäger sind 
und glauben, daß wir von der Jagd nichts 

Ich glaube, daß mir auch von seiten der verstehen. Im volkswirtschaftlichen Inter­
Jägerschaft kaum widersprochen werden wird, esse Österreichs aber ist es gelegen, wenn die 
wenn ich behaupte, daß die Vervielfachung Belange der Jagd hinter die Belange der 
des Rotwildbestandes in Österreich im Ver- Forstwirtschaft zurückgestellt werden, da wir 
gleich zu einer Wilddichte vor etwa 100 Jahren es uns einfach nicht mehr länger leisten kön- . 
zu einer Degeneration - durch Hege und nen, für das Vergnügen von wenigen der­
Pflege durch den Menschen vermehrt sich j a  artige wirtschaftliche Opfer zu bringen. 
auch das nicht widerstandsfähige Wild -, 
also zu einer negativen Selektion geführt Der Bund wirft beispielsweise für die För-

hat. Hier würde eine gesunde Auslese zwar derung der Forstwirtschaft in den letzten 

nicht zu einer quantitativen, aber jedenfalls Jahren durchschnittlich 21 Millionen Schilling 

zu einer wesentlichen qualitativen Verbesse- aus . Abgesehen davon, daß dieser Betrag im 

rung führen. Vergleich zur land wirtschaftlichen Förderung 

loh betone ausdrücklich, meine Damen sehr gering ist, überteffen die Wildschäden in 

und Herren, daß weder ich persönlich noch einem einzigen Bundesland, nämlich in der 

irgendein ernst zu nehmende Forstmann an die Steiermark, diesen Gesamtförderungsbetrag 

Ausrottung unseres heimischen Wildes denkt. für Österreich um das Doppelte. Wenn in den 

Noch eindringlicher muß ich aber feststellen, einzelnen Landesjagdgesetzen auch vorgesehen 

daß im Hinblick auf die laufend feststellbaren ist, daß den Einzelbesitzern die ihnen durch 

eminenten Wildschäden am Wald absolut das Wild zugefügten Schäden vergütet werden 

kein Verständnis für das muntere Rehlein müssen, so wird jeder, der mit der Materie 

gegeben sein darf. Es ist bekannt, daß nach vertraut ist, bestätigen können, daß dies ins­

Vorarlberg die Steiermark das am meisten besondere bei bäuerlichen Besitzungen hin­

betroffene Bundesland hinsichtlich der Wild- sichtlich der Schäden am Wald in den meisten 

schäden ist. Es folgen Oberösterreich, Tirol Fällen nicht oder nicht in voller Höhe ge-
schieht . Aber selbst wenn diese Wildschäden 

und im Anschluß die übrigen Bundesländer. 
Die derzeitigen Schäden am Wald, welche auch vergütet werden würden, ist dies vom 

volkswirtschaftlichen Standpunkt absolut un­
sich durch das Schälen des Rotwildes ergeben, 
werden von forstlicher Seite mit mehreren interessant, weil der Verlust an Substanz un-

Milliarden Schilling beziffert. In der Steier- wiederbringlich für die Gesamtheit verloren 

mark sind es allein bisher 2 Milliarden Schilling. gegangen ist. 

Dazu kommen jährlich neu hinzutretende Ich könnte Sie , meine Damen und Herren, 

Schälschäden sowie Verbißschäden an jungen wenn Sie Zeit und Lust hätten, in eine Reihe 

Kulturen, die in der Steiermark jährlich eben- von bäuerlichen Betrieben in Seitentälern 

falls mit 40 Millionen Schilling beziffert der Steiermark führen, wo die Wildschadens­

werden. frage bereits eine Lebensfrage der Bauernschaft 

Diese großen jährlichen Schäden zahlt die geworden ist. 
österreichische Wirtschaft als Tribut für das Der aufgezeigte Ernst der Situation läßt 
Vergnügen einiger weniger Wirtschaftswunder- erwarten, Herr Minister, daß Sie bereits 
kapitäne, die in unsere Wälder nur zur Jagd in diesem in Diskussion stehenden Forst­
geflogen kommen und dann wieder abfliegen. rechtsbereinigungsgesetz, wie Sie das ja auch 
Würde in der Industrie ein vermeidbarer bereits anläßlich der Debatte im Budget­
Verlust im selben Ausmaß auftreten, so würde i ausschuß zugesagt haben, festlegen lassen, daß 
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jede vom Jagdberechtigten geduldete oder be- . eines, wie es so schön heißt, obsorgenden 
wußt herbeigeführte Höhe des Wildbestandes ordentlichen Kaufmannes erstellt . Nach der 
über das forstlich tragbare Ausmaß hinaus geprüften Bilanz des Milchwirtschaftsfonds 
a1s Forstfrevel gewertet wird, weil sie eine ergab sich für das Geschäftsjahr 1959 ein zu­
ernste Gefährdung der Holzwirtschaft dar- sätzlicher Gebarungsabgang von 32,6 Millionen 
stellt, also einer Waldverwüstung gleichkommt, Schilling, der bei der Anerkennung des von der 
die sinnlos Volksvermögen vergeudet. Verwaltungskommission beschlossenen Bud-

Dieses Beispiel mag Ihnen eindringlich vor gets für das Jahr 1959 nicht eingetreten wäre. 
Augen führen, daß die Ertragslage der Land- Für das Jahr 1960 wurde von der Verwal-
und Forstwirtschaft in Zukunft zu verbessern tungskommission ein Budget eingereicht, 
zum großen Teil auch in den Händen der welches ebenfalls auf Grund der bestehenden 
Landwirtschaft selbst liegt, wenn sie bei der Preisbestimmungen und unter Berücksichti­Verwirklichung der hier kurz angedeuteten gung der Auswirkung der 45-Stunden- Woche Maßnahmen tatkräftig mitwirkt. Es wird und unter Einbeziehung eines erhöhten Hart­allerdings immer vom Willen der Landwirt- käsereitauglichkeits-Zuschlages, allerdings ohne schaft abhängen, wenn sie die Förderungs- vorauszusehende Kostensteigerungen, erstellt 
maßnahmen so ansetzt und einsetzt, daß sie 
selbst in den kommenden Jahren im Grünen war. Nach dieser Berechnung ergab sich ein 

Abgang von 121 ,6 Millionen Schilling. Auch Bericht darstellen kann, daß sich ihre Er- hier hat der Herr Finanzminister wie im Jahre tragslage gebessert hat und die Disparität ge- 1959 den geforderten Betrag auf 93 Millionen ringer geworden ist. Schließlich muß sich ja 
auch bei uns in Österreich die Erkenntnis durch- zusammengestrichen, damit er sein Bundes-

finanzgesetz für 1 960 einigermaßen ausge­setzen, daß nicht nur die Agrarpolitik mit der glichen vorlegen konnte. Wirtschaftspolitik eng zusammenhängt, son-
dern daß die Agrarpolitik sich auch auf die Bedingt nun durch die Kostensteigerung 
Handels-, Finanz- und Sozialpolitik auswirkt einerseits und durch die fast gleich­
und daß in erster Linie die Agrarpreise die bleibende Milchanlieferung in den letzten 
Lebenshaltung eines Volkes und damit seine Jahren andererseits, mußte für 1960 ebenfalls 
Existenz in der kommenden Großraumwirt- ein Nachtragsbudget ausgearbeitet werden, 
schaft bestimmen. welches nach neuerlicher Prüfung rund 49, 1 Mil-

Meine Damen und Herren ! Ich darf nun lionen Schilling zusätzlich erfordert. 
zum Abschluß einige Bemerkungen über den Nur die Gewährung dieser beiden Beträge 
Abgang des Milchwirtschaftsfonds anknüpfen. von insgesamt 81 ,7 Millionen Schilling für 
Die bei den zur Diskussion stehenden Regie- 1959 und 1960 und eines Betrages von 
rungsvorlagen sehen die Bedeckung eines 210 Millionen Schilling für das Jahr 1961 wird 
Gesamtabganges von insgesamt 174,7 Millionen es dem Fonds ermöglichen, die ihm durch das 
Schilling für das Geschäftsjahr 1 960 und von Gesetz gestellten Aufgaben zu erfüllen. 
210 Millionen Schilling für 1961 vor. Wir 
haben bereits im Dezember 1959 den Abgang Diese Aufgaben werden von zwei Faktoren, 
des Milchwirtschaftsfonds für 1960 beschlossen, die der Fonds ja selbst nicht bestimmen kann, 
allerdings, wie sich nachher herausgestellt hat, beeinflußt. Den einen Faktor stellt die in einem 
in einer wesentlich geringeren Höhe, als das Jahr angelieferte Milchmenge dar und der 
erforderlich ist. andere ergibt sich aus dem jeweiligen Preis-

Im Jahre 1959 wurde nämlich dem Milch- gefüge.  Diese beiden Faktoren müssen vom 
wirtschaftsfonds durch den damaligen Finanz- Fonds im Rahmen eines fixen Erzeugerpreises 
minister zur Erfüllung seiner Aufgaben nur ein und eines ebensolchen Verbraucherpreises aus­
Betrag von 86 Millionen Schilling als Staats- geglichen werden, unbeschadet dessen, wie 
zuschuß bewilligt, obwohl die Verwaltungs- hoch der eine und der andere ist. Steigt die 
kommission des Fonds, der, ich will das be- Milchanlieferung bis zur Kapazitätsgre1lze der 
tonen, Vertreter der drei großen Wirtschafts- Betriebe, so steigen die Kosten. Es müssen 
kammern angehören,  mit dem voraussicht- aber durch die größere Verarbeitung, durch die 
lichen Abgang von 127,8 Millionen Schilling für höhere Lagerhaltung und den manchmal 
das Jahr 1959 gerechnet hatte. Das Budget schwierigen Absatz zusätzliche Ausgaben be­
war auf Grund der damals geltenden Preis- stritten werden, die wiederum der Fonds tragen 
bestimmungen und auf Basis des beschlossenen muß. Fällt die Milchanlieferung, werden die 
Abrechnungssystems erstellt, und nach Über- Kosten der Betriebe durch die nicht ausge­
prüfung des Voranschlages wegen der ge- nützte Kapazität höher, muß auch hier 
änderten Produktionsverhältnisse wurde dieser wiederum der Fonds ausgleichend eingreifen. 
Betrag auf 125,5 Millionen Schilling ver- Steigt also die Milchanlieferung, dann zahlt der 
mindert . Die Verwaltungskommission hat Fonds, fällt die Milchanlieferung, dann zahlt 
damals das Budget nach den Gesichtspunkten der .Fonds auch. 
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Zum Unterschied von den anderen Fonds 
ist der Rahmen der Aufgaben des Milch· 
wirtschaftsfonds aber viel weiter gesteckt. 
Sowohl beim Getreideausgleichsfonds als auch 
beim Viehwirtschaftsfonds wird ein großer 
Teil der Ausgaben, wie beispielsweise die Lager. 
haltung, der Transport und so weiter, direkt 
aus dem Budget des Staates finanziert. Für 
die Lagerungskosten für Inlands- und Import. 
getreide ist im Budget 1961 insgesamt ein 
Betrag von 79, 1 Millionen Schilling und für 
Lagerungskosten für den Viehwirtschaftsfonds 
sind 8,5 Millionen vorgesehen. Diese Aufgaben 
und Ausgaben wurden aber nebst vielen anderen 
auf den Milchwirtschaftsfonds übertragen und 
sind so die Ursachen des höheren Abganges. 

Ebenso mußte der Fonds in sein Budget die 
Finanzierung eines Zuschlages für emmentaler­
käsereitaugliche Milch übernehmen, welche 
eigentlich als Förderung �ufgabe des Ministe­
riums für Land· und Forstwirtschaft wäre. Er 
mußte dafür in den Jahren 1 959 15,35 Millionen 
Schilling, 1960 16  Millionen Schilling und 1961 
bereits 16,6 Millionen Schilling einsetzen. 

Zu den Aufgaben des Milchwirtschaftsfonds 
gehören aber auch die Aufwendungen für die 
Lager kosten milch wirtschaftlicher Produkte, 
für die rund 7,2 Millionen Schilling im Jahre 
1959, 1 1 ,5 Millionen Schilling im Jahre 1960 
und 1 1 ,9 Millionen Schilling im Jahre 1961 
ausgegeben wurden beziehungsweise ausge­
geben werden müssen. 

Eine noch weitere sehr wesentliche Aufgabe 
des Fonds sind die Ausgaben für die Wohl­
fahrtseinrichtungen, wie verbilligte Abgabe von 
Schul-, Betriebs- und Bäckereimilch, sowie die 
von Butter an das Bundesheer und an die Haus­
haltsschulen, wofür im Jahre 1 959 14,5 Millionen 
Schilling, im Jahr 1960 16,5 Millionen Schilling 
und im Jahre 1961 1 8  Millionen Schilling aufge­
wendet wurden beziehungsweise werden. 

Die Hauptaufgabe des Milch"wirtschafts­
fonds aber ist es, einen Ausgleich für die seit 
1951 gestiegenen Betriebskosten jeglicher Art 
vorzunehmen. Sie betrugen im Jahre 1959 
190 Millionen Schilling, im Jahre 1960 204 Mil­
lionen Schilling und werden für 1961 mit 250 Mil­
lionen,. Schilling bewertet . Diese Betriebs­
kosten� hatten sich von 1952 auf 1959 
um fast 342 Millionen Schilling erhöht. Sie 
wurden 1959 durch einen Staatszuschuß in der 
Höhe von 1 18,6 Millionen Schilling aufge­
fangen und sollen für 1960 mit einem Betrag 
von 142, 1 Millionen Schilling und für 1961 
mit 210 Millionen Schilling aufgefangen werden. 

In den Abrechnungen der Molkereiwirtschaft 
werden die Steigerungen der Betrie bskosten 
vom Fonds lediglich geprüft, aber nicht auch 
zum Anlaß dafür genommen, die Landwirt­
schaft aufzufordern , nicht genehmigte Preis-

steigerungen bei der Paritätischen Preis- und 
Lohnkommission anhängig zu machen. Es 
konnte festgestellt werden, daß Preiser. 
höhungen bis zu 180Prozent und darüber bei 
wichtigen Molkereibedarfsartikeln eingetreten 
waren. Hätte die Landwirtschaft bei einer 
ihr bekanntgewordenen Preiserhöhung sofort 
die genannte Paritätische Kommission ange­
rufen, wären die Erhöhungen sicherlich ge­
ringer ausgefallen, wodurch wieder geringere 
Zuschüsse des Fonds erforderlich gewesen wären 
und damit der Abgang niedriger gehalten hätte 
werden können. 

Der einheitliche Erzeuger- und Verbraucher­
preis macht es aber auch notwendig, daß die 
Transportkosten, die je nach der Entfernung 
verschieden sind, ausgeglichen werden. Infolge 
der höheren Reparatur. und Instandhaltungs­
kosten in den Jahren 1959 und 1960 und 
zufolge der Erhöhung der Frachtsätze ab 1 961 
reicht nun der eingehobene Betrag von 9 Gro. 
sehen nicht aus, sodaß bereits im Jahre 1961 
mit einem Abgang von 37,5 Millionen Schilling 
gerechnet werden muß. 

Allerdings müßte man bei Betrachtung dieser 
Sachlage auch von seiten des Milchwirtschafts. 
fonds Überlegungen anstellen, wie weitere 
Kostensteigerungen unterbunden, beziehungs­
weise Kosteneinsparungen ermöglicht werden 
können. Dazu wird aber ein Generalplan 
erforderlich sein, welcher einerseits Qualitäts­
förderungs- und anderseits Rationalisierungs­
maßnahmen in der Milchwirtschaft vorzusehen 
hat. (Abg. Dr. Gor b a c h :  Der Weihs sieht 
schwarz I) Die Stadt Rom beispielsweise, 
Herr Präsident, wird durch einen Zentral­
betrieb, London durch zwei solcher Betriebe 
versorgt, während zurzeit in Wien elf und in 
Linz zwei Molkereien die Versorgung innehaben . 
Man könnte sich vorstellen, daß auch Wien 
durch einen oder zwei solcher Betriebe mit 
Qualitätsprodukten versorgt werden könnte , 
wodurch sehr erhebliche Kosteneinsparungen 
zu erzielen wären. 

Überhaupt wäre dem Problem der typen­
reinen Betriebe ein besonderes Augenmerk zu­
zuwenden, weil dadurch eine einheitliche 
Qualität bei Butter, Käse oder Milch erreicht 
werden könnte, die vor allem für den 
Export unserer Produkte von außerordent­
lich großer Bedeutung wäre . 

Ich hatte vor einigen Tagen Gelegenheit, 
im Zillertal, in dem sich zurzeit 45 Klein­
und Kleinstkäsereien befinden, 1 9  Betriebe 
zu besuchen. Einige von diesen Betrieben 
würden wahrscheinlich mehr ein bringen, wenn 
man sie in ein Museum stellen und für ihre 
Besichtigung Eintrittsgeld einheben würde ; 
denn die meisten dieser Betriebe sind von den 
technischen Fortschritten unberührt geblie-
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ben und arbeiten noch mit Geräten, die vielleicht der SPÖ. - Abg. Dr. Gorbach : Sehr gut, aber 
vor 50 Jahren modern gewesen sein mögen. ein bißchen zu lang ! - JViderspruch bei derSPÖ.) 
Außerdem liegen diese Betriebe bei sehr guten 
Verkehrsverhältnissen nur 1 bis 3 Kilometer 
voneinander entfernt, sodaß man ohne weiteres 
eine größere Anzahl dieser . Betriebe zu einem 
einzigen modernen Betrieb zusammenlegen 
könnte, der in der Lage wäre, eine noch viel 
bessere Qualität als die, die heute erzeugt wird, 
herzustellen, eine Qualität, die heute im 
Export gefragt ist und die man jederzeit zu 
Überpreisen - ich meine den Emmentaler -
absetzen könnte. Hier, muß ich sagen, fehlt es 
wirklich nur an dem guten Willen einzelner, 
um den Bewohnern dieses Tales durch eine 
bessere Qualitätserzeugung und günstigere 
Verwertung höhere Einkommen zu ermöglichen. 

Auch hier muß es möglich sein, auf eine 
Produktion überzugehen, die eine höhere 
Ertragslage verspricht. Es müßte also, wo es 
geographisch möglich ist, wie beispielsweise 
im Flachgau in Salzburg, im südwestlichen 
Gebiet von Oberösterreich, im Zillertal und 
so weiter, eine Zusammenlegung von Klein­
und Kleinstbetrieben, die in diesen Gebieten 
in großer Anzahl vorhanden sind, erfolgen, 
damit rationell arbeitende Mittelbetriebe er­
richtet werden können. 

Die im Grünen Plan vorgesehene Erhöhung 
der Agrarinvestitionskredite könnte auch die 
Milchwirtschaft in die Lage versetzen, den 
Bau von Großbetrieben nach modernsten 
Gesichtspunkten vorzunehmen und durch die 
dann mögliche rationelle Verarbeitung be­
deutende Kosten einzusparen. Solche Betriebe 
wären in der Lage, Produkte nach dem 
Geschmack des Konsumenten herzustellen und 
damit ihre Absatz- und Ertragslage wesentlich 
zu ver bessern. Denn wir führen heute noch 
Tausende von Tonnen Käse nach Österreich 
ein, die wir wahrscheinlich auch selbst zu 
erzeugen in der Lage wären. 

Zum Abschluß darf ich sagen : Durch die 
Erhöhung der Einnahmen und Senkung der 
Kosten würde in Zukunft auch der Abgang 
des Milchwirtschaftsfonds niedriger sein. Vor­
aussetzung dafür allerdings ist, daß die hier 
angedeuteten Maßnahmen von seiten der 
Landwirtschaft energisch in Angriff genommen 
und raschest durchgeführt werden. Dies wird 
umso notwendiger sein, als die Integration 
Europas große Anforderungen an die Qualität 
unserer Produkte stellen wird und nur jene 
Betriebe im Wettbewerb werden bestehen 
können, die sich beizeiten darauf vorbe­
reiten. Qualität wird dominieren, die V oraus­
setzung dazu sind moderne Betriebe, die, 

Präsident Olah : Als nächster Redner kommt 
zu Wort der Herr Abgeordnete Stürgkh. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Stürgkh : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Bei Behandlung des 
Kapitels Land- und Forstwirtschaft möchte 
ich mir jenes der Forstwirtschaft heute 
herausgreifen und Ihnen und der 
ganzen österreich ischen Öffentlichkeit einen 
möglichst objektiven Bericht über unsere 
österreichische Forstwirtschaft geben, ins­
besondere auch weil der Herr Abgeordnete 
Schneeberger anläßlich der Beratungen dieses 
Kapitels im Ausschuß so alarmierende N ach­
richten und Meinungen verbreitet hat, daß 
die österreichische Öffentlichkeit auf Grund 
dieser Mitteilungen mit Recht befürchten 
müßte, daß wir einer Zukunft entgegengehen, 
in der unser Land verkarstet und sehr schäd­
lichen klimatischen Veränderungen unter-
worfen sein würde. 

Es ist nicht meine Art, gegen jemanden 
Stellung zu nehmen, der abwesend ist, und 
ich bedauere, daß der Herr Abgeordnete 
Schneeberger nicht hier ist. Ich bedauere das 
umsomehr, weil ich aus dem Munde des 
Herrn Präsidenten gehört habe, daß er durch 
Krankheit verhindert ist, heute hier zu sein. 
Aber das erspart es mir leider nicht, doch hier zu 
seinen oder gegen seine Ausführungen Stellung 
zu nehmen. (Präsident Dr. Gorbach  über­
nimmt den Vorsitz.) 

Wenngleich ich mich in vielen Dingen 
nicht befriedigt zeigen kann, was den 
heutigen Stand in unserer Forstwirt.schaft 
betrifft, so fühle ich mich doch verpflichtet, 
einer, ich möchte fast sagen, böswilligen 
Schwarz malerei hier entgegenzutreten. Ich 
möchte das aber keinesfalls in einer dem­
agogischen Form tun, denn damit scheint mir 
auch der Öffentlichkeit keineswegs gedient 
zu sein. 

Unser österreichische Wald schlechthin 
ist eines der wertvollsten Bodenprodukte 
unserer Alpenländer, und er wird weder rot 
noch schwarz werden, sondern, gottlob, grün 
bleiben. Ich würde an den Irrtümern des 
Kollegen Schneeberger hier vielleicht gar nicht 
öffentlich Kritik üben, wenn seine 
lrngen Behauptungen in einem kleinen 
Kreis verblieben wären ; aber das Organ der 
SPÖ in der Steiermark, die "Neue Zeit",  hat 
in übergroßen Lettern die Nachricht ver­
breitet, daß seit dem Jahre 1945 über 30 Mil­
lionen Kubikmeter Holz - es sollte wohl heißen 

rationell geführt, den Geschmack des Festmeter - überschlägert wurden und daß 
Verbrauchers befriedigen können. (Beifall be'i bereits 20 Prozent des österreichischen Wald-
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bodens kein Holz mehr produzieren. Er hat 
auch gesagt, daß die Forstbehörden einem 
solchen Raubbau machtlos gegenüberstünden, 
weil sie insbesondere durch ständige Inter­
ventionen - von welcher Seite diese Inter­
ventionen erfolgt seien, hat er uns leider 
nicht verraten - daran gehindert würden, 
pflichtgemäß ihres Amtes zu walten. 

Meine Damen und Herren ! Ich zähle es nicht 
zu meinen Pflichten, staatliche Behörden in 
Schutz zu nehmen, wenn sie angegriffen werden ; 
Ich bin gar kein so besonderer Behördenfreund. 
Aber in diesem Fall darf ich wohl sagen, daß 

Umstellung und Technisierung der Landwirt­
schaft, die durch Landflucht und Rationali­
sierung bedingt sind, haben enorme Summen ver­
schlungen, welche der Landwirt infolge einer 
verhinderten Agrarpolitik und mangels Kre­
diten zu halbwegs günstigen Bedingungen 
beim besten Willen nirgendwo anders er­
halten konnte. Wir schätzen diese Leistungen, 
die von forstlicher Seite an die Landwirtschaft 
gegeben wurden, auf stark über 10 Milliarden 
Schilling. Der Kollege Weihs hat heute hier 
schon die Summe von 15 Milliarden Schilling 
genannt ; ich will sie durchaus nicht bestreiten. 

ich sehr enge Kontakte mit den österreichischen Meine Damen und Herren ! Sie können doch 
Forstbehörden habe, Kontakte, die mir daher nicht ernstlich glauben, daß der Bauer gerne 
die Behauptung gestatten, daß seitens dieser einen solchen Eingriff in seine Substanz ge­
Behörden viel Gutes, Erfolgreiches getan , macht hat. Die Ausweglosigkeit seiner Lage 
wurde und geschieht, um den durch zwei hat ihn dazu gezwungen. Und wenn man heute 
Weltkriege und ihre Folgeerscheinungen ange- bei manch einem Bauern neben seinem Traktor 
schlagenen österreichischen Wald wieder in vielleicht auch einen kleinen oder übertra-
Ordnung zu bringen. genen Pkw sieht - ja, Hohes Haus, haben wir 

U d . Dame d Herre m ß nicht Tausende und Abertausende von Staats-n nun, meme n un n, u . b "  d" h . . F h f ich Sie leider mit einigen Zahlen bemühen und : urgern, Ie SIC motOrISIerte a rzeuge nur ür 
bekanntmachen. Es ist richtig und soll und I Wochene�d- und U:laubsfahrten halten ? 

.
Ich 

d f . ht I t erd d ß " hre d glaube, WIr sollten emen solchen Zustand mcht ar mc ge eugne w en, a wa n .  k ' . . 
d " 

des Krieges und nach dem Kriege auf Grund ntIsIeren, son ern uns 1m stIllen darüber 
staatlichen Auftrages aus der entstandenen freuen. 
Not am Wald. gesündigt wurde. Für die Um die Sache aber im positiven Licht er­
Zeit während des Krieges brauche ich WOhl j scheinen zu lassen, möchte ich die Feststellung 
keine Erläuterungen zu geben. In der ersten machen, d�ß si�h die Wald�.esinnung bei unserer 
Nachkriegszeit war Holz unser österreichisches ganzen bauerhchen Bevolkerung, ganz be­
Gold. Es hat vielen Tausenden wieder das i �onder� i� den jüngeren Generationen �nserer 
verlorene Obdach gegeben, es hat zu einem I osterrmchlschen Bauernschaft, ,vesenthch g�­
wesentlichen Teil dazu beigetragen, die bessert hat. Dank der Schulungs- und Aufkla­
Hungersnot zu mildern. Das sind . rungstätigkeit von Kammern und Behörden ist 
Tatsachen, die heute gerne vergessen werden das Interesse für den Wald und für seine pfleg­
und einer böswilligen Kritik unterliegen lichen Maßnahmen außerordentlich gestiegen , 
statt einer dankbaren Erinnerung. Desglei- Hohes Haus ! Nun komme ich zu den 
chen möchte ich Ihnen die sehr bedeutenden nackten Zahlen, die ich Ihnen leider nicht er­
wahllosen und nur bringungsgünstigen Ent- sparen kann, weil ja auch der Kollege Schnee­
nahmen durch die Besatzungsmächte in berger im Ausschuß Zahlen gegeben hat. 
Erinnerung bringen, die an vielen Plätzen In den Jahren 1945 bis 1959, also in den oft so ungeheure Kahlschläge verursacht vergangenen 14 Jahren, wurden in Österreich 
haben. 136,717 .000 Festmeter Holz geerntet. Auf 

Die auf Grund der Waldstandsaufnahme 
festgestellte Tatsache, daß der staatliche Groß­
wald und der größere Privatwald einen nahe­
zu ungestörten Haushalt geführt haben, aber 
insbesondere der bäuerliche Kleinwald eine auf­
fallende Minderbestockung aufweist, könnte zu 
der falschen Folgerung führen, daß gerade die 
Bauern aus Leichtsinn oder Profitsucht in 
übertriebener Weise in ihre grüne Sparkasse 
gegriffen hätten. 

Meine Damen und Herren ! Gegen eine 
solche Auffassung müssen wir uns mit 
aller Schärfe wenden ! Auch der bäuerliche 
Betrieb hat durch den Krieg sehr, sehr schwere 
Wunden erlitten. Der Nachholbedarf 
beim Wiederaufbau und nicht zuletzt die 

Grund der Ergebnisse der Waldstandsaufnahme 
1956 und des dadurch errechneten nachhaltigen 
Hiebsatzes würde dieser, auf diese 14 Jahre 
zurückgerechnet, 1 19,332.000 Festmeter be­
tragen. Wir haben daher in diesen letzten 
14 Jahren einen Mehreinschlag - gegenüber 
dem, was uns die Waldstandsaufnahme derzeit 
gestatten würde - von 1 7 ,385.000 Festmetern 
und nicht, wie der Herr Kollege Schnecberger 
verkündet hat, von mehr als 30 Millionen 
Festmetern, also objektiv und amtlich festge­
stellt von nur ungefähr der Hälfte 
dieses Ausmaßes ; mit anderen Worten aus­
gedrückt bedeutet das einen Vorgriff 
auf rund zwei Jahre, beziehungsweise einen 
durchschnittlichen jährlichen Mehreinschlag 
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von 1 ,242.000 Festmetern. Demgegenüber sehen Volkswirtschaft, sondern es ist vom 
betrugen die Schadholzanfälle allein in den allgemeinen volkswirtschaftlichen Standpunkt 
Jahren 1957 bis 1959 4,617.000 Festmeter, genauso zu unterstützen, daß die öster­
die durch Elementarereignisse, zum Beispiel reichischen Wälder restlos erschlossen werden, 
durch Sturm und Schneebruch, Schnee druck, ehe man größere Importe tätigt. In dieser 
Lawinen, Pilz- oder Käferkalamitäten, ver- Richtung ist schon sehr viel geschehen. Es 
ursacht wurden. Allein mit dieser Zahl be- bleibt aber noch mindestens ebensoviel zu 
gründet sich schon die Überschlägerung der tun. Beispielsweise wurden im Jahre 1959 
letzten vier Jahre. insgesamt 480 km Forstaufschließungswege 

Ich darf wohl daraus die Folgerung mit einem Gesamtkostenaufwand von rund 
ziehen, daß die Waldbesitzer schlecht- 60 Millionen Schilling gebaut. An Eigenmitteln 
hin, die der Kollege Schneeberger als die haben die Forstwirte allein 35,7 Millionen 
ärgsten Schädlinge des Waldes zu bezeichnen Schilling aufgebracht, während in Form von 
beliebte, an dieser Mehrproduktion nicht die Bundes-, Landes- und Gemeindemitteln 
Schuld tragen ; denn niemand kann und wird 18,5 Millionen beigesteuert wurden. 
sich Elementarereignisse bestellen oder gar Das Budget für das Jahr 1961 sieht für die wünschen, durch die er ja doch nur Mehrkosten Aufschließung 9,085.000 S vor. Der Grüne hat und einen verminderten Preis ernten kann. Plan sieht 3 Millionen vor, sodaß im kom-

Neben diesen Zahlen, die uns alle nicht menden Jahr rund 12 Millionen für die Auf­
freuen, darf ich Ihnen aber vielleicht von einer schließung vorgesehen sind. 
erfreulichen Tatsache berichten : von den I • • • 
Fortschritten, die die österreichische Forst- . SeItdem dI� Aufschheßung - erst 1949 .hat 
wirtschaft in bezug auf den Ausbeuteprozent- SIe .sJstem�tIsch begonr:en . - �yst�matisch 
satz hinsichtlich Nutzholz und Brennholz betrI�ben WIrd, wurden bIS emschheßhch 1959, 
erreicht hat. Während wir im Jahre 1946 �lso m �en letzten zehn Jahren, sehr erheb­
im Rahmen des gesamten Holzanfalles nur hche LeIstungen vollbracht. Durch Förde-
58,6 Prozent Nutzholz und daher 41 ,4 Prozent rungsmaßnahmen des Bundes, der Länder und 
Brennholz erzeugt haben, hat sich dieser der Gemeinden wurden insgesamt 5433 km 

Waldstraßen mit einem Gesamtaufwand von Zustand langsam, aber stetig zunehmend we-
sentlich gebessert, sodaß wir jetzt 75,4 Prozent 499 Millionen Schilling, wovon an Eigenmitteln 
Nutzholz aus der gesamten Holzernte er- der Besitzer 260 Millionen Schilling auf­
zeugen und nur mehr 24,6 Prozent Brenn- gebracht wurden, fertiggestellt. Auf rein 
holz . Bei einem Einschlag von rund 10 Mil- privater Basis, also ohne Förderungsmittel , 
lionen Festmetern würde das eine Mehraus- wurden 4231 km Waldstraßen fertiggestellt, 

deren Kostenaufwand sich nur schätzen läßt beute an Nutzholz von rund 1 ,7  Millionen 
Festmetern ausmachen, was ungefähr 70 bis und mit 360 Millionen, glaube ich, einzu-

schätzen ist. Schließlich haben die Bundes-80 Prozent des Bedarfes unserer Papier- und 
Zelluloseindustrie bedeutet. Dabei ist nicht forste in dieser Berichtzeit 2865 km Wald­

straßen gebaut, sodaß in diesen zehn Jahren zu übersehen, daß sich auch bei dieser verminder­
ten Menge Brennholz - es handelt sich hier 
hauptsächlich um Laubhölzer - Absatz­
schwierigkeiten ergeben, weil sich die Heiz­
technik anderen Brennstoffen zugewendet hat 
und die Forstwirtschaft für diese Sortimente 
noch keine geeigneten Partner gefunden hat. 
Bemühungen der Papier- und Zelluloseer­
zeugung, auch diese Sortimente zu verar­
beiten, sind wohl im Gang, bereit,en an­
scheinend doch gewisse technische Schwierig­
keiten und sind noch nicht ausschlaggebend 
für den Absatz. 

Hohes Haus ! An die Spitze aller Wünsche, 
welche momentan die österreichische Forst­
wirtschaft hat, möchte ich die Wald auf­
schließung stellen. Sie wissen, daß in den ver­
gangenen Jahren, aber besonders steigend in 
diesem Jahr sehr erhebliche Mengen Holz 
aus Rußland und aus den Satellitenstaaten 
eingeführt wurden, vornehmlich für die 
Papierindustrie. Ich glaube, es ist nicht 
nur ein begründeter Wunsch der österreichi-

12.529 km Waldstraßen mit einem durch­
schnittlichen Aufwand von ungefähr 90 S 
pro Meter entstanden sind. Die bisherigen 
Waldaufschließungen mit öffentlichen Förde­
rungsmitteln haben ein Gebiet von 680.000 ha 
mit einem jährlichen Holzanfall von 1 ,8 Mil­
lionen Festmetern bewirkt. Das Ziel der 
österreichischen Forstpolitik auf diesem Sek­
tor ist, etwa 20 m Waldstraße pro Hektar 
zu erreichen. Wir stehen jetzt bei ungefähr 
1 1  m, was bedeuten würde, daß noch etwa 
ebenso viele Kilometer gebaut werden müßten 
wie bis jetzt gebaut wurden. 

Hohes Haus ! Einer ebenso scharfen Kritik 
wie die Waldnutzung hat der Herr Abge­
ordnete Schneeberger auch die Aufforstung 
unterzogen. Die Aufforstung zählt zweifellos 
zu den dringlichsten Wünschen der Forst­
wirschaft. Auch da muß ich Sie leider mit 
einigen Ziffern bemühen. In den letzten 
zehn Jahren sind durch laufende Aufforstun­
gen 1 55.933 ha aufgeforstet worden, an 
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Rückstands-undBlößenaufforstungen 63. 793ha, 
an Neuaufforstungen, das heißt an land­
wirtschaftlich nicht mehr genutzter Fläche, 
19.863 ha und an Flurgehölz, das sind Flächen, 
die außerhalb des Waldes liegen, hauptsäch­
lich Windschutzgürtel, 4339 ha, also ins­
gesamt 243.928 ha, fast eine Viertelmillion. 

Laut Waldstandsaufnahme betrugen die 
Blößenflächen 220.000 ha, die als aufforstungs­
möglich erachtet und als aufforstungs­
notwendig aufgezählt wurden. Es ist aber 
nicht richtig, Ödland und die nicht mehr ge­
nutzten Flächen der Landwirtschaft zu den 
aufforstungsnotwendigen Flächen zu rechnen, 
weil dazu an sich niemand gezwungen werden 
kann, oder Flächen, die in der Kriegs- oder 
Besatzungszeit oder aus ganz alter Zeit 
stammen, hier hinzuzurechnen. 

Der Kollege Schneeberger hat behauptet, 
daß sich die Aufforstungsrückstände immer 
vergrößern und derzeit schon einen Zuwachs­
verlust von 1 Million Festmeter im Jahr 
ausmachen. Meine Damen und Herren ! Ge­
setzt den Fall, die Fläche von 220.000 ha be­
stehender Blößen wäre richtig - sie ist es 
nicht, ich werde dann gleich die richtige Zahl 
nennen -, so würde bei einem Haubarkeits­
durchschnittszuwachs von 3 Festmetern je 
Hektar mit einem Zuwachsverlust von 
660.000 Festmetern, aber nicht mit einem 
solchen von 1 Million zu rechnen sein. 
Da aber inzwischen 64.000 ha alter Flächen 
und 20.000 ha Neuaufforstungsflächen auf­
geholt wurden, ist bei gleicher Berechnung 
der Zuwachsverlust nur mehr 400.000 und 
nicht 1 Million ; wie Sie sehen, ist also wiederum 
hier um mehr als die Hälfte über das Ziel 
geschossen worden. 

Es ist natürlich richtig, daß die Wieder­
aufforstung der Rückstände und die N eu­
aufforstung auf landwirtschaftlich nicht mehr 
genutzten Flächen nach Möglichkeit in be­
schleunigter Form durchgeführt werden soll. 
Dazu sind aber zwei Dinge notwendig : Men­
schen und Geld. Und beides ist nur in be­
schränktem Umfang verfügbar. Der Lei­
stUllgsdurchschnitt der Wiederaufforstung der 
Rückstände mit 6500 ha pro Jahr müßte 
beschleunigt werden können. Bezüglich der 
Neuaufforstungen sind auf Grund des Grünen 
Planes - übrigens das einzige Moment, 
wo die Forstwirtschaft irgendwie mit dem 
Grünen Plan zusammenfindet - 7 Millionen 
bereitgestellt und aus den AlK-Krediten 
4 Millionen, also insgesamt 1 1  Millionen, 
die eine Verbesserung dieser Lage in Aus­
sicht stellen. 

Wenn ich nun beim Aufforsten bin, so möchte 
ich auch einige Worte über das Aufforstungs­
material, über die Forstpflanzen und die 
Forstgärten sprechen. Hier muß ich dem 

Kollegen Schneeberger recht geben : Öster­
reich erzeugt um mindestens 15 Millionen 
Waldpflanzen zuwenig. Es wäre natürlich 
wünschenswert, wenn diese Importe durch 
eigene standortgemäße Pflanzenproduktion 
ersetzt werden könnten. Der gesamte Pflanzen­
bedarf wird in Österreich von der zuständigen 
Sektion des Ministeriums auf 135 bis 140 Milli­
onen Pflanzen pro Jahr geschätzt. Die Er­
zeugung der Waldbesitzer - also die Erzeu­
gung in privaten Baumschulen oder Forst­
gärten - für den Eigenverbrauch wird auf 
50 Millionen geschätzt, die der Bundesgärten 
auf einer Fläche von 178 ha auf rund 40 Milli­
onen und die der privaten Baumschulen 
auf rund 25 Millionen Pflanzen. Ich habe 
feststellen können, daß man bei den Bundes­
forstgärten etwas zögert, dieselben wesent­
lich zu vergrößern, weil man letztlich und 
schließlich nach Überwindung des Nachhol­
bedarfes vor einer Überproduktion stehen 
könnte. Ich muß sagen : Ich teile diese Ansicht 
nicht, weil bei dem Tempo - selbst wenn man 
das Tempo um 50 Prozent beschleunigen 
könnte - dieser Nachholbedarf immer noch 
zehn bis zwölf Jahre anhalten würde. 

Meine Damen und Herren ! Nun noch zu 
einem "heißen Eisen", das von einem Kollegen 
heute hier schon angegriffen wurde, zu den 
Wildschäden. Ich spreche hier von jenen 
Wildschäden, die in erster Linie vom Schal­
wild verursacht werden. Auch hier hat der 
Herr Kollege Schneeberger eine ungeheure , 
phantastisch klingende Zahl genannt, wie 
übrigens auch der Herr Kollege Dr . Weihs 
heute, eine Zahl, die, glaube ich, beide Herren 
mir nicht beweisen können - aber ich ihnen 
wahrscheinlich auch nicht das Gegenteil. Ich 
bin der Ansicht, daß der Wildbestand unbe­
dingt zum Wald gehört, genauso wie ich der 
Ansicht bin, daß ein solcher Wildbestand in 
jenen Grenzen gehalten werden muß, die für 
den Wald als tragbar erkannt werden. Zuerst 
kommt der Wald, dann kommt die Jagd, aber 
sie soll zweifellos auch dabeisein. Ich glaube, 
ich stimme in dieser Hinsicht mit meinem 
Vorredner Dr. Weihs vollkommen überein. 

Aber wollen Sie mir , verehrte Damen und 
Herren, doch auch etwas glauben bei der Nen­
nung von Wildschäden : Es gibt, glaube ich, so 
wie es ein Jägerlatein gibt, auch ein Wild­
schadenlatein. Die Jagd ist heute nicht ein 
Vergnügen eines privilegierten Standes, und 
wenn Sie die Jagdscheininhaber durchgehen 
würden, so würden Sie darunter viele Menschen 
treffen, die unter der Woche hart arbeiten oder 
stark beschäftigt sind und die in der Jagd 
eine besondere Erholung und Ausfüllung ihrer 
Freizeit erblicken. 

' 

Der Herr Kollege Schneeberger hat im 
Ausschuß die Äußerung getan, man müsse 
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entweder die Waldbesitzer oder die Hirsche 
einsperren. Ich kann Ihnen hier einen merk­
würdigen Fall vorführen. Die Forstverwaltung 
eines größeren Forstbesitzes in der Steiermark 
hat um den Abschuß von 94 Stück Rotwild 
angesucht - Sie können sich vorstellen, daß 
es sich schon um ein ziemlich großes Terri­
torium handelt - und ist vom Bezirksjagd­
amt und � vom Bezirksjagdausschuß heftig 
kritisiert und abgewiesen worden, und nur 
48 Stück Rotwild wurden zum Abschuß 
genehmigt. Erst nach neuerlichem Einspruch 
wurden schließlich nicht die beantragten 
94 Stück, sondern nur 70 Stück vom Jagd­
amt bewilligt. Und nun wollte ich den Herrn 
Kollegen Schneeberger fragen, wer nun seiner 
Ansicht nach hier eingesperrt gehört. (Abg. 
R osenberge r :  Das war nicht seine Ansicht ! 
Er hat gesagt, ein bedeutender W irtschafts­
fachmann habe das gesagt !) 

Ich glaube, Hohes Haus, daß dieser Streit 
um die Jagd und die Wildschäden nur mit 
Vernunft gelöst werden kann, und zwar nach 
dem Prinzip, daß der Wald in erster Linie 
und die Jagd später drankommt. Diesen Ver­
nunftstandpunkt werden Sie bei den Wald: 
besitzern sicher finden, weil diese ja schließlich 
die Leidtragenden einer so unvernünftigen 
LJberhege wären. Nicht immer wer­
den Sie vielleicht diesen Standpunkt finden 
bei ausländischen Jagdpächtern, da diese 
in der Jagd, abgesehen von den übertriebenen 
Summen, die sie zu zahlen haben, nur ein 
reines Vergnügen sehen. 

Einen wesentlichen Einfluß auf die Ent­
wicklung unserer Forstwirtschaft üben die 
Belastungen aus, denen die Forstwirtschaft 
unterworfen ist, sowie die Möglichkeit, ihre 
Produkte abzusetzen. Sie wissen, daß die 
neue Einheitsbewertung der Forstwirtschaft 
übel mitgespielt hat. Die Forstwirtschaft 
ist dadurch im Durchschnitt auf die doppelte 
Steuerlast gekommen, in vielen Einzelfällen 
auf das Mehrfache davon. Rationalisierung, 
Aufschließung und Technisierung bedeuten 
einen gewaltigen Mehraufwand und zwingen 
zu großen Investitionen, wenn wir dem Druck 
des Holzangebotes aus dem Norden und aus 
dem Osten Konkurrenz bieten wollen. 

Die Erb- und Schenkungssteuer, die in 
ihrer Progression dem neuen Einheitswert 
bis jetzt nicht angepaßt wurde, wird sich 
für die Forstbesitzer aller Größenkategorien 
verhängnisvoll auswirken. 

Wie Sie wissen, meine Damen und Herren, 
hat die Forstwirtschaft ein sehr erhebliches 
Opfer anläßlich des Beitrittes zur EFTA 
erbringen müssen, indem sie weiterhin in 
manchen maßgeblichen Sortimenten vom Welt­
markt abgeschnitten bleibt, und der einzige 
Partner unter den EFTA-Staaten, der an 

uns anraint und an dem wir einen guten und 
soliden Abnehmer finden könnten, nämlich 
die Schweiz, ist blockiert, weil die Verhandlun­
gen bisher zu keinem befriedigenden Resultat 
geführt haben. 

Die Globalisierung der handelsvertraglich 
festgelegten Ausfuhrkontingente an Rohholz, 
die man uns sozusagen mit Brief und Siegel 
versprochen hatte , ist erst vor ganz kurzer 
Zeit und in höchst unbefriedigender Form 
erflossen. Der Druck, der auf die Urpro­
duktion durch Rohholzausfuhrsperre ausge­
übt · wird, kostet die österreichische Forst­
wirtschaft mindestens 150 bis 200 Millionen 
Schilling im Jahr, womit wir die holzverarbei­
tende Industrie sozusagen subventionieren, die 
sich anscheinend trotz der hohen Investi­
tionen durch ERP-Mittel und Eigenmittel 
noch immer nicht wettbewerbsfähig auf dem 
europäischen Markt aufzutreten traut. 

Sie werden mir erwidern, daß heute die 
Holzpreise gegenüber den Friedenspreisen eine 
überdurchschnittliche Indexziffer aufweisen. 
Das stimmt, wenn Sie jene Kriegsjahre nehmen, 
in denen der Wald be sitz er nur einen Bettel 
für sein Holz bekommen hat, wo er nur mehr 
bringungsgünstige Nutzungen vornehmen 
konnte und wo auch der Waldarbeiter sich mit 
einem äußerst bescheidenen Lohn begnügen 
mußte. Das hat sich alles sehr gewaltig 
geändert. Die Regien sind sprunghaft ge­
stiegen, genauso wie die Steuern und sozialen 
Lasten. Wir können mit Befriedigung fest­
stellen, daß der Forstarbeiter dem Industrie­
arbeiter mindestens gleichgestellt ist, was 
auch richtig ist, weil es in der Waldarbeit zu 
keiner so weitgehenden Rationalisierung 
kommen kann wie in vielen Industrien und 
daher die Arbeit im Wald doch immer noch 
eine harte Arbeit bleibt . 

Vergessen Sie aber, meine Damen und 
Herren, nie, daß der österreichische Wald für 
die Allgemeinheit schwer zu berechnende, aber 
sehr erhebliche Wohlfahrtsleistungen erbringt 
und daß der vValdbesitz wie kein anderer 
Wirtschaftszweig in seinem Tun und Lassen 
zugunsten der Allgemeinheit belastet er­
scheint. Darum ist es falsch, ihn zu beneiden 
oder anzufeinden, darum ist es falsch , ihm 
da und dort Holzerlöse vorzuwerfen. Denn 
glauben Sie es mir : Nicht nur für den Wald­
besitzer selbst, sondern, wie man sieht, auch 
für die Allgemeinheit ist es von ausschlag­
gebender Wichtigkeit, daß der Waldbesitzer 
durch Fiskus , schlechte Marktlage oder durch 
einen konstanten Druck auf die landwirt­
schaftliche Produktion nicht gezwungen wird, 
mehr Holz aus seinem Wald zu entnehmen, 
als ihm durch die Natur und durch ordentliche 
Pflege erwächst. 
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Das Ziel der österreichischen Forstpolitik 
ist klar und eindeutig : die Substanz nicht 
nur zu erhalten und wieder auf den Soll­
stand zu bringen, sondern womöglich zu 
vermehren und zu verbessern. 

Zum Schluß eine kleine Bitte an den Herrn 
Bundesminister : Es ist ein großes Werk voll­
bracht worden in der Inventuraufnahme des 
Waldes, in der sogenannten Waldstandsauf­
nahme, und der Herr Bundesminister möge 
dafür Sorge tragen, daß dieses große Werk 
der Waldstandsaufnahme auch fürderhin 
immer seine Kontinuität bewahren möge. 
(Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident Dr . Gorbach : Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Lackner . Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Lackner : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Zuerst einige Bemerkungen 
zu Rednern von der Österreichischen Volks­
partei. Der Abgeordnete Wührer hat den 
Zwischenruf gemacht, daß die Stützungen 
nicht Produzenten- ,  sondern Konsumenten­
stützungen sind. Das ist der alte Streit, der 
jedes Jahr hier in diesem Hohen Hause wieder­
holt wird. Gestatten Sie mir, daß ich Ihnen 
nun einiges davon vorlese, was ein deutscher 
Agrarpolitiker in Bonn in einem Vortrag : 
"Das agrarpolitische Konzept des Grünen 
Planes" ausgeführt hat. Es ist der Staats­
sekretär Dr. Sonnemann. Er sagt dort auf 
Seite 254 der "Berichte über die Landwirt­
schaft", Band 36 : 

"Der Begriff des kostendeckenden Preises 
ist unklar. . . .  Demnach verbliebe also der 
Weg über den echten Preis, der, ohne an 
irgendeiner Stelle durch Zwischenschaltung 
öffentlicher Mittel abgefangen zu werden, 
vom Erzeuger bis zum Verbraucher nach den 
unbeeinfiußten Gesetzen von Angebot und 
Nachfrage sich entwickeln würde. Diese 
Lösung, bei der der Staat in der Rolle des 
unbeteiligten Dritten sozusagen Gewehr bei 
Fuß beiseitestehen würde, wäre keineswegs 
das, was der Landwirtschaft frommt. Denn 
im freien Spiel der Kräfte würde sie, solange 
der Verbraucher alles, was sein Herz begehrt, 
ebensogut und womöglich billiger außerhalb 
der Grenzen kaufen kann, niemals zu einem 

einem völlig freien Marktablauf überantworten 
würde." 

Das sagt Sonnemann. Genau das, was mein 
Parteifreund Winkler hier in diesem Hohen 
Hause schon einige Male gesagt hat. Wir 
sind nicht für einen freien Markt, weil er un­
denkbar ist und weil die bäuerliche Wirtschaft 
einen freien Markt nicht überdauern würde. 
Ich habe vor etlichen Monaten in einer Zeit­
schrift des Bauernbundes gelesen, daß die 
Subventionen eingeführt wurden, um Lohn­
forderungen der Arbeiter und Angestellten 
aufzufangen. Wenn ich den Gedanken nun 
weiterspinne, dann würde das bedeuten, daß 
der Artikelschreiber damit sagen will : Die 
Subventionen sind keine Produzentenstützun­
gen, die Subventionen sind aber auch keine 
Konsumentenstützungen, sondern die Su b­
ventionen dienen einzig und allein der gewerb­
lichen Wirtschaft. Der Schwarze Peter wird 
also vom Bauernbund dem Wirtschaftsbund 
zugespielt. Ich bin neugierig, wie sich die 
führenden Funktionäre des Wirtschaftsbundes 
nun zu dieser neuen Art der Einteilung 
stellen werden. (Ruf bei der Ö V  P :  Herr 
Lackner ! Verstaatlichte Industrie !) 

Der Kollege Grießner hat hier gesagt, daß 
die Milchabfettung erzwungen wurde. Ich 
mache auch heute wieder darauf aufmerksam, 
daß es die Bauernbundführer waren, die 1956 
erklärt haben, man müsse es den Konsumenten 
freistellen, ob sie eine fettreichere oder eine 
fettärmere Milch haben wollen. Nun ist es 
den Konsumenten freigestellt. Die Konsu­
menten können sich entscheiden. Tatsache ist, 
daß sich die Konsumenten bisher nicht für die 
fettreichere, sondern in ihrer übergroßen Mehr­
heit für die fettärmere Milch entschieden haben. 
(Abg. Fet'dinand M a ye r :  Die Konsumenten 
oder die Sozialistische Partei ? Abg. 
D1·. .J..tligs c h : ' Die Hausfrauen ! Abg. 
U h l iT : Die Konsumenten lassen sich vor­
schreiben, welche Milch s'ie trinken ! - Abg. 
K 0 n i r :  Sie haben die Möglichkeit, zweierlei 
Milch zu kaulen ! - Weitere Zwischenr'nle .) 

Präsident Dr. Gorbach (das Glockenzeichen 
gebend) : Ich bitte, den Redner nicht zu 
unterbrechen. Den Redner bitte ich , fort­
zufahren. 

für die Masse der Betriebe kostendeckenden Abgeordneter Lackner (fortsetzend) : Bei 
Preis kommen, allein schon deshalb nicht, der Milch wird die Agrarpolitik nach den 
weil es unmöglich ist, die Erzeugung von rund Wünschen der Molkereigenossenschaften 
zwei Millionen individuell geleiteter Betriebe gerichtet. Produzenten- und Konsumenten­
geschlossen und preisbestimmend auf den interessen werden den Wünschen der Molkerei­
Markt zu bringen� Wie immer, außer in den genossenschaften untergeordnet. Ich bin der 
Zeiten des Mangels und des Hungers, ist der Meinung, es müßte umgekehrt sein : Nicht 
Agrarmarkt ein Käufermarkt geworden, und die Produzenten und Konsumenten sollen sich 
die Landwirtschaft würde wahrscheinlich einen unterordnen, sondern die Molkereigenossen­
ruinösen Preisverfall riskieren, wenn sie sich schaften. Sie sollten Diener und nicht Herren 
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der Produzenten und Konsumenten sein. 
(Abg. W e i ndl : Sie sind Diener !) 

Und nun noch einiges zu den Ausführungen 
des Abgeordneten Stürgkh. Der Abgeordnete 
Stürgkh ist dem Abgeordneten Schneeberger 
böse, weil er im Ausschuß einige Bemerkungen 
gemacht hat. (Abg. Stürg k h : Das ist nicht 
wahr, ich bin ihm gar nicht böse !) Der Abge­
ordnete Stürgkh hat hier gesagt, daß man sich 
während des Krieges und nach dem Kriege 
am Wald versündigt hat. Vor Jahren wurden 
die Waldstandsaufnahmen durchgeführt. 
Wir wissen, daß die Ergebnisse der Wald­
bestandsaufnahme besagen; daß in unserem 
Walde zuviel geschlägert wurde . 

Wenn wir uns im Grünen Bericht auf Seite 35 
den Gesamteinschlag an Holz ansehen, dann 
müssen wir leider feststellen, daß sich im 
letzten Jahrzehnt absolut nichts geändert hat, 
daß weiterhin gesündigt wird. Denn die 
Mengen betrugen im Jahre 1951 10,2 Millionen 
Festmeter, im Jahre 1952 9 Millionen, im 
Jahre 1953 9,9 Millionen, im Jahre 1954 10,9 Mil­
lionen, im Jahre 1 955 1 1 ,4 Millionen, im Jahre 
1956 10 Millionen, im Jahre 1957 1 1  Millionen, 
im Jahre 1958 10 Millionen, im Jahre 1959 
1 1  Millionen. Wir sind also immer auf einer 
Höhe von 10 bis 1 1  Millionen Festmeter, eine 
Höhe, die der österreichische Wald auf die 
Dauer nicht aushält. Darauf hat sich der 
Abgeordnete Schneeberger berufen, und in 
diesem Zusammenhang hatte er auf die Ge­
fahren aufmerksam gemacht. 

schwichtigend und beschönigend sagen, was 
man will, unser Jagdrecht ist nun einmal ein 
Überbleibsel des mittelalterlichen Herren­
rechtes, demzufolge das Vergnügen und der 
Sport der Herren wichtiger waren als die wirt­
schaftlichen Notwendigkeiten, ja selbst als 
Leben und Gesundheit der Untertanen. Im 
Jagdrecht steckt noch ein Rest der Leib­
eigenschaft, welche die Bauernbefreiung von 
1848 und die Revolution von 1918 überdauert 
hat. Gilt heute sonst längst der Grundsatz 
,Gleiches Recht für alle' ,  in Sachen Jagd und 
'Vild haben wir noch ein altes Privileg, eine 
Bevorrechtung eines Teiles der Staatsbürger 
vor uns . . . .  Das Jagdvergnügen der Herren 
war eine der Ursachen des jahrhundertelangen 
Leidensweges der Bauern in der Zeit der Leib­
eigenschaft und in der Zeit der Bauern­
legungen . . . Es ist heute schuld an den 
mancherorts sehr schlimmen Wildschäden, 
unter denen unsere Forstwirtschaft und viele 
Bergbauern auch heute noch zu leiden haben. 
Das Gefühl, daß Wild und Jagdvergnügen auch 
heute noch wichtiger sind als der Mensch, ist 
der Grund für die Verbitterung, . . .  " (Abg. 
Dr. Schwer :  Das ist eine Leserzu8chrift, die 
auch in der "Kleinen Zeitung" steht !) Aber 
eure Zeitung hat es veröffentlicht" ich teile 
es hier nur mit, und ich gebe die Antwort 
der Zeitung des Herrn Abgeordneten Stürgkh 
wieder. Sie werden ja hoffentlich nicht be­
streiten wollen, daß es so ist . (Abg. Doktor 
M igs c h :  Da steht Bauernbündler gegen Bauern­
bündler ! ) 

Der Abgeordnete Stürgkh hat auch gesagt, 
daß der stärkere Einschlag durch die außer- Wenn Sie nun diesen Zwischenruf machen, 
ordentlich großen Schadholzfälle bedingt war. Herr Abgeordneter Schwer, dann scheint es, 
Ich weiß aus der Praxis, daß es Waldbesitzer daß Sie bestreiten wollen, daß es in der Steier­
gegeben hat, die nicht erfreut waren, daß in mark ungeheure Wildschäden gibt. Freilich 
ihren Betrieben größere Mengen von Schadholz würden Ihre eigenen Leute Ihnen jeden Tag 
angefallen sind aber ich weiß auch daß es den Beweis erbringen können, daß die Wild­
andere Besitzer

' 
gegeben hat, denen d�s durch- schäden in der Steiermark und besonders in der 

aus nichts ausgemacht hat, denn sie haben I Obersteiermark außerordentlich arg sind. Wir 
um den Schadholzanfall ihren Gesamteinschlag I könnten Ihnen in der Obersteiermark echte 
vergrößert und sich auf diese Art zusätzliche I '�aldfriedhöfe ze

.
igen, di.e �esh�lb Wald�ried­

Einnahmen verschafft. Forstarbeiter können hofe geworden smd, weIl III dIesen GebIeten 
Ihnen aber auch sagen, daß nicht alles, was an bei weite� zuviel Wild in den Wäldern ist, 
Schadholz auf den Markt geworfen wird, weil eine Uberhege erfolgt ist, die die Grenzen 
auch echtes Schadholz ist oder war sondern des Erlaubten bei weitem überschritten hat. 
daß man die Menge noch künstlich �ergrößert (Abg. Kulhanek : Wir haben schon festgestellt ­
hat. (Ruf bei der Ö V P : Es gibt also ein einer gehört eingesperrt : der Waldbesitzer oder 
unechtes und ein echtes Holz !) der Hirsch !) Sperren wir beide ein ! Vielleicht 

Herr Abgeordneter Stürgkh hat zum Schluß gleichen wir das dadurch aus. 

auch die Zahlen über die Wildschäden bestritten 
oder angezweifelt. Ich will hier nicht selbst 
antworten, sondern ich lasse seine Zeitung, den 
"Steirischen Bauernbündler" ,  antworten. In 
der letzten Nummer des "Steirischen Bauern­
bündlers" steht unter anderem : 

"Es ist das uralte Unrecht, das in unserer 
Jagdgesetzgebung liegt, . . .  Mag man be-

Und nun einiges über die Frage der Sub­
ventionen. 1954 wurden in der Presse im Zu­
sammenhang mit der Verteilung der Mar­
shallplan- Hilfsgelder Zahlen darüber veröffent­
licht. Es wurde damals mitgeteilt, daß ein einziger 
Großgrundbesitzer 1 ,685.900 S an Marshallplan­
Hilfsgeldern bekommen hat. Für den ganzen 
Bezirk Bruck an der Mur mit immerhin mehr 
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als 3000 Bauern wurden 373.291 S bewilligt, 
also ein Bruchteil dessen, was ein Großgrund­
besitzer erhalten hat. 

Wir wollten erfahren, wer von diesen mehr 
als 3000 Landwirten des Brucker Bezirkes 
etwas erhalten hat und wieviel diese Betriebe 
erhalten haben. Die Zahlen wurden uns nicht 
bekanntgegeben, man hat sich geweigert, sie 
mitzuteilen. Vermutlich hätten wir hier ähn­
liche Feststellungen machen können. 

Die "Landwirtschaftlichen Mitteilungen" ,  
das Kammerorgan der steIrischen Bauern­
kammer, haben zu diesem Problem einmal 
Stellung genommen. Sie haben in einer 
Nummer bekanntgegeben, daß 3138 kleine 
und mittlere Betriebe und 46 größere Betriebe 
Su bventionen erhielten in Prozenten : 
98,5 Prozent Klein- und Mittelbauern und nur 
1 ,5 Prozent Großbauern. Ich gebe zu, daß die 
Prozentangaben stimmen dürften. Wir sind 
aber weniger neugierig gewesen, wie viele 
Prozente es in dieser oder jener Gruppe waren, 
viel interessanter wäre für uns gewesen, zu 
erfahren : Was haben denn die 1 ,5 Prozent 
Großbauern bekommen � Vielleicht haben 
sie die 98,5 Prozent der Gelder erhalten. 
Aber hiero herrschte eisiges Schweigen, eine 
Antwort war nicht zu erhalten, man war 
dazu nicht bereit. 

Im Grünen Bericht, der uns nun vorliegt, 
finden wir, daß es im Jahre 1 95 1  6278 oder 
1 ,5 Prozent der Gesamtbetriebe mit 100 ha 
und mehr gegeben hat. Ein ungeheurer Nach­
teil dieses Grünen Berichtes ist es, daß er 
leider - dafür können das Ministerium und 
der Minister nichts - auf alten Zahlen auf­
baut und wir nicht wissen, wie die neuen 
Zahlen aussehen werden. Wir können nur 
Vermutungen anstellen.  Wir werden erst im 
nächsten Jahre erfahren, wie die neuen Zahlen 
aussehen. 

In diesem Grünen Bericht finden wir auch, 
daß diese 1 ,5 Prozent der Betriebsinhaber 
45,6 Prozent der Betriebsßäche besitzen. Also 
eine außerordentlich kleine Minderheit der Be­
triebsinhaber besitzt beinahe die Hälfte des 
gesamten österreichischen Grund und Bodens. 

ren. (Ruf bei der (j V P :  Die Großgrundbesitzer 
wären froh, wenn sie sich das Odland ersparen 
könnten I) 0, denen ist zu helfen : sie sollen 
diesen Boden zur Verfügung stellen. (Abg. 
Dr. Schwer :  Das haben sie im Jahr 1938 
getan, aber kein Mensch hat sich darum ge­
schert 1 Hunderte Hektar wären sie bereit ge­
wesen abzugeben, aber niemand hat sich darum 
gekümmert !) Das habe ich nicht gehört . 

"Vir haben in Österreich nach diesem Grünen 
Bericht in der Betriebsgröße 0,5 bis 5 ha 
48 Prozent der Betriebe. Wenn wir 
die Betriebe mit Sonderkulturen abrech­
nen, dann bleibt hier eine übergroße 
Zahl von Betrieben übrig, die nach den heuti­
gen Auffassungen keine Lebensgrundlage ha­
ben. Die Aufgabe einer vernünftigen Agrar­
politik müßte es sein, diesen Betrieben eine 
Lebensgrundlage zu verschaffen. Das System 
der Stützungen, das wir jetzt haben, und auch 
das System, das wir für die Verteilung von 
Hilfsgeldern anwenden, wird uns hier nicht 
zum Ziele führen, denn dieses System macht 
die Armen nicht reicher, die Armen bleiben 
genauso arm, wie sie gewesen sind. Die wenigen 
Schilling helfen ihnen nicht wesentlich, aber 
für die Reichen ist es eine ganz, ganz nette 
Differentialrente, die sie zusätzlich erhalten. 

Im deutschen Grünen Bericht dieses Jahres 
wird festgehalten, daß nur 7,8 Prozent der 
Betriebe in jene Gruppe fallen, in der man von 
einer guten Wirtschaft reden kann, wo sich 
auch das Kapital noch verzinst. Aber wenn 
man den Bericht genau durchliest, dann kommt 
man darauf, daß diese 7,8 Prozent der Be­
triebe im vergangenen Jahr 31 Prozent der 
Fläche bewirtschaftet haben. Also fast ein 
Drittel der Fläche wurde von Betriebsinhabern 
bewirtschaftet, bei denen eine Kostenrechnung 
ein positives Ergebnis gezeitigt hat . Ich weiß 
nicht, wann wir in Österreich die Möglich­
keit bekommen werden, hier einmal eine Grenze 
zu ziehen. Ich persönlich bin überzeugt, daß 
wir auch in Österreich eine Reihe von Be­
trieben haben, die ohne Staatshilfe ihr Aus­
langen finden können und die auch ohne 
Staatshilfe leben können. 

(Abg. Dr. Pift l - Perce v i 6 :  Das ganze Ödland Die Agrarstruktur in Österreich und Deutsch­
ist da auch dabei I) Wir haben hier eine Besitz- land scheint für viele ähnlich zu sein, sie ist 
struktur (Abg. Dr. Pift l - Perce v i c :  Das es aber nicht. Wir haben in Westdeutschland 
steht auch im Grünen Bericht I) , die außer in der Größengruppe 0,5 bis 2 ha einen größeren 
Zweifel . . .  Herr Abgeordneter Pifß, Sie wissen Prozentsatz von Betrieben als bei uns in 
genau, daß die Großgrundbesitzer nicht nur Österreich. Wir haben auch in der Größen­
Ödland haben (Abg. Dr. Pi f f l - Perce v i c :  gruppe von 2 bis 5 ha in Westdeutschland 
Aber auch das Ödland !) , sondern neben dem eipen größeren Prozentsatz, ebenfalls noch in 
Ödland auch anderes Land besitzen. In der 1 der Größengruppe 5 bis 20 ha . .  Aber dann 
Regel ist es so, daß die Großen auf den besseren ! ist Schluß. In der Größengruppe 20 bis 
Böden sitzen und die Kleineren auf den 11 100 ha und in der Größengruppe über 100 ha 
schlechteren ! Sie können sich also Ihre Zwi- sind die Deutschen hinter uns. Vor allem 
schenbemerkung über das Ödland ruhig erspa- i ist bezeichnend, daß in Österreich in der 
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Größengruppe über 100 ha 1 ,5 Prozent der l Iesen, daß in der Zeit von 1939 bis 1955 
Betriebe sind, in der westdeutschen Bundes- in der Schweiz 32.000 selbständige bäuerliche 
republik aber nur 0,2 Prozent der Betriebe, Betriebe verschwunden sind. Wenn die Zahlen 
und daß diese 0,2 Prozent der Betriebe nicht richtig sind, die gelegentlich in Österreich ver­
fast die Hälfte des Grund und Bodens aus- öffentlicht werden, dann werden wir wahr­
machen, sondern nur 3,7 Prozent der ge- scheinlich im nächsten Grünen Bericht lesen 
samten Grundflächen. (Abg. Dr. Piffl- können, daß auch in Österreich die Zahl der 
Perce v i 6 :  Die haben keine Almen, wie sie Kleinbetriebe weitaus geringer geworden ist. 
unsere Bauern haben, das ist der Grund ! In 
Deutschland gibt es keine Almböden ! Diese 
machen aber unsere Flächen aus !) Wenn Sie 
nichts dagegen haben, führe ich Sie einmal 
hinaus und zeige Ihnen die Almen in West­
deutschland. ( Weitere Zwischenrufe bei der 
Ö V P.) Ich weiß, daß Sie verpflichtet sind, 
für die Großgrundbesitzer zu reden, weil 
Sie auch für die Großgrundbesitzer schreiben. 
(Abg. Dr. Piff l-Pe r cev i6 :  Die ßergbauern 
haben die Almen !) Sie wären allerdings 
auf Grund Ihrer Arbeit, die Sie in der Kammer 
zu leisten hätten, verpflichtet, für die Masse 
der Kleinen einzutreten. Das wäre Ihre Auf­
gabe, dafür werden Sie bezahlt. (Abg. Dok­
tor Pi f f l-Perce v i 6 :  Die Bergbauern haben 
die Almen !) Aber Sie leisten nicht diese Ihnen 
zustehende Arbeit, sondern Sie leisten weit­
gehend eine Arbeit für diese wenigen, die 
Nutznießer einer veralteten Agrarstruktur 
sind. (Abg. Dr. Schwe r :  Das ist eine Frech­
heit ! - Abg. Dr. Piffl-Perce v i 6 :  Das 
ist doch eine Bergbauernfrage !) Wir zwei 
hätten ja Zeit, uns in Graz auseinander­
zusetzen, und ich glaube, es wird dazu auch 
Möglichkeiten geben. 

Im Grünen Bericht finden wir in der Ein­
leitung den Satz : "Gegenüber der vorher­
gegangenen Betriebszählung 1930 nahm die 
Zahl der kleinen Betriebe sowie die Zahl der 
Betriebe zwischen 20 und 100 ha zugunsten 
der Betriebsgröße zwischen 2 und 20 ha ab , 
ein Prozeß, der sich gegenwärtig in ver­
stärktem Maß fortsetzt." Der Prozeß setzt 
sich also in verstärktem Maße fort - eine 
allgemeine Formulierung. Wir wissen noch 
nicht, was hinter dieser Formulierung für 
unsere Begriffe steckt. 

Im Grünen Bericht der deutschen Bun­
desrepublik werden die Veränderungen von 

Und nun ein anderes Problem. Die bäuer­
liche Wirtschaft hat sich völlig gewandelt. In 
meiner Kindheit war sie fast restlos eine Selbst ­
versorgerwirtschaft mit einer sehr geringen 
Marktleistung. Heute ist sie eine Marktwirt­
schaft. Der Bauer wurde eingegliedert in eine 
Wirtschaft , die weitestgehend nur Teile der 
Gesamtwirtschaft umfaßt. Die Arbeitsteilung 
ist heute nicht nur in der Industrie gegeben, 
wir finden sie heute auch in der bäuerlichen 
Wirtschaft auf dem Lande. War der Bauer 
früher anden Handelsspannen nur in geringstem 
Ausmaße interessiert, so ist er es heute in einem 
außerordentlich starken Ausmaß. Das geht so 
weit, daß nicht unerhebliche Teile der Bauern­
schaft auch die Butter, die sie am eigenen 
Hof verbrauchen, nicht mehr selbst herstellen, 
obwohl ihnen das Rohprodukt dafür zur Ver­
fügung . steht, sondern die Butter über den 
zuständigen Molkereibetrieb, über die indu­
strielle Fertigungsstelle, kaufen. Es ist klar : 
sie müssen bei diesem Geschäft auch die 
Fertigungskosten, die entstehen und die außer­
halb ihrer Wirtschaft liegen, bezahlen. Auf 
Grund der Veränderungen ergeben sich ganz 
von selbst Umstellungsnotwendigkeiten und die 
damit verbundenen Schwierigkeiten. 

Die Landwirtschaft ist heute weitgehend aus 
der freien Marktwirtschaft ausgegliedert, nicht 
nur bei uns, sondern in allen oder in fast allen 
entscheidenden Ländern. Das bringt selbst­
verständlich Konsequenzen mit sich. Nur 
Teilgebiete einer Planung zu unterstellen, das, 
meine Herren und Frauen von der Volkspartei, 
wird auf die Dauer nicht möglich sein. Wollen 
wir aus der Sackgasse heraus, dann muß eine 
alles umfassende Planung die künftige Agrar­
politik bestimmen. Absatzplanung ohne Pro­
duktionsplanung ist undenkbar. 

Jahr zu Jahr festgehalten. Diese Verände- Gerade gestern konnten wir in der "N euenZür­
rungen in Westdeutschland sind außerordent- eher Zeitung" lesen, daß in der Schweiz durch 
lich groß.  In den letzten zehn, elf Jahren ist einen Volksentscheid eine Entscheidung ge­
die Zahl der Betriebe in den Größengruppen troffen wurde, auf Grund derer die Landwirte 
von � ha bis 10 ha um 219.300 zurückge- verhalten werden, nur jene Mengen von 
gangen, in der Größengruppe von 2 bis 5 ha Milch auf den Markt zu bringen, die der Markt 
hat sich die Zahl der Betriebe im gleichen benötigt. Was zu viel auf den Markt gebracht 
Zeitraum um mehr als 2 1  Prozent verringert, wird, soll nicht zu Lasten der Konsumenten, 
das heißt also, wir erleben in der deut- nicht zu Lasten der weiterverarbeitenden 
sehen Bundesrepublik ein Massensterben von Industrie gehen, sondern zu Lasten jener, 
kleineren Betrieben. die den Markt überbelieferu. Es sollen also 

In der "Neuen Zürcher Zeitung" vom jene, die sich an den Plan nicht halten, be-
28. November dieses Jahres konnten wir straft werden. 
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Die Konsumenten waren bisher bereit, der 
Landwirtschaft Schutz zu gewähren, aber 
sie sind nicht ohne weiteres bereit, die Zeche 
für eine Überproduktion zu bezahlen. Der 
Milchpreis wird seit Jahren gestützt. Im 
heurigen Budget, das jetzt zur Beratung steht, 
finden wir einen Betrag von rund 9 Millionen 
Schilling, den die Steuerzahler aufbringen 
müssen. Es gibt nun Leute, die sich darüber 
aufregen, daß dem Reichen die Milch zum 
gleichen Preis zur Verfügung gestellt wird wie 
dem Armen, und daß dem Reichen auch die 
Butter zum gleichen Preis zur Verfügung ge­
stellt wird wie dem Armen. (Abg. Dr. Schwer :  
Der Generaldirektor bekommt ja auch seinen 
14. Monatsgehalt genauso wie der kleine Arbeiter ! 
- Abg. M a r k :  So etwas ist Akademiker !) Ich 
weiß nicht, was der Zwischenruf mit dem zu tun 
hat. (Abg. W ü hre r :  Dann bringen wir die 
Landwirtschaft gleich um ! - Ruf bei der Ö V P : 
Um 1 ,40 S können Sie doch keine Milch er­
zeugen !) Der Preis für Butter beträgt derzeit 
35,20 S !  Aber dieselben Leute regen sich 
nicht auf, wenn unsere Butter im Ausland um 
13,15 oder, wenn es gut geht, um 19 S verkauft 
wird. (Abg. W ü h r e r :  In Amerika kauft man 
sie viel billiger ! - A bg. Dr. Schwe r :  Was ist 
mit den Puch- Wagen, die um 17.000 S nach 
Deutschland gehen ?) Der Herr Kollege Doktor 
Schwer und der Herr Kollege Wührer sind heute 
echte WadIbeißer. Möchtet ihr euch das nicht 
etwas abgewöhnen � (Abg. Dr. Migsch : Ist 
das nicht wahr ? Zet'brecht euch lieber den Kopf, 
wie man das ändern kann ! - Präsident 
Dr. Gorbach  gibt das Glockenzeichen .) 

Heuer kommt zum Milchproblem - das 
wurde schon angeführt - auch noch das 
Zuckerproblem. Wir werden in der nächsten 
Zeit auch noch Zucker exportieren. Man spricht 
derzeit von einem Preis, der pro Kilogramm 
über 2 S liegt. Wir werden also hier dasselbe 
bei einem anderen Lebensmittel erleben : ver­
hältnismäßig teuer bei uns, aber außer­
ordentlich billig für das Ausland. Vom Herr­
im-Haus-Standpunkt werden Sie abgehen 
müssen. 

Die Agrarprobleme sind in Österreich auf 
Grund der starken Einflußnahme des Staates 
kein Probleme mehr, die nur die Landwirte 
allein betreffen. Der Anteil der landwirtschaft­
lichen Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung 
dürfte meines Erachtens derzeit bei 18 Prozent 
liegen. Diesen 18 Prozent stehen 82 Prozent 
gegenüber. Aber auch die 1 8  Prozent sind kein 
absolut sicherer Block, denn in den 1 8  Prozent 
sind auch jene enthalten, die nicht ausschließ­
lich Landwirte sind. Der Herr Abgeordnete 
Schwer war so liebenswürdig, sie als "Frei­
zeitgestalter' ' zu bezeichnen. (Abg . Dr. S c  h we  r : 
Das haben Sie doch selber gesagt, das steht im 

" Arbeitsbauernbündler" drinnen ! Mit dem 
"Freizeitgestalter" habe ich Sie zitiert !) Diese 
"Feizeitgestalter" sind also in diese Zahl hier 
einbezogen. 

Ich habe mich zu Beginn mit den Subven­
tionen und der Verteilung beschäftigt. Auch 
heute noch werden die Subventionen falsch 
verteilt. Der Kleine bekommt auf Grund 
seiner Liefermengen weniger, der Große be­
kommt viel. Ich habe den Lichtenstein heute 
schon einmal genannt, ich muß ihn wieder 
nennen. Es wurde auch in diesem Hause 
- wenn ich mich nicht irre - schon einmal 
gesagt : Der Lichtenstein bekommt im Jahr 
nur aus der Getreidestützung über 1 Million 
Schilling. Ich bin persönlich überzeugt, der 
Liechtenstein könnte ohne diese Summe von 
mehr als 1 Million leben. (Abg. Dr. Sch w e r :  
Er zahlt aber auch dementsprechend K inder­
beihilfe ! Er und die übrigen Besitzer sind echte 
Nutznießer, sie haben eine günstigere Kal­
kulationsgrundlage. (Abg. Dr. Schwe r :  Wer 
den bösen Tropfen hat, soll auch den guten 
Tropfen haben ! - Weitere Zwischenrufe.) 

Im Grünen Bericht der westdeutschen Bun­
desrepublik finden wir auch etwas, was bei uns 
viel zuwenig in die Diskussion mit einbezogen 
wird. Es haben zwei Wissenschaftler zum 
Problem der Mechanisierung in der west­
deutschen Bundesrepublik Stellung genommen. 
Der eine, Professor Blohm in Kiel, hat an 
Hand von Rentabilitätsberechnungen ermittelt, 
daß der Maximalbesitz an Schleppern für die 
deutsche Landwirtschaft etwa bei 250 .000 
oder 300.000 liegt. In der deutschen Landwirt­
schaft laufen aber 700.000 Schlepper. 

Der andere, Professor Preuchen, hat aus­
gerechnet, daß die Kosten der V ollmechanisie­
rung eines 100 Hektar:Betriebes bei 82 .600 DM 
liegt, das heißt also 826 DM je Hektar. Die 
Kosten eines 5 ha-Betriebes liegen etwa bei 
20.600 DM, das heißt bei 4130 DM pro Hektar. 

Aber nicht nur in der westdeutschen Bundes­
republik haben wir einen Überbesatz, wir 
haben auch in Österreich schon einen Über­
besatz. Es ist nun einmal so, daß Maschinen, 
die nicht ausgenützt werden, den Betrieb be­
lasten. Wir haben versucbt, hier durch Vor­
schläge einen neuen Weg zu zeigen , der der 
land wirtschaftlichen Bevölkerung eine bessere 
Ausnützung der Maschinen ermöglichen würde. 

Ich stelle in diesem Zusamenhang der Ver­
teilung der Subventionen einen Vorschlag zur 
Diskussion. In weiten Kreisen der landwirt­
schaftlichen Bevölkerung herrscht über die 
Verteilung der Beihilfen und Darlehen Mißmut. 
Es ist entweder überhaupt nicht oder nur in 

,-
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seltenen Fällen zu erfahren, wer etwas erhalten 
, hat und wie viel dieser erhalten hat. Schaffen 

wir die Möglichkeit einer echten Kontrolle. 
Weg mit dem geheimnisvollen Augenzwinkern ! 
(Zwischenrufe bei der Ö V  P.) Legen wir die 
Karten auf den Tisch ! Es ist ohne weiteres 
möglich, daß man draußen in der Gemeinde 
dem Bauernrat die Ziffern zur Verfügung 
stellt, wer in der Gemeinde etwas bekommen 
hat und wieviel die Leute, die hier etwas zu 
bekommen haben, auch wirklich etwas erhalten 
haben. Die Bauern in der Gemeinde wären 
die besten Kontrollore, die wissen am besten, 
wem es not tut, wer es braucht, und wem es 
nicht nottut, wer es nicht braucht. (Beifall 
bei der SPÖ.j Diese Kontrollmöglichkeiten 
könnten Sie schaffen. Ich würde Sie bitten, 
diesen meinen Vorschlag nicht einfach abzutun, 
sondern sich mit diesem Vorschlag wirklich 
ernstlich zu befassen. 

Herr Minister ! Ich habe mich schon im Land­
wirtschaftsausschuß mit den Plänen der stei­
rischen Bauernbundführer beschäftigt. Es ist 
in der Zwischenzeit etwas ruhiger geworden. 
(Abg. Dr. Piffl - Perce v i 6 :  Ihr seid etwas 
ruhiger geworden !) In Niederösterreich wurde 
in der Zwischenzeit bereits ein Gesetz be­
schlossen - ich weiß nicht, wie die Mehrheits­
verhältnisse waren, ich weiß nur, daß es be­
schlossen wurde. (Abg. Dr. P iffl - Pe rce v i6 :  
Einstimmig !) Bitte, ich nehme das zur Kennt­
nis, nur weiß ich, daß dieses Gesetz, das jetzt 
beschlossen wurde, immerhin, wenn auch 
nicht viel, etwas besser ist als das bei uns 
in der Steiermark noch geltende Gesetz, 
das Ihrer Meinung nach schlecht ist und abge­
ändert werden müßte, und zwar abgeändert, 
wie Sie es wünschen, zum Nachteil der Kleinen, 
die Sie aus der Kammer hinausbringen wollen. 
(Abg. Dr. Schwe r :  Nein, nur zum Nachteil der 
Parteisekretäre und Gewerkschaftsfunktionäre !) 
Herr Abgeordneter Schwer, ich würde Sie 
dringend bitten, mit Zwischenrufen vorsichtiger 
zu sein. Mit den Parteisekretären wollen Sie 
mich treffen. (Abg. Dr. Schwe r :  Jawohl !) 
Ich teile Ihnen heute offiziell mit, daß ich kein 
Parteisekretär bin. (Abg . Dr. Schwe r :  Steht 
aber in dem Büchl drinnen !) Ich bin keiner. 
Ich war einmal einer. ( Heiterkeit bei der Ö V P.) 
Aber, Herr Abgeordneter Dr. Schwer . . . (Abg. 
Dr. Sc h w e r  : Machen Sie sich doch nicht 
lächerlich ! - Abg. Dr. Migsch  zum Abg. 

heißt der Landesparteisekretär Bauernbund­
direktor. (Abg. Dr. Schwe r :  Da sind Sie 
auch falsch informiert ! Wo haben Sie das 
gehört ?) Man soll also, wenn man im Glas­
haus sitzt, nicht mit Steinen werfen. 

Ich habe gesagt : Es ist also j etzt etwas 
ruhiger geworden. (Lebhafte Heiterkeit.) Aber 
ich kann nicht beurteilen, ob man die Pläne 
als undurchführbar beiseitegelegt hat. Eines 
aber will ich hier im Hohen Hause vor dem 
gesamten österreichischen Volk wiederholen : 

Wenn die Landwirtschaft in den Bundes­
ländern 'als Einheit zerschlagen wird und 
Zehntausende von Kleinen aus den Kammern 
hinausgeworfen werden, dann werden wir dem 
Landwirtschaftsminister nicht mehr das Recht 
zugestehen, im Namen der gesamten Landwirt­
schaft zu sprechen, dann muß für die Hinaus­
geworfenen - es dürfte sich um rund ein 
Fünftel der Betriebsinhaber handeln - eine 
eigene Interessenvertretung geschaffen werden, 
dann müßten für diese Betriebe gesondert 
Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

Das Kurienwahlrecht in der Habsburger­
Monarchie sicherte den Großen zahlreiche 
Privilegien. Die Kleinen durften wohl roboten, 
aber nicht mitbestimmen. Die Monarchie ist 
an der Weigerung, dem Volk seine ihm zu­
stehenden Rechte zu geben, zugrunde gegangen. 
Die Demokratie kann nur e ine  echte Grund­
lage anerkennen : das arbeitende Volk, auf 
dessen Schultern die Lasten liegen. Die 
Schaffung von Sonderrechten für bestimmte 
Gruppen wird und muß auf unseren Wider­
stand stoßen. 

Ich hoffe, Herr Minister, daß Sie klug genug 
sind, um die Zeichen der Zeit zu verstehen. 
Was wir in der Gegenwart und auch in der Zu­
kunft brauchen, ist eine Zusammenarbeit der 
verschiedenen Gruppen. Schaffen Sie die dazu 
nötigen Voraussetzungen. Diese Voraus­
setzungen braucht auch die landwirtschaftliche 
Bevölkerung, soll sie nicht in einen hoffnungs­
losen Streit hineingezogen werden. Die arbei­
tenden Schichten bilden eine echte Schicksals­
gemeinschaft. Zerstören Sie diese Schicksals­
gemeinschaft nicht ! Die Sieger wären nicht 
Teile der arbeitenden Gruppen, die Sieger 
wären die parasitären Außenseiter ! (Lebhafter 
Beifall bei der SPÖ.) 

Dr. Piffl-Percevi6 : Sie sind Kammeramts- Präsident Dr. Gorbach : Zum Worte gemeldet 
direktor ! Was haben Sie mit einern Bauern zu hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Schwer. 
tun, ein Beamter sind Sie !) Ich weiß nicht, Ich erteile es ihm. ( Abg. M ar k :  Zuerst 
kann ich reden � (Präsident Dr. Gorbach  muß der Schwer zur Ordnung gerufen werden, 
gibt das Glockenzeichen.) Ich stelle also fest : Herr Präsident - er hat "Frechheit" gesagt -, 
Ich bin kein Parteisekretär , aber ich stelle fest, und dann die W orterteilung ! Das Wort "Frech­
daß Sie, Herr Abgeordneter Schwer, der heit", das der Abgeordnete Schwer gerufen hat, 
Landesparteisekretär des Bauernbundes sind, ist unparlamentarisch ! - Präsident Dr. Gor­
nur habt ihr einen anderen Namen. Bei euch I bach  gibt das Glockenzeichen.) 
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Der Herr Abgeordnete Dr. Schwer hat das I aus nicht befriedigend sind, stellt man jeder 
Wort. Ich bitte doch, Hohes Haus, diese I Forderung auf eine Verbesserung der Ein­
Dinge mit mehr Ruhe zu begleiten. (Abg. kommensverhältnisse immer wieder die größten 
Mark .' Der Präsident soll unparteiisch sein ! - Schwierigkeiten entgegen. Es muß die bäuer­
Abg. Dr. Schw e r :  Der Kollege Lackner ist gar liehe Bevölkerung mit Verbitterung erfüllen, 
nicht so beleidigt, wir werden schon wieder wenn bei j eder Gelegenheit - und auch heute 
gleich ! - Abg. M ar k .'  Das ist Ihre Sache, ist das wieder geschehen - festgestellt wird, 
aber ich kann sagen, daß es nicht parlamentarisch die Landwirtschaft bekomme ohnedies Sub­
ist !) ventionen in einem Ausmaß wie kein anderer 

Abgeordneter Dr. Schwer : Hohes Haus ! Ich Berufstand oder kein anderer Wirtschafts­
muß die aufgelockerte Stimmung, die durch die zweig. Und man tut so, als ob sie mit Steuer­
Ausführungen meines Landsmannes Lackner geldern geradezu verhätschelt würde. 
in dieses Hohe Haus gekommen ist, etwas Nehmen Sie zur Kenntnis : Die Laridwirt­
stören und darf an die Spitze meiner Aus- schaft verzichtet gerne auf jedwede Sub­
führungen eine ernste Frage stellen. Ist jemand ventionierurtg ihres Lohnes, wenn man ihr 
unter Ihnen, meine Damen und Herren, der zugesteht, ihre Arbeitsleistung auch nach den 
nicht in der rücksichtslosen Ausbeutung der gleichen wirtschaftlichen und kaufmännischen 
menschlichen Arbeitskraft und in der Ver- Gesichtspunkten zu bewerten und das Entgelt 
weigerung eines angemessenen Lohnes für jede für die erzeugten Produkte nach den Grund­
erbrachte Arbeitsleistung den schwersten Ver- sätzen der Rentabilität und Kostendeckung 
stoß gegen den Geist einer Gesellschaftsordnung festzulegen. (Beifall bei der Ö V P.) 
sehen würde, die für sich in Anspruch nehmen Weil wir aber die Einsicht haben, daß dies 
will, auf den Fundamenten sozialer Ge- aus gesamtwirtschaftlichen Erwägungen nicht 
rechtigkeit aufzubauen ? (Abg. K o n i r : Ist das möglich ist, weil wir sehr wohl wissen, daß für 
eine Frage an den Wirtschaftsbund ?) Ist es die landwirtschaftlichen Produkte so hohe 
nicht j edem zur Selbstverständlichkeit ge- Preise nicht festgesetzt werden können, daß sie 
worden ,  daß Löhne und Gehälter das Entgelt die breiten Massen der Konsumenten ohne 
für eine körperliche oder geistige Arbeitslei- staatliche Zuschüsse tragen könnten, müssen 
stung darstellen und daß jedem Versuch, auf wir uns mit einem Stützungssystem abfinden, 
dieses Entgelt einen Druck ausüben zu wollen, wie wir es eben nicht nur in Österreich, sondern 
mit gewerkschaftlichen Maßnahmen begegnet auch in zahlreichen anderen Ländern haben. 
wird ? Nicht mehr so ganz selbstverständlich Leider ist j ede solche politische Preisbildung 
scheint es aber zu sein, daß es auc h  hundert- ' immer wieder auch das Produkt politischer 
tausende Menschen in diesem Lande gibt, deren Machtkämpfe. 
Entgelt für erbrachte Arbeitsleistungen si�h zu- Als nach dem Jahre 1 945 m den 
nächst nicht als Lohn in barer Münze darstellt. Jahren der Not, des Elends und des 
Zu diesen Menschen gehören in erster Linie der Hungers nicht genügend Lebensmittel auf den 
Bauer und seine Familienangehörigen, die ja Markt gebracht werden konnten und die Aus­
im Grunde genommen auch nichts anderes landspreise wesentlich höher . lagen, hat man 
sind als Landarbeiter auf eigenem Grund und das marktwirtschaftliche Gesetz von Angebot 
Boden. 

. 
und Nachfrage mit Zwangsmaßnahmen außer 

Der Herr Abgeordnete Winkler hat sicherlich Kraft gesetzt. Dies mit Recht, weil sonst nur 
recht, wenn er in einer Broschüre feststellt, daß die Wohlhabenden ihren Magen hätten füllen 
der Bauer nicht vom Ertrag seines Kapitals, können, die sozial Minderbemittelten aber 
sondern eben von seiner Hände Arbeit lebt. noch mehr Hunger hätten leiden müssen. Es 
Wörtlich schreibt er hier : "Was der Bauer aus war die Zeit, in der sich die freie Marktwirt­
seiner Wirtschaft an Einkommen herausholt, schaft auf dem Lebensmittelsektor außer 
ist nichts anderes als sein Arbeitslohn. Dieser Zweifel zugunsten der Landwirtschaft ausge­
bäuerliche Arbeitslohn ist, dar an ist nicht zu wirkt hätte. Wenn damals da und dort der 
zweifeln, meist geringer als der Lohn der Ruf nach Aufhebung der Zwangswirtschaft zu 
Industriearbeiter." Gewiß, es ist keine öster- hören war, so nicht deswegen, weil man gegen 
reichische Spezialität, daß dieser bäuerliche eine Planung und Lenkung gewesen wäre, 
Arbeitslohn geringer ist, sondern eine Tatsache, auc h  nicht deswegen, weil man Profite oder 
der wir auch in anderen Staaten begegnen. Die hohe Gewinne erzielen wollte, 'sondern einzig 
Landarbeit ist unterbewertet. Wäre dies nicht und allein deswegen, weil auf der anderen Seite 
der Fall, so gäbe es wahrscheinlich keine die freie Preisbildung für die wenigen damals 
Massenflucht aus der Landwirtschaft in andere erhältlichen Betriebsmittel ein so unerträg­
Berufe.  l liches Mißverhältnis ergab, daß der Bauer 

Obwohl es also auch von sozialistischer Seite I natürlich zu der Ansicht kommen mußte, daß 
unbestritten zu sein scheint, daß die Lohn- dieses System der Zwangsbewirtschaftung nicht 
verhältnisse des bäuerlichen Mensc;hen durch. ! richtig sei . 
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Wenn zum Beispiel der Bauer im Jahre 1945 und dank seiner hohen Steuerleistung können 
bei einer Hausschlachtung - und das wird der Brot und Milch für den Rentner billiger ab­
Herr Steiner bestätigen können ; ich weiß gegeben werden." 
nicht, ob auch die anderen Agrarpolitiker Und nun kommt für mich das Unbegreifliche : 
der SPÖ im Jahre 1945 in der Lage waren, daß sich eine so große und einflußreiche Partei 
Hausschlachtungen durchzuführen - das vor- wie die SPÖ plötzlich zu einer Moral mit 
geschriebene Ablieferungskontingent zu er- doppeltem Boden bekennt. Auf einmal stellt 
füllen hatte und für 1 kg Speck 4 S bekam, man sich auf den Standpunkt, der Konsument 
aber für 1 kg 'Vagenschmiere 10 S bezahlen sei ja gar nicht interessiert daran, daß bei­
mußte, dann macht es eine derartige Diskrepanz spielsweise die Milch mit 50 Groschen gestützt 
verständlich, daß keine besondere Produktions- werde, man könnte diese Subventionierung 
steigerungsfreude gegeben war. Dazu ge.· der Milchwirtschaft ruhig beseitigen, denn es 
seIlten sich dann noch die fünf Lohn- und sei ja genügend Milch vorhanden .  Das Brot­
Preisabkommen, bei denen die Landwirtschaft getreide - das hat ja auch der Herr Abge­
ebenfalls immer wieder ins Hintertreffen kam. ordnete Winkler heute wieder zum Ausdruck 

Um dieser Entwicklung Einhalt zu ge- gebracht - bekomme man auf jeden Fall 
bieten, hat man sich bei Erstellung des billiger aus dem Ausland. Auf einmal will man 
Nachtragsbudgetes im Juli 1952 entschlossen, das marktwirtschaftliche Gesetz von Angebot 
das System der Preisstützung für Lebens- und Nachfrage, das sich in Zeiten der Lehens­
mittel einzuführen, um so einerseits durch mittelknappheit und hoher Weltmarktpreise 
einen gerechteren Lohn für die bäuerliche zugunsten der Landwirtschaft ausgewirkt hätte, 
Arbeit mehr Anreiz zur Produktion zu geben aber durch Zwangsmaßnahmen unwirksam 
und andererseits die Konsumenten vor gemacht worden war, wieder im vollen Umfang 
höheren Preisen zu bewahren und damit ein wirksam werden lassen, um so in einer Zeit 
sechstes Lohn- und Preisabkommen zu ver- des reich gedeckten Tisches den Lohn für die 
hindern . Damals ist es keinem Menschen ein- bäuerliche Arbeitsleistung herabzudrücken und 
gefallen, von einer Subventionierung der Pro- die Landwirtschaft in ihrer Preis bildung und 
duzenten zu reden. Damals hat man unum- damit in ihrer Lohngestaltung schutzlos dem 
wunden zugegeben, daß es sich um eine freien Kräftespiel des Marktes auszuliefern. 
Konsumentenpreisstützung handelt. (Abg. W i n k l e r :  Kollege Schwer ! Ich habe 

Ich darf hier einen Leitartikel der "Arbeiter- ausdrücklich gesagt: Ich bekenne mich zur 
Zeitung" zitieren - einen Leitartikel, also Stützung !) 
keine Leserzuschrift. Der Herr Kollege Lackner Sie haben den Standpunkt vertrete"n, daß 
hat eine Leserzuschrift zitiert. Ich meine, dies eine Stützung für den Bauern, für die 
Leserzuschriften sollte man wirklich nicht zum Landwirtschaft sei . Ja, aber Sie können 
Gegenstand parlamentarischer Polemiken doch nicht heute so und morgen so sagen. 
machen. In diesem Leitartikel der "Arbeiter- Wenn es in den Zeiten der Not eine Stützung 
Zeitung" stand damals folgendes : für den Konsumenten ist, dann muß es doch 

"Zu den sozialen Aufgaben jedes Budgets ge- auch in den Zeiten des Mangels eine Stützung 
hört der Schutz derwirtschaftlich Schwachen. Ne- sein. (Abg . K o n i r :  Wir sind ja für die 
ben den Aufwendungen des Sozialministeriums Stützung ! Es ist doch keine Schande, wenn 
muß auch noch eine andere Post zu dieser der Preis gestützt wird !) Es dreht sich doch 
Gruppe gezählt werden : die Preisstützung für darum, daß Sie immer wieder so tun, als 
Brotgetreide und Milch, wodurch die Kon- ob die Landwirtschaft ja ohnedies alles in 
sumentenpreise für Brot und Mahlprodukte den Rachen geworfen' erhielte. (Abg. S ta.f  f a :  
sowie für Milch und Milchprodukte niedrig Das hat doch kein Mensch gesagt ! - Abg. 
gehalten werden können. Dazu gehören auch Dr. Migsc h :  Erzählen Sie das in einem Dorf, 
Q.ie Subventionen für Futtermittel und Dünge- wo man Sie nicht kontrollieren kann ! Aber 
mittel. hier gilt für Sie ein Wort genauso wie tür jeden 

Gewiß,  die Subventionen müssen aus Steuer- anderen ! Das, was Sie behaupten, hat kein 
geldern gedeckt werden. Aber es handelt sich Mensch gesagt !) Was ist denn dann mit der 
da um verschiedene Steuern und verschiedene "Arbeiter-Zeitung" 1 Hat sie nicht gesagt, 
Personenkreise. Da ist zum Beispiel ein daß das Konsumentenpreisstützungen sind 1 
Rentner : sein Einkommen ist so gering, daß (Abg. Dr. J. Gru b e r :  Kostroun hat vor ein 
er keine Steuer zu zahlen hat. Er erspart paar Tagen gesagt : Über 2 Milliarden Schilling 
wöchentlich einige SchiUing an dem Liter Milch I kriegt die Landwirtschaft Z1tr Förderung ! -
und dem halben Laib Brot, die seine Frau I Abg. Dr. M i g s c h :  Ist es nicht wahr ? Wir 
täglich kauft. Dasselbe erspart ein Mann, der, beschließen es doch mit !) Herr Abgeordneter 
sagen wir, 40.000 S Steuer zahlt. Auch er Winkler , Sie haben uns früher gewissermaßen 
bekommt Brot und Milch billiger, aber seine zu ein�r rot-grünen Koalition aufgefordert. 
Steuerleistung beträgt ein Vielfaches davon - (Abg. Statfa : Hört ! Hört !) Wir sind jeder-
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zeit bereit, wenn Sie den Beweis dafür er­
bringen, daß Sie durch Ihre Taten und nicht 
durch Ihre Worte dem Bauern tatsächlich 
den ihm gebührenden Lohn zugestehen wollen. 
Aber bis jetzt mußten wir diese Taten ver­
missen. Wir sind eher geneigt, uns nach dem 
Sprichwort zu halten : Nur die allergrößten Käl­
ber wählen sich den Metzger selber. (Ruf bei der 
O VP :  Sehr richtig ! - Heiterkeit. - Abg. 
A lt e n b u rge r :  Wir haben mit einer Koalition 
genug, wir brauchen keine zweite !) 

Herr Abgeordneter Winkler, wir sind für 
Planung. Wir sind immer' für Planung und 
Bewirtschaftung gewesen, aber nicht für eine 
totale Zwangswirtschaft, das ist ein himmel­
hoher Unterschied. (Abg. W.i n k l e r :  Wer 
verlangt das ?) Wir sind für Planung und 
Lenkung, müssen uns aber mit aller Ent­
schiedenheit dagegen zur Wehr setzen, daß 
in Zeiten der Not für die Erzeugung des täglichen 
Brotes das Gesetz der Zwangswirtschaft und 
in Zeiten des Wohlstandes das Gesetz der 
freien Marktwirtschaft Geltung haben soll. 
(Abg. W i n k l e r :  Sie reden gegen Windmühlen ! 
Das verlangt kein Mensch ! - Abg. Dr. M i gsc h :  
Oder gegen den W irtsc hattsbund ! Das ist 
auch möglich !) Warum wird dann das Le bens­
mittelbewirtschaftungsgesetz wieder verlän­
gert 1 Wir haben doch gestern im Landwirt­
schaftsausschuß beschlossen, daß wir das 
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz wieder um 
ein Jahr verlängern . Was steht denn in den 
Erläuternden Bemerkungen 1 Da heißt es, 
daß wir auf dieses Gesetz nicht verzichten 
können, weil im Falle besonderer Ereignisse, 
wie etwa in Zeiten internationaler Spannungen, 
nur auf diese Weise Sofortmaßnahmen zur 
Sicherung der Ernährung der Bevölkerung 
möglich wären. (A bg. W i n k le r :  Na �tnd ?) 

Wenn Brlso jetzt eine neue Korea- oder 
Suez -Krise über Nacht die Weltmarktpreise 
wiederum in die Höhe schnellen ließe, dann 
müßte nach Ihrer Auffassung im Hand­
umdrehen aus der Produzentenpreisstützung 
wieder eine Konsumentenpreisstützung werden . 
Einer solchen Logik können wir bei Gott nicht 
folgen ! (Abg . W i n k l e r :  Das stimmt ! Das 
ist die Logik der Verhältnisse !) Im übrigen 
gibt es ja - und das ist auch schon zum 
Ausdruck gebracht worden - kaum ein freies 
Land in Europa, das nicht die Lebensmittel 
im Interesse der Konsumenten und natürlich 
vice versa auch im Interesse der Produzenten 
subventioniert . Daher haben wir auf diesem 
Sektor überhaupt keine echten Weltmarkt­
preise. Der Herr Abgeordnete Grießner hat 
ja schon eine ganze Reihe von Ländern 
angeführt, die die Lebensmittel subventio­
nieren, und die Beträge genannt , die dort 

pro Kopf der Bevölkerung für Stützungen 
ausgeworfen werden. 

Der Herr Kollege Lackner hat gemeint, 
daß durch diese Maßnahmen eigentlich die 
Großen den Rahm abschöpfen, denn die be­
kämen diese Stützungen genauso. Sie wissen, 
daß ich schon durch meine Herkunft 
nicht der Vertreter der Großgrundbesitzer 
bin, aber ich stehe auf dem Standpunkt, 
daß ein Staat nicht · zweierlei Recht haben 
darf. Für alle Staatsbürger haben gleiches 
Recht und die gleichen Grundsätze der Ge­
rechtigkeit zu gelten. Denn sonst müßte man 
auch darauf drängen, daß meinetwegen der 
Herr Generaldirektor Hitzinger und wie 
diese alle heißen zugunsten der kleinen 
Marschierer auf ihre zig-zehntausende Schilling 
verzichten. (Abg. Dr. Migsch .' Wir sind 
ja dafür, daß sie mehr zahlen ! Warum wehrt 
ihr euch dagegen ? - Abg. Rosenberge r :  Das 
ist doch kein Argument !) Aber gleiches Recht 
für alle ! Österreich ist ein Rechtsstaat, und 
da darf es · keine Staatsbürger erster und 
zweiter Klasse geben ! (Bei fall bei der (J V P.) 

Auch der Export von Butter wird in allen 
jenen Ländern, die ihre Überschüsse exportie­
ren müssen, subventioniert . Australien hat 
beispielsweise im letzten Jahr aus Steuer­
mitteln 775 Millionen Schilling für den Butter­
export nach England zur Verfügung ge­
stellt. Das hat die holländische Regierung 
wiederum veranlaßt, mit 25. August 1960 
die Exportstützung von 4,42 S auf 6,45 S 
zu erhöhen und damit, um konkurrenzfähig 
zu sein, den Exportbutterpreis von 19 ,50 S 
auf 17 , 16  S zu senken. Dieses Land gibt 
im Jahre 1960 insgesamt 1 ,8 Milliarden Schil­
ling für Exportstützungen aus ; dazu kom­
men noch 300 Millionen für die Senkung 
des Inlandspreises. Trotzdem hatte Hol­
land vor dem bekannten Margarineskandal 
einen Butterüberschuß von 1 7 .500 t lagernd. 
Während die Verbilligung der Inlandsbutter 
genauso wie in allen anderen Butterüber­
schußländern keinen nennenswerten Erfolg 
brachte, stieg hier der Konsum nach Erkran­
kung von rund 100.000 Menschen durch Mar­
garinegenuß sprunghaft an. Heute kann mal} 
in der Zeitung lesen, daß Holland die Milch­
auffettung durchführt und auch den Butter­
preis erhöht. (Abg. W i n k le r .'  Preissenkung !) 
Nein ! Heute steht in der Zeitung : der Liter­
preis um 7 Groschen erhöht, und Auffettung 
der Milch von 2,8 auf 3 Prozent. Ich weiß 
nicht, ob die Zeitungsmeldung stimmt, ich 
habe es nur gelesen. (Abg. W i n k l e r :  Das 
sind eure Informationen !) 

Belgien übernimmt durch die staatliche 
Vorratsstelle die Butter um 40,45 S und hat 
zu einem Preis von 16,30 S nach Italien ex­
portiert, also 24,15  S daraufgezahlt. England 
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hat allein für die Getreideproduktion im Wirt- I allen Ernstes der überzeugung sein, daß 
schaftsjahr 1959/60 nahezu 4,25 Milliarden hier die Wiedereinführung der Vollmilch und 
Schilling Zuschüsse gewährt. Der Senat der 
USA hat auf Initiative des jetzt gewählten 
Präsidenten Kennedy beschlossen, mit Beginn 
des neuen Wirtschaftsjahres am 31 .  März 
1961 die Stützungspreise für Milch auf 1 ,82 S 
pro Kilogramm und für Butter auf 31 ,98 S pro 
Kilogramm zu erhöhen. So könnte man die 
Liste beliebig fortsetzen. Überall in der Welt 
zahlt der Staat aus öffentlichen Mitteln die 
Differenz zwischen dem Preis, der dem Kon­
sumenten zugemutet werden kann, und dem 
Preis, der für den Produzenten ein einigermaßen 
gerechter Lohn ist. Nur in Österreich stellt 
sich der :&oalitionspartner auf den Standpunkt : 
Wenn zuviel da ist, müßte man eben billiger 
verkaufen. Das Opfer aber soll der Bauer 
auf sich nehmen. 

die damit verbundene Abgeltung der bes­
seren Qualität in Höhe von meinetwegen 
20 Groschen für den österreichischen Kon­
sumenten, vom Generaldirektor angefangen 
bis herunter zum letzten Rentner, wirk­
lich eine nicht zumutbare Belastung sei 1 
Will man wirklich mit allen Mitteln eine 
Entwicklung fördern, die im Bauern immer 
mehr das Gefühl weckt, daß er nicht Subjekt 
demokratischer Auseinandersetzungen, son­
dern Objekt einer Koalitionsdiktatur sei ? 

Jahrelang hat das Österreichische Produk­
tivitätszentrum über die landwirtschaftlichen 
Förderungsorgane der Landwirtschaft ein­
gehämmert : Mehr erzeugen, mehr verdienen, 
besser leben ! In zehntausenden Exemplaren ist 
diese Broschüre hinausgegangen, vor allem an 
die bildungsfreudige und fortschrittswillige 
Landjugend. Und nun ist die Produktivität 
und die Produktion in einem Ausmaß gestiegen, 
wie das 1945 niemand zu hoffen gewagt hätte. 
Es wird von der Landwirtschaft mehr erzeugt 
als je zuvor. Mehr verdienen und besser leben 
wollen aber anscheinend die anderen, und der 
Bauer soll sich mit dem begnügen, was als 
Brosamen vom Tisch des österreichischen 
\Virtschaftswunders fällt. (Abg. S te i ne r :  Mit 
den 20 Groschen ? Das tührt ja zu nichts !) 
Herr Abgeordneter Steiner ! Sie werden ja  
selber den Eindruck haben, weil Sie j a  noch 
in unmittelbarer Berührung mit der Bauern­
schaft stehen. (Abg. Ste i ne r :  Es verlangt 
ja niemand eine Preiserhöhung tür den Land­
wirt, tür den Produzenten !) Aber, Herr Ab­
geordneter Steiner, Sie wissen doch ganz 

Wenn man sich der Aufhebung der seiner­
zeit notwendig gewordenen Milchabfettung und 
einer bescheidenen Abgeltung der besseren 
Qualität mit allen Mitteln widersetzt und wenn 
es bei den Koalitionsverhandlungen bis jetzt 
nicht möglich war, zu einer Einigung zu kom­
men, dann darf man sich nicht wundern, 
daß die Koalitionsfreudigkeit der Bauern­
schaft bald auf den Gefrierpunkt gesunken 
sein wird. (Abg. Ste i n e r :  Bd der Milch 
ist Österreich schon ziemlich an der Spitze 
mit der Stützung ! Ich möchte nicht sagen, 
bei der Butter, aber bei der Milch !) Ja, wir 
müssen aber sagen, daß wir im gesamten gesehen 
in Österreich an letzter Stelle stehen. Das 
haben wir durch die Zahlen bewiesen, die 
der Herr Abgeordnete Grießner gebracht 
hat. Wir stehen an letzter Stelle, was die Kopf­

Wenn diese Maßnahmen nicht er-quote sämtlicher Lebensmittelpreisstützungen genau : 

anbelangt. griffen werden, sind wir genötigt, wiederum 
den Krisengroschen als Selbsthilfemaßnahme 

Meine Damen und Herren ! In einer Zeit, einzuführen, und das bedeutet wieder nichts 
wo die Kaufkraft breitester Schichten unserer anderes als eine Verminderung des Realein­
sozial minderbemittelten Bevölkerung wesent- kommens des Bauern. (Abg. S t e ine r :  Durch 
li?h verbessert werden k?n�te, kann man es !. die 20 Groschen werden Sie das nicht ändern !) 
memandem mehr begreIflIch machen, daß Aber meine Damen Ul d H rren ist es 
der österreichische Konsument pro Tag nicht nicht ,�irklich geradezu b:schä�end

' 
daß es 

eine h�lbe �ustria 3 für jene Mensche� übr�g in diesem Lande, in dem jährlich vi�le Milli­
ha� , dIe kellle 45 S�und�n-Woche, dIe kelll arden Schilling verraucht und vertrunken 
fr.eIes Woc�enende, dIe kelllen Urlaub kennen, werden und in dem sich der Konsum von 
dIe Tag fur Tag schuften und rackern, um G nuß mitteln von Jahr u Jahr steigert, 
ihre Familie zu erhalten und die Ernährung al: selbstverständlich hinge�ommen wird daß �.es Volkes sicherzustellen. (Beifall bei der 20 Prozent arbeiten müssen, um 80 Pr�zent 
o V P.) der nichtbäuerlichen Bevölkerung zu ernähren, 

Um über 2 Milliarden Schilling wird im daß diese 80 Prozent aber nicht in der Lage 
Rahmen des neuen Budgets durch die Renten- sein sollten, durch ein kleines, zehnfach 
reform, durch die familienpolitischen Maß- abgegoltenes Opfer ihren Mitbürgern hinter 
nahmen und durch die Gehaltsverbesserungen dem Pflug die Schmälerung ihres Realein­
die Kaufkraft jener Kreise gehoben, die auch kommens zu ersparen ? Es ist traurig um 
vielfach zu den Stiefkindern des österreichischen ein Volk bestellt, das jenem Berufstand ständig 
Wirtschaftswunders gehören. Kann unter SOl- I die Daumenschrauben eines politischen Diktats 
ehen Gesichtspunkten wirklich noch jemand anzusetzen versucht, der neben seiner Er-
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nährungsleistung und dem ständigen Menschen­
nachschub für andere Berufe als Konsument 
gewerblich-industrieller Erzeugnisse hundert­
tausenden Mitbürgern an der Werkbank und 
am Schreibtisch den sicheren Arbeitsplatz 
erhält. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident Dr. Gorbach : Zum Worte gemeldet 
hat sich der Herr Abgeordnete Eberhard. 
Ich erteile ihm das Wort. 

durch die bisherigen Maßnahmenkeinenennens­
werte Besserung der Gesamtsituation auf 
diesem Gebiete ergeben hat. 

Die Ursache hiefür liegt zweifelsohne darin, 
daß die Mittel des Fonds nicht ausschließlich 
dem Wasserbau zur Verfügung stehen, sondern 
auch von anderen Ressorts in Anspruch 
genommen werden können. Das Hochwasser­
schäden-Fondsgesetz müßte daher meiner Mei­
nung nach eine N ovellierung dahin gehend 

Abgeordneter Eberhard : Hohes Haus ! erfahren, daß die Mittel ausschließlich 
Meine Damen und Herren ! Jedes Jahr müssen wasserbaulichen Maßnahmen zugute kommen, 
wir zur Kenntnis nehmen, wie hochwasser- oder aber es müßte zumindest erreicht werden, 
führende Flüsse in einzelnen Bundesländern daß der Anteil der Wasser bauten wesentlich 
ausgedehnte fruchtbare Flächen verwüsten, höher angesetzt wird als der bisher festge-
die dort ansässige Bevölkerung in größte setzte aliquote Anteil. " 
Gefahr bringen und diese Menschen, die ohne- Zu überlegen wäre auch, ob nicht der gesamte 
hin sehr schwer um ihre Existenz zu kämpfen Kredit des Hochwasserschädenfonds aliquot 
haben, . der Früchte ihrer Arbeit berauben.  auf die einzelnen Ressorts aufzuteilen wäre, 
Immer, wenn solche Naturkatastrophen über was ausschließen würde, daß großzügige Sanie­
unser Land hereinbrechen, wird in der Öffent- rungsmaßnahmen, die nicht als reine Wasser­
lichkeit die Frage erhoben, wann denn endlich bauten anzusehen sind, unter Umständen den 
seitens der öffentlichen Hand entsprechende größten Teil der Fondsreserve in Anspruch 
Vorkehrungen getroffen beziehungsweise ein- nehmen können. 
geleitet werden, die den davon Betroffenen Erwähnen muß ich auch, daß bei der 
den ständig auf ihnen lastenden Alpdruck Schaffung des Fondsgesetzes nur beim Wasser­
nehmen sollen. bau, nicht aber auch bei den anderen Ressorts, 

Wir können wohl feststellen, daß die Frage die Fondsmittel in Anspruch nehmen können, 
der Hochwasserschadensbehebung zwar von zum Ausdruck gebracht wird, daß die 
allen in diesem Hohen Hause vertretenen Kürzung im Normalbudget durch den Hoch­
Parteien im Zuge der Budgetverhandlungen wasserschädenfonds wettgemacht wird. Es 
immer wieder besprochen wird, doch muß müßte daher angestrebt werden, daß auch 
mit größtem Bedauern festgestellt werden, diese Ressorts eine Hochwasserreserve im 
daß es bisher leider nicht möglich war, dieses Ordinarium vorsehen und daß ihre Sanierungs­
Problem einer entsprechenden Lösung �uzu- maßnahmen, so zwingend notwendig sie auch 
führen. Wir können vielmehr feststellen, daß sein mögen, nicht allein zu Lasten der übrigen 
die für diesen Zweck aufgewendeten Mittel in Wasserbauten vorgenommen werden können. 
keiner \Veise dem Bedarf entsprechen, ja Die derzeitige Situation bringt es mit sich, 
nicht einmal ausreichen, um die dringendsten daß begonnene Bauten zwangsläufig einge­
Schadensbehebungen vorzunehmen, geschweige stellt werden müssen oder aber eingeschränkt 
denn prophylaktische Maßnahmen einzuleiten werden, weil mit den vorgesehenen Krediten 
gestatten. Es konnte daher nicht anders sofort notwendig gewordene Schadensbehe­
sein, als daß die Hochwasserschäden in den bungen durchgeführt werden müssen und nicht 
letzten Jahren ein erschreckendes Ausmaß etwa die geplanten und vorgesehenen Projekte 
angenommen haben und daß sich dieser in Angriff genommen werden können. 
Zustand zwangsläufig verschlechtern muß,  Die nachfolgenden Zahlen sollen einen kurzen 
solange der bestehende Nachholbedarf nicht Überblick über die ungünstige Kreditlage auf 
eine Berücksichtigung in der Budgeterstellung dem Sektor der Wildbachverbauung und des 
für den Wasserbau findet. Flußbaues in meinem Wahlkreis aufzeigen. 

Wohl wurde in Erkenntnis dieser Sachlage Gegenüber dem im Jahre 1959 für das Land 
das Hochwasserschäden-Fondsgesetz beschlos- Kärnten ausgewiesenen Bundesbeitrag für 
sen , welches neben der Beseitigung von Hoch- Wildbachverbauungen erfolgte nach der Kür­
wasser- und Lawinenschäden auch der Vor- zung des Normalbudgets im Jahre 1960 eine 
beugung gegen künftige Schäden dieser Art Verminderung des Bundesbeitrages um 
dienen soll. Ich möchte heute keineswegs auf 3,590.000 S. Auf Grund der Hochwasser­
den Fonds als solchen zu sprechen kommen schäden vom Jahre 1959 wurde im Rahmen 
oder die Tätigkeit der Kommission, der die des Hochwasserschädenfonds für die Behebung 
Vergebung der Fondsmittel obliegt, einer der dringendsten Schäden im Jahre 1960 ein 
Kritik unterziehen - darüber ist und wird ja . Fondsbeitrag von 6,600.000 S und für vor­
von anderer Seite gesprochen werden -, aber I beugende Maßnahmen ein Betrag von 
ich kann nicht umhin, festzustellen, daß sich I 8 ,400.000 S beantragt. Es entstanden aber 
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im Jahre 1 960 neuerlich Hochwasserschäden, 
für deren Behebung ein Fondsbeitrag im Aus­
maß von 2,800.000 S angefordert wurde, sodaß 
insgesamt für das Jahr 1 960 Fondsmittel in 
der Höhe von rund 17 ,800.000 S beantragt 
worden sind. Tatsächlich erfolgte im Jahre 
1 960 aus Fondsmitteln nur eine Zuweisung 
im Gesamtbetrage von 3,512.000 S. Das betrifft 
die Wildbachverbauung. 

Im Flußbau ergibt sich durch die Kürzung 
des Ordinariums eine ähnliche bedauerliche 

Budget 1961 läßt hiezu bedauerlicherweise 
wenig Möglichkeiten offen. Doch darf ich 
die Damen und Herren des Hohen Hauses 
heute schon bitten, Anträgen, von wem und 
von welcher Seite immer sie auch gestellt 
werden, von denen aber zu erwarten ist, 
daß sie geeignet sind, auf diesem bisher stief­
mütterlich ' behandelten Gebiet weiterzu­
kommen, ihre Unterstützung nicht zu ver­
sagen. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dr . Gorbach : Zum Worte ge-Situation, die als erste Auswirkung die Ent- meldet hat sich der Herr Abgeordnete Nimmer­lassung einer größeren Anzahl von Stamm- voll. Ich erteile es ihm. arbeitern notwendig machte, die gewiß in der 
augenblicklichen Situation bei Privatfirinen Abgeordneter Nimmervoll : Hohes Haus ! 
oftmals in einer besser bezahlten Stellung Geschätzte Damen und Herren ! Die heutige 
unterkommen konnten. Aber um das geht Debatte des Hohen Hauses über den Grünen 
es ja nicht so sehr, denn man muß wissen, Bericht und über das Kapitel Land- und Forst­
daß in einem solchen Falle in der Regel diese wirtschaft im Rahmen der Budgetberatung 
Leute dem Wasserbau für ständig verloren- wäre nicht vollständig, würden nicht auch die 
gehen. Vertreter der Arbeitnehmer in der Land- und 

Im Rahmen des Hochwasserschädenfonds Forstwirtschaft sich zum ·Worte melden. Ich 
waren für Flußbauten in Kärnten im Jahre möchte vorerst meiner Befriedigung Ausdruck 
1960 ursprünglich rund 9,800.000 S als Fonds- verleihen, daß im Grünen Bericht auch die 
mittel für vorbeugende Maßnahmen vorge- Lage der Dienstnehmer in der Land- und Forst­
sehen. Außerdem wurde zur Behebung der wirtschaft mit aller Offenheit behandelt wurde. 
Hochwasserschäden vom September 1 960 ein Die Ergebnisse sind zwar nicht erfreulich, es 
Fondsbeitrag von rund 3,500.000 S beantragt. muß aber mit Genugtuung vermerkt werden, 
Tatsächlich wurde aber nur - auch hier daß mit der Darlegung im Grünen Bericht die 
wiederum sehr gekürzt - ein Betrag von Landarbeiterfrage vor aller Öffentlichkeit dar-
1 ,600.000 S zugewiesen. Bitte das bezieht gelegt und diskutiert werden kann. 
sich hier auf Kärntner Verhältnisse, ich glaube Es muß festgestellt werden, daß der Wunsch 
aber annehmen zu können, daß es sich auch in und die Forderung der Vertreter der Dienst­
anderen Bundesländern genauso verhalten nehmer in der Land- und Forstwirtschaft, mit 
wir� wie bei uns. . den übrigen Berufsgruppen wirtschaftlich 

Sw sehen daher, meme se.hr verehrten I gleichgestellt zu werden, noch immer keine 
Damen und Herren, daß es hier noch sehr Erfüllung gefunden hat. Wir haben in der 
viel at:fzuholen gibt und daß vor allem ein- Vergangenheit bei vielen Beratungen auch 
mal eme Regelung gefunden werden muß, mit Resolutionen und Beschlüssen die Öffent­
die auf diesem Gebiet eine wirksame Abhilfe lichkeit auf diesen Übelstand aufmerksam ge­
schafft. . macht. Wir sind der Überzeugung, daß wir es 

Von Jahr zu Jahr verliert Österreich immer unseren Dienstnehmern, aber auch der Ge­
mehr an wertvollster Nutzfläche. Teils ist samtwirtschaft schuldig sind, auf die Unter­
es die raumgreifende Verbauung, teils die bewertung dieser Gruppe aufmerksam zu 
Errichtung von verschiedenen Anlagen, wie machen. Wir hegen die Hoffnung, daß der 
Sportplätzen, Industrieanlagen und so weiter, Grüne Bericht und die Darlegung der Lage der 
die Anlegung von notwendigen Straßen und Dienstnehmer in der Land wirtschaft dazu bei­
Wegen. Das ergibt eine sehr beachtliche Ver- tragen werden, die Unterbewertung der ge­
minderung unserer Nutzfläche . samten Landarbeit abzubauen, damit der 

Wir haben daher schon allein aus dieser Landflucht begegnet wird und die Arbeits­
Erwägung heraus vorzusorgen, daß uns nicht kräfte auf dem so wichtigen Sektor der Er­
auch noch durch ständig auftretende Katastro- nährung für alle Zukunft gesichert sind. 
phen noch mehr an wertvollem Boden verloren- Ich gestatte mir, darauf aufmerksam zu 
geht. Unsere Aufgabe als Volksvertreter muß es I machen, daß die Landarbeiter und ihre . Ver­
sein, dafür Vorsorge zu treffen, daß vor treter immer positiv für die Schaffung des Land­
a.Ilem jene Menschen, die Jahr für Jahr zu I wirtschaftsgesetzes eingetreten sind. Sie haben 
Katastrophenzeiten um ihr und ihrer Auge- I die große Hoffnung gehegt, daß im Grünen 
hörigen Leben bangen müssen, die ständig I Bericht die Grundlage für entsprechende För­
ihr bescheidenes Hab und Gut in Gefahr derungsmaßnahmen erarbeitet und dann im 
sehen, auch einmal das Gefühl einer bestimmten 

I 
Grünen Plan auch entsprechende Mittel für 

Sicherheit erlangen können. Ich weiß, das ihre Belange bereitgestellt werden . 
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Die fortschreitende Technisierung und Me­
chanisierung in der Land- und Forstwirtschaft 
hat zu einer gewaltigen Umstellung in den 
Produktionsmethoden geführt. Es hat sich 
auch die Arbeitsmethode vollkommen ge­
wandelt. Die teuren Maschinen und die 
neuesten Erkenntnisse brauchen Menschen, 
die diese Dinge voll beherrschen: Der Beruf 
des Landarbeiters ist im wahrsten Sinne des 
Wortes zu einem Facharbeiterberuf geworden. 
Wenn in der letzten Zeit die Zahl der Land­
arbeiter gewaltig gesunken ist und noch immer 
im Sinken begriffen ist, so werden an den 
einzelnen Menschen immer größere Anfor­
derungen gestellt. 

Um diesen Anforderungen entsprechen zu 
können, bedarf es einer guten Berufsausbil­
dung. Ich habe mir erlaubt, im vergangenen 
Jahre das Hohe Haus darauf aufmerksam zu 
machen, daß ein neuer Typ von Landarbeitern 
im Entstehen ist. Der Landarbeiter von heute, 
der allen Forderungen gerecht werden will, muß 
fachlich gut ausgebildet sein und sich in allen 
Wirtschaftsbelangen der Landwirtschaft zu­
rechtfinden. Er wird seine Arbeit weitgehend 
selbständig verrichten müssen. Ihm sind aber 
auch große Werte anvertraut, sei es nun als 
Züchter im Stall, sei es bei der Arbeit mit 
teuren Maschinen am Felde. Dieser moderne, 
fortschrittliche Facharbeiter braucht selbst­
verständlich auch mehr Selbständigkeit und 
Freiheit in seinem eigenen Lebensbereich. 
Er sieht den Beruf des Landarbeiters als 
Lebensberuf an, will eine eigene Familie grün­
den und, wenn möglich, ein eigenes Heim 
besitzen. 

Daher war auch unser Bestreben in den 
letzten Jahren immer darauf gerichtet , den 
Landarbeiter-Eigenheimbau mit allen Mitteln 
zu fördern. Auf diesem Gebiet, glaube ich , ist 
es uns gelungen, in den letzten Jahren beacht­
liche Erfolge zu erzielen. Es kann hier auf­
gezeigt werden, daß seit dem Jahre 1947 rund 
9200 Eigenheime mit Beihilfen bedacht werden 
konnten und 22.476 Betriebswohnungen bezugs­
fertig wurden, wofür insgesamt rund 200 Milli­
onen an Budgetmitteln zur Verfügung gestellt 
wurden. 

Wir wissen : Die Wohnverhältnisse auf dem 
Lande sind manchmal nicht zureichend, daher 
hat der Bau von rund 30.000 Landarbeiter­
wohnungen auf diesem Gebiet doch einige 
Verbesserungen gebracht . Weil wir die Dring­
lichkeit der Eigenheimschaffung erkannt haben, 
haben wir in zahlreichen Resolutionen und 
Beschlüssen, aber auch bei Vorsprachen beim 
Herrn Landwirtschaftsminister immer wieder 
den Wunsch und die Forderung aufgestellt, 
es mögen mehr Mittel für den Landarbeiter­
Eigenheimbau zur Verfügung gestellt werden. 
Wir waren hocherfreut, als wir im Grünen Plan 

feststellen konnten, daß 15 MHlionen Schilling 
als Beihilfen und 38 Millionen als Darlehen 
neben den sonst üblichen Budgetmitteln zur 
Verfügung gestellt werden konnten. Ich bin 
dafür dem Herrn Minister äußerst dankbar. 

Wir haben uns aber auch erlaubt, dem Herrn 
Minister den dringenden Wunsch vorzutragen, 
die Mittel für den einzelnen Bewerber zu er­
höhen. Dies ist deshalb notwendig, weil sich 
die Baukosten in den letzten Jahren erhöht 
haben und weil bei den einzelnen Bauwerbern 
auch der Wunsch nach der Verbesserung der 
Wohnkultur sehr stark zum Ausdruck gebracht 
wird. Wir hoffen, daß wir auch bei diesem 
Wunsch die Unterstützung des Herrn Ministers 
erfahren werden. Ich bin überzeugt, daß diese 
erhöhten Mittel wesentlich zur Festigung des 
Landarbeiterberufes beitragen werden und so 
der Wunsch manches Landarbeiters seine Er­
füllung findet, ein eigenes Dach über seinem 
Kopf zu haben. 

Von verschiedenen Seiten wurde erklärt, 
daß die Gewährung von Darlehen zum Bau 
von Landarbeiter-Eigenheimen nicht immer 
zweckmäßig sei .  Dazu möchte ich feststellen, 
daß schon bisher in einzelnen Bundesländern, 
aber auch vom Bunde selbst wesentliche 
Darlehen - hohe Darlehen - für den Eigen­
heimbau zur Verfügung gestellt wurden. All 
diese Stellen konnten übereinstimmend fest­
stellen, daß erstens die Nachfrage nach diesen 
Mitteln sehr groß war und daß zweitens aber 
auch die Rückzahlung von diesen Bewerbern 
äußerst gewissenhaft und pflichtbewußt durch­
geführt wurde. (Der Präside n t  übernimmt 
den Vorsitz.) 

Es soll auch nicht übersehen werden, daß 
der gesamte Wohnbau in Österreich in erster 
Linie durch Darlehen gefördert wird. Ich 
vertrete die Meinung und habe mir auch 
im Ausschuß erlaubt, diese meine Meinung 
zum Ausdruck zu bringen, daß bei jedem 
einzelnen Eigenheim so viel als möglich an 
Beihilfe gegeben und darüber hinaus auch 
so viel als notwendig noch an Darlehen zur Ver­
fügung gestellt werden soll. Ich möchte dies heute 
umso deutlicher zum Ausdruck bringen, dalllit 
nicht wieder die sozialistische Presse wie im 
vergangenen Jahr, wahrscheinlich irrtümlich, 
berichtet, daß ich mich gegen die Beihilfe 
für den Landarbeiter-Eigenheimbau gewandt 
habe . Für unsere Landarbeitervertreter ist 
der Eigenheimbau die vordringlichste Auf­
gabe. 

Trotzdem soll aber auch die Förderung des 
Dienstbotenwohnungsbaues nicht vergessen 
werden. Wir wissen, daß der größte Teil 
der Dienstnehmer in der Land- und Forst­
wirtschaft noch immer unverheiratet ist und 
daß diesen gesunde Wohnräume vorerst nur 
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durch entsprechende Dienstwohnungen zur 
Verfügung gestellt werden können. Wir 
wissen leider, daß es noch viele Betriebs­
wohnungen gibt, deren Zustand schlecht, 
wenn nicht katastrophal genannt werden muß .  
Um auch für diese Dienstnehmer eine Ver­
besserung herbeizuführen, soll auch der Dienst­
botenwohnungs bau entsprechend gefördert 
werden. 

Man kann sich auch nicht gut vorstellen, 
daß zum Beispiel in Sennereibetrieben auf 
den Bergen, in Almwirtschaften, ein Eigen­
heim geschaffen werde. Auch bei vielen 
abgelegenen bäuerlichen Betrieben, die nur 
im Generationswechsel durch einige Jahre 
einen Fremdarbeiter oder eine Arbeiterfamilie 
benötigen, können die Wohnverhältnisse nur 
durch die Betriebswohnung gebessert werden . 
Dort würde ein Eigenheim dazu führen, daß 
der Bewerber in wenigen Jahren zum Pendler 
würde, weil in unmittelbarer Nähe seines Eigen­
heimes kein anderer Dienst- oder Arbeits­
platz zur Verfügung steht. Wir wissen, daß 
sich auch in Gewerbe und Industrie und auch 
in den verstaatlichten Betrieben - ich denke 
da an Bahn und VÖEST - Betriebswohnun­
gen äußerst gut bewähren, und was sich 
dort bewährt, wird auch in der Landwirt­
schaft, zumindest teilweise, seine praktischen 
und guten Anwendungen finden können. 

Ich möchte nochmals eindeutig klarstellen, 
daß es uns in erster Linie um die Förderung 
der Landarbeiter-Eigenheime, dann aber auch 
um die Förderung der Dienstbotenwohnungen, 
der Betriebswohnungen in den bäuerlichen 
Betrieben, zu tun ist . So viel zum Landar­
beiter-Eigenheimbau und zum Landarbeiter­
wohnungs bau . 

Ich wende mich nun auch etwas der Be­
rufsausbildung zu. In allen Bundesländern 
sind die Berufsausbildungsgesetze seit Jahren 
in Kraft. Damit ist den Arbeitern in der 
Land- und Forstwirtschaft der Weg eröffnet, 
vom Hilfsarbeiter zum Facharbeiter aufzu­
steigen. In fast allen Kollektivverträgen 
konnte bereits ein erhöhter Lohn für den 
Gehilfen und Facharbeiter erreicht werden. 
Die Berufsausbildung bedeutet für die Land­
wirtschaft in der Gegenwart und im zu­
künftigen Existenzkampf eine wesentliche 
Voraussetzung für den weiteren Bestand. 

Wenn bei einer Sozialtagung, die durch den 
Landarbeiterkammertag heuer in St . Wolfgang 
veranstaltet wurde, von Fachmännern das 
ernste Wort zum Ausdruck gebracht wurde : 
Vom Fortschritt in der Landwirtschaft hängt 
es ab, ob der Hunger in dieser Welt gestillt 
und ob der Zuwachs der Menschheit ernährt 
werden kann ! ,  dann kommt dieser Berufs­
ausbildung eine ganz, ganz große Bedeutung 

zu. Es wurde nicht nur einmal, sondern wieder­
holt hier im Hause zum Ausdruck gebracht , 
daß die bäuerliche Jugend, besonders auch 
unsere jungen Landarbeiter , äußerstes Inter­
esse an dieser ihrer Berufsausbildung hat. 

Die Tatsache, daß die Landwirtschaft in 
Zukunft große Anstrengungen machen muß, 
um ihre Aufgabe als Ernährer des Volkes zu 
erfüllen, darf nicht übersehen werden. Im 
Mittelpunkt dieser Anstrengung muß der fort­
schrittliche Mensch stehen, und zwar jener 
Mensch, der mit Freude und Zuversicht, 
anerkannt und geachtet von seinen Mit­
menschen, seinen Aufgaben nachkommt. 

Alle Investitionen sind auf dem Bauernhof 
nur teilweise wirksam, wenn sie nicht von ent­
sprechend geschulten Kräften in Anwendung 
gebracht werden können. Aber auch auf dem 
Gebiet der Fortbildung und der Berufsaus­
bildung konnten bereits sehr schöne Erfolge 
erzielt werden. Auf Grund der Übergangs­
bestimmungen können wir in Österreich rund 
15.200 Gehilfen und Facharbeiter zählen. 
Prüfungen wurden in den letzten Jahren rund 
7500 abgelegt, an Lehrlingen stehen in der 
Landwirtschaft momentan rund 6500 auf ihren 
Posten, um ihre Ausbildung zu genießen. 

Ich nehme heute auch gern die Gelegenheit 
wahr, um allen denen, die an der Berufsaus­
bildung der Arbeitnehmer in der ' Land- und 
Forstwirtschaft, aber auch an der Berufs­
ausbildung der gesamten bäuerlichen Jugend 
mitwirken, meinen besonderen Dank und meine 
Anerkennung im Hohen Hause zum Ausdruck 
zu bringen. Ihre Arbeit und ihre Leistung ist 
wertvollster Dienst am Volk. Möge es gelingen, 
daß diese tatkräftigen Menschen auch in Zu­
kunft mit Freuden ihrer Arbeit und i h.rem 
Beruf nachgehen können. 

Es wurde beim Kapitel Unterricht vom 
Herrn Abgeordneten Chaloupek schon im Aus­
schuß , aber auch hier im Hause zu dieser Gruppe 
der Berufs- und Fachschullehrer Stellung 
genommen. Ich glaube, man muß zurückweisen, 
was hier behauptet wurde : daß der Bildungs­
grad dieser Leute zu wünschen übrig läßt. 
Feststeht, daß oft unter schwierigsten Voraus­
setzungen die entsprechende Ausbildung durch­
geführt wird. Selbstunterricht, Arbeitermittel­
schule und landwirtschaftliche Mittelschulen 
sind oft der Weg dazu, und dieser Weg ist 
manchmal für diese Menschen sehr schwierig. 

Wir wissen aber auch, daß diese Gruppe der 
Landwirtschaftslehrer noch manche offene 
Wünsche hat. Dienstrechtlich ist noch nicht alles 
geordnet . Die endgültige gesetzliche Regelung 
des Dienstrechtes der landwirtschaftlichen 
Lehrkräfte kann, so wird auch von Fachleuten 
behauptet, erst zu der Zeit in Angriff genommen 
werden, wenn ein Antrag für die Pilichtschul-
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lehrer dem Ministerrat vorgelegt wird. Dann i 'Übungen, welche lehrplan mäßig zur Er­
müssen die allgemeinen Bestimmungen aus gänzung des theoretischen Unterrichtes je­
diesem Dienstrecht übernommen und die Spe- weils vorgesehen sind, werden derzeit mit der 
zialgebiete eingebaut werden. Ich bin über- Hälfte des Zeitausmaßes auf die Lehrver­
zeugt, daß es dann gelingen wird, doch auch die pflichtung angerechnet und daher auch die 
dienstrechtlichen Angelegenheiten gesetzlich entsprechenden Entschädigungen gegeben. 
zu fundieren und zu untermauern. 

Auf Grund der leider eingetretenen Verzöge­
rung der gesetzlichen Regelung dieser Ange­
legenheit war das Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft bestrebt, wenigstens teil­
weise das Lehrerdienstverhältnis im Ver­
ordnungs- und Erlaßweg zu regeln. Im ein­
zelnen darf ich auf folgendes hinweisen ; ich 
glaube, auch diese Hinweise bringen bereits 
zum Ausdruck, daß doch manche Verbesse­
rungen, auch ohne gesetzliche Regelung, ge­
bracht wurden. 

So wurde im Jahre 1957 die Schulleiter­
Zulagenverordnung erlassen. Diese Verordnung 
ermöglicht, daß Direktoren und Leiter von 
landwirtschaftlichen Schulen unter Bedacht­
nahme auf die Eigenart dieser Anstalten eine 
entsprechende Zulage erhalten. 

1957 erging auch ein Erlaß, betreffend die 
Ferien- und Urlaubsregelung. Die dienstlichen 
Obliegenheiten der land wirtschaftlichen Lehrer 
sind sehr vielfältig. Es wurde auf dem Erlaß­
weg bestimmt, daß die Lehrer zumindest den 
Urlaub eines Beamten der vergleichbaren Ver­
wendungsgruppe erhalten müssen. Das heißt, 
wenn es aus dienstlichen Gründen möglich 
und vertretbar ist, kann die vorgesetzte Stelle 
darüber hinaus noch einen Urlaub gewähren. 

1959 : Fortbildungszulage. Die Pflicht­
schullehrer erhielten für die Aufwendungen 
zu ihrer Weiterbildung eine Fortbildungs­
zulage. Ab 1 .  Jänner 1959 konnte erreicht 
werden, daß diese Zulage, die derzeit je Lehrer 
monatlich 100 S beträgt, auch an landwirt­
schaftliche Lehrer ausbezahlt wird. 

1 959 : Mehrdienstleistungsentschädigung . 
Nach dreijähriger Bemühung war es am 
l. Jänner 1959 möglicb , Lehrkräften der land­
und forstwirtschaftlichen Fachschulen und 
der land wirtschaftlichen Berufsschulen eme 
Entschädigung für Mehrdienstleistung aus­
zubezahlen. 

1 960 : Lehrverpflichtung für Berufsschulen. 
Die Lehrverpflicbtung für Berufsschulen be­
trägt derzeit 28 Wochenstunden. Dies wird 
von seiten der Vertretung als unbillige Härte 
empfunden. Es soll dah�r eine Herabsetzung 
der Verpflichtung wenigstens auf 26 Wochen­
stunden erfolgen. Auch hier sind bereits 
Beratungen eingeleitet worden, und ich bin 
der 'Überzeugung, daß man zu einem zufrieden­
stellenden Ergebnis kommt. 

Wertung der praktischen Übungen, 
wieder aus dem Jahre 1960 : Die praktischen 

Nochmals möchte ich nun abschließend 
allen denen, die in der Berufsausbildung 
unserer bäuerlichen Jugend, besonders aber 
auch an der Fachausbildung in der Land­
wirtschaft tätig sind, meinen Dank und 
meine Anerkennung zum Ausdruck bringen, 
dem Minister aber auch die Bitte unterbreiten, 
die noch offenen Wünsche so bald als möglich 
einer Regelung zuzuführen. 

Alles in allem möchte ich abschließend 
sagen : Mögen wir doch recht bald er kennen, 
wie notwendig in der Land- und Forstwirt­
schaft, aber auch in der gesamten Volkswirt­
schaft ein gesunder Landarbeiterstand ist, 
denn dieser Landarbeiterstand wird auch für 
alle Zukunft die Ernährung unseres Volkes 
mit sichern und damit auch dazu beitragen, daß 
Freiheit und Friede für alle Zukunft in unserem 
Lande gesichert sind. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Voithofer. Ich ersuche ihn, das 
Wort zu nehmen. 

Abgeordneter Voithofer : Hohes Haus ! Wir 
sind einigermaßen befremdet, daß uns ein 
paar Redner der Österreichischen Volkspartei 
in einer sehr gehässigen Art in der Agrar­
politik angegriffen haben. (Abg. A lt enburger :  
Nur nicht so  empfindlich sein 1 Ihr seid furcht­
bar empfindlich I) Es wirft sich nun die Frage 
auf : Als wir vor 14  Tagen den Grünen Bericht 
im Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft 
behandelten, den die Bundesregierung vor­
gelegt hat, und als die Beratungen, die sehr 
sachlich geführt wurden, beendet waren, sprach 
der Präsident Kollege Grießner den Sozialisten 
die Anerkennung für ihre Sachlichkeit, für ihr 
Verständnis aus. (Abg. Fischer :  Die Sach­
lichkeit, die heute nicht immer da war !) Diesen 
Weg gehen wir gerne, aber den Weg des Hasses 
gehen wir nicht. Herr Dr. Schwer, Sie werden 
mit Ihren ungerecht.en Angriffen kein Glück 
haben. (Abg. Dr. Schwe r :  Was ist denn da 
ein ungerechter Angriff ?) Sie haben ja erklärt, 
wir sollten zunächst einmal überhaupt be­
kunden, daß wir für die bäuerlichen Fragen, 
für die Probleme und Sorgen der Bauern 
etwas tun. (Abg. Dr. Schwe r :  Dann stimmt 
der Milchauffettung zu I) Ist das Ihr einziges ? 
(Abg. Dr. Schwer : Das ist das Aktuellste I) 
Wir h,aben noch viel ernstere Fragen und Sorgen 
der bäuerlichen Bevölkerung als Sozialistische 
Partei zu behandeln. Das haben wir in den 
letzten 15  Jaluen in den Landtagen, in den 

53. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 77

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. - 53. Sitzung - 7. Dezember 1960 2307 

sozialistischen Gemeindemehrheiten, aber auch 
dort, wo wir Minderheiten sind, und auch im 
Parlament bekundet. Mögen die Dinge schwie­
rig gewesen sein wie immer, aber unsere Mi­
nister in der Regierung und wir alle haben 
überall den guten Willen (Abg. A l tenburger : 
Den sollten Sie auf Ihrem Parteitag bekunden, 
nicht hier !) , und in vielen Dingen haben wir 
weit mehr getan, als uns eigentlich zustehen 
würde, weil Sie ja immer in Anspruch nehmen, 
allein die Bauernschaft zu vertreten. Das 
nur einleitend. (Abg. Regens burger  : Was 
Sie tun, ist zuwenig !) 

Ich würde daher wünschen, es könnten 
diese Männer wieder zu uns kommen und 
nicht nur die Abgeordneten ermahnen, son­
dern auch die Mitglieder unserer Bundes­
regierung, bei denen es gar manches Mal 
mangelhaft aussieht mit der Achtung und 
mit der gebührenden Behandlung des Volks­
vertreters im Par lament beim Vor bringen 
der Anliegen der Bevölkerung. 

Seit 1945 stehe ich mit vielen anderen 
Kollegen der beiden Regierungsparteien als 
Abgeordneter im österreichischen Nationalrat. 
Vieles wurde geleistet, beide Parteien zusam­

Und nun darf ich zu dem Sachverhalt men waren oft glücklich über die Erfolge, 
übergehen. 

Ich erinnere mich, es war genau vor zwölf J ah­
ren, da hat einer der Abgeordneten hier einen 
kleinen Fehler gemacht. Der Herr Präsident 
Kunschak, den wir in unserer Partei alle 
achteten und ehrten, ohne Ausnahme, hat 
einen Abgeordneten der ÖVP beanstandet, 
weil er, statt zu den Fragen des Budgets 
und den Anliegen seines Wahlkreises zu spre­
chen, gelesen hat. Vater Kunschak war so 
streng - es war noch drüben im alten Sitzungs­
saal -, daß mein lieber Kollege Martin Gassner 
nicht mehr weiterlesen durfte. 

die erreicht werden konnten, und wir haben 
uns vorgenommen, das, was nicht gleich möglich 
war, immer wieder mit Zähigkeit, jeder nach 
seiner Art, für das nächste Budget zu ver­
teidigen und durchzusetzen. Es konnte viel 
durchgesetzt werden . Aber vor wenigen Wo­
chen hörte man von unseren Ministern, vom 
Herrn Bundeskanzler, vom Stellvertreter des 
Herrn Bundeskanzlers : Ja, wenn die Be­
völkerung Fragen und Forderungen zum Bud­
get hätte, dann müßte sie sich an das Parla­
ment wenden, an den Nationalrat . Sicher, 
wir wissen alle, wie die Dinge sind, aber ich 
frug mich vor allem in dem letzten halben 

Wir frugen dann den Präsidenten Kunschak, Jahrzehnt sehr oft : Was nützt denn das, 
warum er so streng mit seinen eigenen Partei- wenn wir mit Fleiß und Zuversicht draußen, 
freunden sei. Es stand auch der Vizepräsident vor allem in den abgelegensten Gebieten, 
Böhm daneben, es war in den Gängen des wo der Tisch noch am schmalsten gedeckt 
alten Hauses. Kunschak sagte : Die Budget- wird, uns mühen, nicht nur die Bergbauern 
beratungen im Abgeordnetenhaus erfordern allein, auch die dort arbeitenden Menschen 
die höchsten Verpflichtungen des Volksver- aller Branchen, wenn sie zu einem wesentlichen 
treters, des Abgeordneten zum Nationalrat. Teil von der Anteilnahme an erhöhter Freude 
Es genüge daher nicht, eine Vorlesung zu halten, noch ausgeschlossen sind 1 In unseren Tälern 
sondern vielmehr, so sagte uns dieser greise, und Bergen gibt es kein Theater, gibt es keine 
erfahrene Mann, sei es die Aufgabe, die ganzen Kulturstätten, kein Kino und kein Konzert . 
Anliegen des Jahres zu sammeln. Was die Denn davon sind die Leute, die oben in den 
Wähler, was die Menschen, ganz gleich, Bergen arbeiten und mühsam ihr Dasein 
wo sie in ihrem Beruf stehen, was die Ge- durchzukämpfen haben, stundenweit weg. Und 
meinden und verschiedene andere Körper- da unsere Kinder auch so wenig und so selten 
schaften an Anliegen der obersten Gesetz- einer besseren Berufsausbildung teilhaftig wer­
gebung vorzubringen haben, das soll der Ab- den oder eine höhere Schule zu besuchen oder 
geordnete nach bestem Wissen und Gewissen gar ein Studium zu ergreifen in der Lage sind, 
behandeln. Das waren Kunschaks Worte, ist man umsomehr bemüht, von der Gemeinde 
die ich seither niemals vergessen habe. angefangen über die Landtage bis zum Parla-

In diesen Tagen sind es 15 Jahre, daß der ment. Und ich habe mich als Abgeordneter, als 
damalige Bundespräsident 1>r. Renner, vor- ich ins Parlament kam, nach den Belehrungen 
heriger Bundeskanzler, so wie es schon vor des unvergeßlichen Vaters Kunschak gefreut -
zwei Tagen gesagt wurde, Arm in Arm mit das war 1947, als wir das Budget für 1948 
dem Präsidenten Kunschak und dem Präsi- beschlossen haben - und habe mir gedacht : 
denten Sehz das Haus betrat. Nach den Wunderbar, da wirst du dich zusammen­
schweren Opfergängen von 1934 bis 1945, nehmen, damit wir allerhand ausrichten, wir 
die aufrechte Demokraten durch viele Jahre von da draußen, von den ganz abgelegenen 
in die Konzentrationslager angetreten haben, Gebieten, da wird manches Gute ins Tal 
aus denen viele nieht mehr zurückgekehrt oder auf den Berg in die Gehöfte gebracht 
sind, war das für jeden von uns, der seine 

I 
werden können. (Abg. Dr. Gred l e r :  Das hat 

Überzeugung durchgetragen hat, ein unver- sich aber als Irrtum herausgestellt ! - Abg. 
geßliches Erlebnis. A i g n e r :  Nicht ganz !) Ich glaube, Sie haben 
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nicht allzuviel Anspruch, hier Opposition I Wir waren glücklich, als am 18. September 
zu üben, denn Sie hätten in der Zeit von 1 938 des Vorjahres im Hause der einmütige Be­
bis 1945 , wo Ihr Glorienschein so groß war schluß gefaßt wurde, das inzwischen schon 
(Abg. Dr. Gred le r :  Mein Glorienschein ? Ich in Wirksamkeit stehende Katastrophenfonds­
war Soldat !) - nein, nein, ich meine den gesetz zu schaffen. Freilich, wir wußten 
von Ihrer Fakultät da -, Sie hätten dort genau vor einem Jahr, daß im ordentlichen 
Demokratie und Menschlichkeit predigen kön- Budget für diese Post des Wasserschutz­
nen, da wären wir Ihnen äußerst dankbar baues ein Abstrich erfolgen würde. Aber 
gewesen in den Konzentrationslagern und man sagte es uns vorher, noch bevor man 
Marterstätten, in denen wir Demokraten da- die Vorlage des Katastrophengesetzes in den 
mals waren r (Abg. Dr. G1" ed l e r :  Dort ist Ausschüssen behandelte. Wir waren viel­
mein Vater gesessen ! Wenn Sie mit mir pole- mehr der Auffassung, daß diese Anleihe von 
misieren wollen, erkundigen Sie sich gefälligst ! 1 , 2  Milliarden Schilling für viele Teile unseres 
Werden Sie nicht unverschämt !) Ich sage Volkes ein Segen sein werde, weil sie das Ge­
ja nicht, Sie allein, Herr Doktor, aber zwingen fühl eines stärkeren Schutzes vor den EIe­
Sie uns nicht, zu sagen, was sich alles getan mentargewalten in unserem Heimatlande be­
hat, wir wollen nicht darüber reden. (Abg. kommen. Dieser Kürzung für 1 960 folgt 
Dr. van Tongel :  Wo ist die Sachlichkeit ?) heuer eine weitere , und dadurch wird der 
Wir lassen uns nicht verhöhnen und nicht Zweck der Anleihe, wie er vom Gesetzgeber, 
verspotten. (Abg. Dr. van Tonge l :  Kein also von uns Abgeordneten, gedacht war, 
Mensch hat das gemacht ! Das ist eine Unter- sehr wesentlich entwertet . Die verantwort­
stellung I) Denn wir sind diesen Weg als lichen Leiter des Ministeriums und die zu­
Demokraten gegangen, es war einer der härte- ständigen Stellen der Strom- und Fluß­
sten Opfergänge österreichischer Menschen. regulierung und der Wildbachverbauung 

Aber wie sind die Dinge nun ? Das muß 
einmal gesagt werden. Wir haben manche 
Enttäuschung nach den sichtbar großen Er­
folgen miteinander erlebt. Da wird bei 
solchen Regierungsvorlagen oder anderen An­
lässen erklärt : Die Behandlung deines An­
liegens, du Abgeordneter von Vonirlberg oder 
aus dem Burgenland oder von irgendwo, 
ist nach der Geschäftsordnung nicht möglich,  
das kann man der parlamentarischen Behand­
lung nicht zuleiten. Da bemüht man sich 
beim Budget, wir taten es immer so, sicher, 
wie gesagt, mit vielen Erfolgen, aber auch mit 
manchen Versagern bei vordringlichen An­
liegen, die freilich nicht die großen Berufs­
branchen betroffen haben, sondern vielmehr die 
bescheidenen Behausungen draußen, die sehr 
hilfsbedürftigen Existenzen draußen, die heute 
noch vielfach von einer modernen und be-
quemeren Ausrüstung für ihre Familie aus­
geschlossen sind . Aber dann wird uns gesagt : 
Es fehlt die Bedeckung. Und so gibt es viele 
solcher Versager. 

Darf ich nun vielleicht einiges zu dem 
Problem ausführen, ,vorüber schon ein paar 
Abgeordnete heute kurz gesprochen haben 
und das für uns immer wieder eine bedrücken­
de Sorge bedeutet : zu dem Schutz der Men­
schen vor den Naturgewalten draußen, dort, 
wo die Werkstätten und die Arbeitsplätze,  
die Wohnung und die grüne Werkstätte 
unserer Bevölkerung in der Land- und Forst­
wirtschaft dauernd gefährdet sind, in jenen 
Zonen, wo die Unwetter, wo die Hochwässer, 
wo Schnee und wo die Erdrutsche alljähr­
lich unendlich viel Fleiß zunichte machen. 

wären glücklich, anfangs des Jahres zu 
wissen, mit welchen Beträgen sie für ihre 
Planungen und für die als vordringlichst quali­
fizierten Bauvorhaben zu rechnen haben, damit 
sie frühzeitig schon ihren Arbeitsplan ausarbei­
ten können. Der Katastrophenfonds läßt eine 
solche Möglichkeit kaum zu. Herr Minister, 
es ist wirklich ein grobes Erschwernis, daß 
es bisher nicht möglich war, wenigstens die 
fälligen Tranchen der Anleihe - für 1961 
sind es 300 Millionen Schilling - flüssig zu 
machen. Wir befürchten sehr, daß das Geld 
erst im Laufe des Sommers, wie es heuer war, 
angewiesen wird und daß dadurch viel kost­
bare Zeit für die praktische Arbeit während 
der Frühjahrsmonate und Sommermonate 
draußen auf den hochalpinen und gefähr­
deten Baustellen verlorengeht. Nicht etwa, 
daß man jetzt erst Klage darüber führt . 
Wir haben zusammen mit den Abgeordneten 
der ÖVP aus den verschiedenen Bundes­
ländern, auch ein Vertreter der Opposition 
war dabei, zu wiederholten Malen persönlich 
vorgesprochen bei den zuständigen verant­
wortlichen Beamten, beim Herrn Landwirt­
schaftsminister ·lng. Hartmann beziehungs­
weise bei seinem verehrten Vorgänger, dem 
Herrn Minister Thoma ; Sie werden sich ja 
erinnern, Herr Minister, wie oft wir Ihnen 
zur Last gefallen sind mit diesen unseren 
Sorgen. Und wir zogen dann zusammen 
zum Herrn Finanzminister , weil der Herr 
Landwirtschaftsminister uns erklaren mußte, 
er habe nach den Abstrichen des Budgets, 
nach den Richtlinien für die Aufwendungen 
der Mittel aus dem Katastrophenfonds keine 
Möglichkeit, von sich selber heraus zu eut-
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scheiden. So zogen wir zu Kamitz, begehrten i verlorengegangen . Für diese Maßnahmen 
in konkreten Vorschlägen, man möge Be- aber sind überhaupt keine Mittel da . Es be­
träge aus dem Fonds für 1961 vorziehen und durfte der vollen Anstrengungen. Bitte, Herr 
die fälligen Mittel für 1960 - das war im Dr. Schwer, wir sind nicht so unanständig, 
Vorsommer - Rchleunigst flüssig machen. einem Abgeordneten oder Minister, der nicht 
Da war überhaupt noch keine Anleihe auf- unserer Partei angehört, unsere Achtung und 
gelegt. unseren Dank zu versagen, wenn er sich 

,Ta wozu nun all die Dinge ? Da ist der 
Bericht über die Verhandlungen des National­
rates vom 18 .  September, und da teilt der 
Berichterstatter des Finanz- und Budget­
ausschusses diese gekürzten Beträge mit. 

Diese Ausführungen deshalb, weil sie der 
klare Beweis dafür sind, daß die Bundes­
regierung nicht einmal das eingehalten hat, 
was die Abgeordneten im Budget, im Bundes­
finanzgesetz für 1960, beschlossen haben, 
wo auch festgelegt war, welche Anwendung 
und Handhabung der Fondsmittel des Kata­
strophenfonds sie wünschen. Nicht einmal 
das wurde eingehalten. Ja so kann das 
nicht gehen, daß das Abgeordnetenhaus dann 
völlig ausgeschaltet 1?leibt ! Herr Minister ! 
Wir haben es bereits im Ausschuß gesagt, 
daß die Ministerkommission, die für die Ver­
teilung der Mittel im Gesetz vorgesehen ist, 
keineswegs, bei weitem nicht, so entschieden 
hat, wie die Abgeordneten der betroffenen 
Bundesländer und Katastrophengebiete dies 
beschlossen haben und wie die einzelnen Ge­
biete auf Grund der entsprechenden Quali­
fikation der Vordringlichkeit bei Zuteilung 
der Anleihen und Zuschüsse hätten bedacht 
werden sollen. Das Ministerkomitee tagt 
wohl unter dem Vorsitz eines Landeshaupt­
mannes und eines zweiten Vertreters eines 
Bundeslandes, aber wer weiß denn besser als 
unsere verantwortlichen Fachleute der ver­
schiedenen Zweige des Wasserbaues, vor allem 
des Schutzwasserbaues, also unsere Ingenieure 
und Techniker, was am besten, am zweck­
mäßigsten für die schleunigste und erfolg­
reichste Behebung dieser Schäden gemacht 
werden muß und was zudem an Mitteln zur 
Vorkehrung für die zukünftige Sicherung 
in solchen Gebieten nötig ist ? 

Für die sogenannten vorbeugenden Maß­
nahmen ist nach den bisherigen Ausweisen 
des zuständigen Ministeriums überhaupt kein 
Geld, aufgewendet worden, weil keines mehr 
da war, obwohl seit 1952 ein Rückstand bei 
den vorbeugenden Maßnahmen vorhanden ist, 
also · für die bisher zweckmäßigen Bauvor­
haben wie die Lawinen- und Wildbach­
verbauung, zum Teil die Flußregulierung, 
die auch zum Schutz der menschlichen Wohn­
stätten und der Arbeitsplätze vorzunehmen ist. 
Wir Salzburger haben ja im Vorjahr eine Sint­
flut ohnegleichen erlebt, unendlich große Werte 
sind der Landwirtschaft auf Jahre hinaus 

wirklich für die Bevölkerung eingesetzt und 
durchgesetzt hat. Herr lng. Hartmann 
als der zuständige Minister hat sich redlich 
bemüht, aber er gab uns, als wir im Bud ­
get- und Finanzausschuß diese Dinge be­
handelten, darauf diese abweisende Antwort . 
Da tritt doch offensichtlich die ganze Ge­
ringschätzung der Abgeordneten zutage -
das muß nicht gerade beim Flußbau und 
der Wildbachverbauung sein, es gibt auch 
andere Dinge, wo man den Abgeordneten, 
hüben und drüben, von beiden Seiten, gering­
schätzig behandelt, ja unter Umständen haben 
wir nicht einmal, wie es sehr häufig beim 
Herrn Finanzminister Kamitz vorkam, eine 
Antwort erhalten auf die ernsten Probleme, 
auf die wirklich sorgenvollen Dinge in unseren 
Ländern und bei den Gemeinden. 

Darf ich noch vielleicht zum Abschluß sagen : 
Wir haben viele Gebiete, wo die Anrainer 
schon bei den vergangenen Katastrophen die 
Interessentenbeiträge nicht aufbringen konn­
ten. Wie soll denn das kleine Bäuerlein oder der 
Bauer bis zu einem mittleren Besitz, wie soll 
der Holz- ,  der Bauarbeiter, der Wegmacher, 
der dort in den Gebieten wohnt, oder der Holz­
knecht Geldmittel aufbringen, wenn daneben 
kilometerweit Grund und Boden weggerissen 
sind 1 Heute noch können Sie in Filzmoos und 
im Fritzbachtal sehen, wie bis weit hinauf in 
den Bergen oben die Bauernhäuschen zu 
rutschen beginnen, ein ganzes Gebiet durch. 
Und nun bringen die Menschen, wenn Bund 
und Land bereit sind, die im Wildbachverbau­
ungsgesetz vorgesehenen Interessenbeiträge von 
10 bis 15 Prozent nicht auf, weil sie für einen 
Bauaufwand von 500.000 S oder 1 Million 
Schilling - und das ist noch eine verhältnis­
mäßig kleinere Schadenstelle - den aliquoten 
Anteil nicht aufbringen können. Ebenso der 
daneben wohnende Arbeiter, der daneben 
wohnende Schuster meister, der sich ebenfalls 
ein kleines Häuschen gebaut hat. Was hat 
das dann für einen Sinn, wenn wir uns hier ab­
plagen, und es sind hier keine Vorkehrungen 
getroffen 1 

Wir haben daher Sie, hochverehrter Herr 
Minister, gebeten, einen Weg zu suchen, erstens 
zumindestens frühzeitig die Zuteilung der 
Mittel aus der Anleihe 1961 zu betreiben, 
zweitens in der weiteren Folge zu überprüfen, 
ob es nicht denkbar wäre, im Rahmen des 
Grünen Planes für 1 962 einige Mittel vorzu-
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sehen, damit man wenigstens den kleinen 
Bäuerlein und Waldbesitzern und so weiter 
durch Zuwendung von Unterstützungen be­
hilflich wäre und sie die Interessentenbeiträge 
aufbringen können. Denn bei Bauvorhaben, 
für die die Interessentenbeiträge nicht gesichert 
sind, kann das Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft mit den Wasserbau- oder 
Wildbachverbauungsarbeiten nicht beginnen ; 
zuerst müssen die Interessentenbeiträge gesi­
chert sein. Wir wären Ihnen daher wirklich red­
lich verbunden, wenn das ermöglicht werden 
könnte, daß man hier doch für die Zukunft vor­
sorgt. Denn es ist ja, verehrte Mitglieder des 
Hohen Hauses, beängstigend, weil man auch 
daran denken muß, daß die Rückzahlung 
der Gesamtanleihe in zwei, drei Jahren fällig 
wird und man daher auch einige Reserven 
anlegen muß. Die Mutter Natur schlägt 
manchmal so schrecklich zu. Die Ober­
österreicher haben das bei den Katastrophen 
schwer empfunden, ein Teil der Niederöster­
reicher , die da bei Krems entlang der Donau 
wohnen, und viele andere in Kärnten drüben 
ebenso. Nichts war da, um die dringendsten 
Bedürfnisse zu decken. Es gab keinen finan­
ziellen Reservefonds. Wäre es daher nicht 
zweckmäßig, für all das Reserven anzu­
legen � Wir haben schon zu wiederholten Malen 
solche Reservebildungen angeregt. Nicht 
allein wir Sozialisten, sondern auch die Abge­
ordneten Dr. Lechner und Dipl.-Ing. Pius Fink 
haben oft die Anlegung einer Reserve beraten 
und angestrebt. Bis heute war das nicht mög­
lich. Es wäre sicher sehr zweckmäßig, wenn 
rechtzeitig, also schon im Jahre 1961 , mit diesen 
Maßnahmen begonnen werden könnte. Auch 
die zuständigen Bundesminister müßten end­
lich bereit sein, die von den Abgeordneten des 
Hauses vorgetragenen Anliegen der Bundes­
länder etwas ernsthafter und etwas nachdrück­
licher zu behandeln. Auf diesem Gebiet ist 
manches zu wünschen übriggeblieben. 

Wir haben im Finanz- und Budgetausschuß 
den Herrn Minister Dipl.-Ing. Hartmann 
gefragt, was er bezüglich der großen Grund­
und Besitzverkäufe an Ausländer in ganz 
Österreich zu tun gedenke. Ich maße mir 
nicht an, über andere Bundesländer ein Urteil 
abzugeben. In unserem Land, in meinem 
Heimatland Salzburg, ist eine Reihe von sehr 
schönen Besitzungen, meistens mit Almwirt­
schaften,. mit lockeren Wäldern, Weidegebieten 
und so weiter an Ausländer verkauft worden. 
Solche Verkäufe erfolgen weiterhin. Diese 
Ausländer, deren Zahl immer mehr zunimmt, 
bezahlen zum Teil ganz enorme Preise. Die­
selbe Erscheinung zeigt sich bei der Verpach­
tung von Jagden. Wir haben den Herrn Mini­
ster gebeten, er möge auf die Bundesforste 
einen entsprechenden EinHuß nehmen. Man 

muß unsere Sorgen verstehen. Wir sind nun 
einmal aus den Bergen. Wenn auch viele 
abwandern - die Grauhaarigen, unsere BäuerIn, 
Holzknechte und Arbeiter, die bleiben dort ! 
Wann's a stockig und stoanig ist, aber es ist 
und bleibt unser Hoamatl ! Jetzt sollen 
große Teile dieser unserer schönen Heimat an 
Ausländer, zum Teil zu unverschämten Preisen, 
verschachert werden ! Jetzt sollen die Jagden 
an Italiener, an Deutsche, an Franzosen, an 
Engländer, ebenfalls zum Teil zu einem unver­
schämten Pachtschilling, verpachtet und damit 
den eigenen Menschen entfremdet werden ! 
(Abg. Dr. H ojeneder .- Sehr richtig I) Wir 
waren schon einmal sehr lange Zeit Emigranten 
in der eigenen Heimat. Wir schätzten die 
Freiheit erst, als wir sie verloren hatten. 
Sollen wir jetzt wieder unter die Kapitalvor­
herrschaft fremder Menschen kommen, bei 
denen das Geld keine Rolle spielt � Ja selbst 
unsere etwas besser situierten Menschen - der 
kleine Bürger, der Angestellte, der Arbeiter -, 
die sich bisher eine Jagd geleistet haben, 
kommen mit den hohen Pachtschillingen, die 
die Ausländer bieten, nicht mehr mit. Unsere 
alten ManderIn und der alte Wildschütz, 
der auch alt und gebrechlich wurde (Bericht­
erstatter Schei benreij :  Wildschütz?) - Sie 
waren einmal in jungen Jahren Wildschützen, 
und sind brave und riegelsame Bauern ge­
worden oder Eisenbahner oder irgend etwas 
anderes. (Abg. Dr. H ojeneder :  Eisenbahner ? 
Er ist entdeckt ! Heiterkeit.) Die Aus­
länder sind bemüht, gerade in den schönsten 
Gebieten, so zum Beispiel im Gasteiner Tal, 
in den Radstätter Tauern, durch Bezahlung 
enormer Beträge Grundstücke zu erwerben. 
Der Herr Präsident Grießner und wahrschein­
lich auch der Herr Abgeordnete Glaser werden 
es bestätigen. Beispielsweise wurden im Gebiet 
der Radstätter Tauern noch vor kurzem Gründe 
verkauft. Dort wächst nichts mehr als 
Schmieken und Latschen, von einem Wald 
keine Rede. In einer Höhe von 1900 m kostet 
aber der Quadratmeter 200 S !  Wer kann dort 
bauen ? Die große Firma Thyssen aus Deutsch­
land baut dort mehrere Häuser ; wir haben 
gar nichts dagegen, im Gegenteil ! Aber das 
bedeutet, daß sich der kleine Bäckermeister, 
der kleine Gewerbetreibende, der sich dort 
eine Werkstätte einrichten will, das nicht mehr 
leisten kann. Dies wäre noch das geringere. 
Diese Grundverkäufe bedeuten jedoch den 
Ausverkauf an unseren' Seeufern, an unseren 
Flußufern. 

Nun werden Sie sagen : Es ist j a  Sache der 
Landesgesetzgebung, diesen Ausverkauf zu 
verhindern. Ich muß anerkennenswerterweise 
sagen, daß sich die Landtage in Kärnten, in 
der Steiermark, in Salz burg, Tirol und zu 
unserer Freude auch in den übrigen Bundes-
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ländern in den letzten Jahren redlich bemüht 
haben, noch einiges zu retten. Aber vieles 
ging schon verloren. 

Nun sehen wir, daß gerade in den schönsten 
Gegenden Österreichs Grundstücke verkauft 
werden. Die Berge, die Gewässer, die Wälder, 
die gediegenen Ruheplätze sind doch unsere 
größten Aktivposten. Gerade dort finden wir 
aber Absperrungen, Verbotstafeln und anderes 
mehr. 

Ich will Sie nicht mehr weiter belasten. 
Ich habe hier eine schriftliche Darstellung von 
einem Großbauern aus Flachau bei Altenmarkt 
im Pongau. Dieser Großbauer hat eine Jagd 
an einen deutschen Magnaten verpachtet. 
Was ist dem Mann geschehen ? Der Vater 
starb inzwischen. Dieses Bauerngut , das 
mit einem Gasthofgut in Eben im Pongau 
in Verbindung steht und über ein Eigenjagd­
gebiet von 560 ha und eine sehr bedeutende 
Almwirtschaft verfügt, gehört dem jungen 
Besitzer Felix Anselmmi. Ich erläutere das 
nur als ein Beispiel von vielen. Was der Familie 
mitgespielt wurde ! Der Herr, der die Jagd 
gepachtet hat, hat die Familie unter Terror 
gesetzt. Ich nenne anständigerweise seinen 
Namen nicht, er würde mir zur Verfügung 
stehen. Ich bin selber ein alter Älpler, 
ich war doch jahrelang, von 1934 bis 1945, 
in der Landwirtschaft beschäftigt, soweit ich 
nicht eingesperrt war. Ich weiß schon, wie 
hart das Brot und wie groß die Arbeit ist. 
Da wurde die Familie dressiert : Sie müssen 
den Kühen, den Schafen, den Ziegen die 
Glocken abnehmen. Die Glocken dieser Tiere 
dürfen nicht mehr auf der Alm läuten. Die 
Melkerinnen und die Sennerinnen dürfen nicht 
vor 7 Uhr früh melken. (Abg. Dr. Schwer : 
Jodeln auch nicht? - Heiterkeit.) Wer hat 
da eine Ahnung, wie es dort ausschaut ? 

Ich will Sie nicht weiter ermüden. So werden 
Gebiete in unseren Alpen an Ausländer ver­
kauft. Herr Minister ! Sie haben auf unsere 
Bitte und Frage im Finanz- und Budget­
ausschuß anständigerweise geantwortet : " Was 
den Grundverkauf an Ausländer anlangt, 
ist darauf zu verweisen, daß der Verfassungs­
gerichtshof vor einigen Jahren das Bundes­
grundverkehrsgesetz aufgehoben hat, weil es 
sich um eine Landessache handle. Der Minister 
konnte daher den Landeshauptleuten nur 
empfehlen, durch entsprechende Handhabung 
der derzeitigen Landesgesetze eine Veraus­
Iänderung des österreichischen Grundbesitzes 
tunlichst zu vermeiden. "  

Herr Minister, wir ersuchen Sie, diese Fragen 
noch einmal zu überprüfen. Wir verstehen 
sehr wohl, daß Sie derzeit den Abgeordneten 
keine andere Auskunft oder auch keine andere 
Unterstützung zuteil werden lassen können. 

Aber wäre es nicht denkbar, daß zur Über­
prüfung dieser Frage eine Expertenkommis­
sion, bestehend aus Vertretern der Landwirt­
schaftskammern, Ihres Ministeriums und an­
derer berufener Kreise eingesetzt werden 
könnte ? Denn die Grundverkehrskommissionen 
da draußen in diesen Gebieten haben anschei­
nend bei der Behandlung solcher Dinge be­
deutende Lähmungserscheinungen. Man muß 
das verstehen, sie fürchten zum Teil auch die 
wirtschaftliche Abhängigkeit, wenn so ein 
reicher Herr daherkommt. Wir sehen ja, wie 
es unseren Landwirten und Almbauern in 
Flachau ergeht, die in die Fallstricke und 
Schlageisen dieser Menschen geraten. 

Wir wären daher Ihnen, sehr verehrter 
Herr Minister, aber auch den Abgeordneten 
der Österreichischen Volkspartei, die mit 
solchen Problemen zu tun haben, für ge­
eignete Maßnahmen außerordentlich dankbar. 
Deml wir haben nach wie vor alle Ursache, 
die Schönheit unserer eigenen Heimat zu 
pflegen, sie zu hegen und sie zu beschützen. 
Wir werden übermorgen im Lande Salz burg 
mit Vertretern der Presse reden. Wir haben 
uns mit dem österreichischen N aturschutz­
bund, der österreichischen Naturschutzjugend 
und den Naturfreunden vorläufig zu einer 
Arbeitsgemeinschaft zusammengetan . Da hat 
die Politik weit zurückzutreten. Wir wollen 
mit den Behörden, insbesondere mit den 
Forstbehörden, zusammenarbeiten. Wir haben 
die Landwirtschaftskammer gebeten, Ver­
treter in diese Fora zu entsenden. 

Die Schönheit und Pracht unserer Heimat 
veranlassen hunderttausende von Ausländern 
dazu, Geld und Ware zu bringen. Der Fremden­
verkehr ist über alle Kunst und Wissenschaft 
hinaus eine hohe Aktivpost für die kommenden 
Generationen. Wir, die gegenwärtige Genera­
tion alle Österreicher zusammen, müssen 
dah�r bemüht bleiben, diese Werte in einem 
hohen Maße zu bewahren und zu beschützen. 
(Beifall bei der SP(j und bei Abgeordneten 
der (j VP.) 

Präsident: Als nächster Redner kommt der 
Herr Abgeordnete Dr. Lechner zu Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Lechner : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Ein 
knappes Teilproblem aus der gesamten Proble­
matik der Agrarpolitik will ich herausgreifen : 
das Problem des Agrarexports, gesehen und 
erlebt vom Bergbauern aus. 

Der Export landwirtschaftlicher Produkte 
ist in der letzten Zeit vielfach diskutiert 
und leider vielfach auch in Mißkredit ge­
zogen worden. Wenn irgendein Wirtschafts­
zweig von sich sagen kann, daß er von jeher 
Export betrieben hat, dann ist es der Berg­
bauer, der von jeher alle diese " Naturräume 
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um die Hochalpen mit seinem hochwertigen 
Zuchtvieh versorgt hat. So war es immer, 
so ist es heute, und es wird immer so sein, 
weil es eben naturgegeben nicht anders sein 
kann. 

Der Bergbauer ist in der schwersten Be­
drohung. Er ist in die schlimmsten Aus­
wirkungen dadurch hineingeraten, daß diese 
naturgegebenen räumlichen Zusammenhänge 
in der letzten Zeit gestört worden sind. 
Diese Zusammenhänge sollen nun in der 
kommenden Zeit eine noch viel weitergehende, 
eine noch viel tiefer eingreifende Störung 
erfahren . 

Der Bergbauer hat seine allerwichtigste 
Einnahme und seine entscheidende Einnahme 
aus dem Zuchtvieh. Dieses Zuchtvieh muß 
in einem immer größeren Anteilverhältnis 
in das Ausland gebracht werden, weil eben 
das Inland immer weniger als Abnehmer 
in Betracht kommt. Für einen immer größeren 
Teil unserer Bergbauern und für einen immer 
größeren Anteil des Einkommens des Berg­
bauern ist es entscheidend, daß dieser Export 
in die benachbarten Staaten, die einmal 
Inland waren beziehungsweise immer Aus­
land waren, möglichst unbehindert, möglichst 
unbeschwert bleibt. Für die Bergbauern ist 
es eine entscheidende Frage, eine Lebensfrage, 
daß diese Wege in die naturgegebenen Absatz­
gebiete, also die Wege in den EWG-Raum, 
möglichst unbehindert bleiben. 

In der allerletzten Zeit hat sogar ein offi­
zielles Organ des Landwirtschaftsministeriums 
dankenswerterweise die außerordentliche Wich­
tigkeit dieses Exports und die daraus sich 
ergebenden Schlußfolgerungen herausgestellt. 
In der Zeitschrift "Der Förderungsdienst" 
heißt es : "N ach der letzten Entwicklung 
liegen also die Dinge so, daß der gemeinsame 
größere Markt zumindest von der alpen­
ländischen Landwirtschaft sogar gefordert wer­
den muß, um der drohenden Abschnürung 
von den bisherigen natürlichen Märkten zu 
entgehen. Da sich auch unsere Export­
industrie in einer ähnlichen Lage befindet, 
ist die Freihaltung beziehungsweise Wieder­
freilegung der Exportwege in den EWG-Raum 
ein Gesamtanliegen auch der österreichischen 
Wirtschaft." Es geht also darum, daß diese 
Diskriminierungen, die uns mit 1 .  Jänner 
des kommenden Jahres bevorstehen, im Wege 
unmittelbarer Vereinbarung, im Wege inner­
staatlicher Maßnahmen verhindert und über­
wunden oder ausgeglichen werden können, 
damit eben dieser unentbehrliche und un­
ersetzbare Absatzweg offenbleibt. 

Es geht aber auch darum, daß auf diesen 
Auslandsmärkten die Konkurrenzbedingungen 
für uns nicht willkürlich verschlechtert werden. 

Es geht darum, daß der ungünstige Start, 
den Österreich zum Beispiel in Italien gegen­
über der Schweiz hat, nicht noch dadurch 
verschlechtert wird, daß eben von der Schweiz 
noch zusätzlich höhere Exportprämien ge­
ge ben werden, um eben ihre Wett bewer bs­
fähigkeit umsomehr zu verstärken und um 
unsere WettbewerbRfähigkeit in gleichem Maße 
zu vermindern. 

Das wäre also wohl ein Anliegen, das im 
Rahmen der EFTA selber und der EFTA­
Partner zur Diskussion kommen könnte, näm­
lich daß die EFTA-Partner sich in einem 
gemeinsamen ausländischen Absatzgebiet als 
Partner einer Gemeinschaft bekennen und 
betätigen und sich danach verhalten. 

Es ist für die Bergbauern - das sei noch 
einmal gesagt - eine Lebensfrage, daß der 
Zuchtviehabsatz in die altüberlieferten Ab­
satzgebiete aufrecht bleibt und keine zusätz­
lichen Erschwernisse, keine zusätzlichen Ko­
stenerhöhungen und verminderte Einnahmen­
erlöse mit sich bringt. 

Es ist aber ein Zweites : Diese Verschärfung 
des Wettbewerbes, die Erschwerung der Be­
dingungen bringen es mit sich, daß immer 
bessere Qualität geschaffen werden muß. Da­
her ist es für die Bergbauerngebiete eine un­
bedingte Notwendigkeit, daß auch alle darauf 
abzielenden Möglichkeiten der Förderung mög­
lichst konzentrisch, möglichst massiert, mög­
lichst gezielt vor allem daraufhin gesteuert 
werden, jenen Produktionszweigen, jenen Pro­
duktionsgebieten, die eben in so großem Maße 
ihren Absatz und ihr Einkommen im Auslande 
sichern müssen, in solcher Weise besondere 
Chancen zu bieten. 

Der Grüne Plan bietet in einer größeren 
,Reihe von Maßnahmen verschiedene Möglich­
keiten. Der Grüne Plan soll ja auch vor 
allem eine Planung, ein Instrument der Struk­
turverbesserung, der Produktionsverbesserung, 
der Marktverbesserung bringen. Im Rahmen 
dessen ist es sicher in der Absicht des Herrn 
Bundesministers gelegen, diese Möglichkeiten 
und diese Mittel so zu steuern, so zu lenken 
und so zu zielen, daß sie vor allem in jenen 
Gebieten und in jenen Zweigen zum Einsatz 
kommen, wo der dringendste Bedarf, wo die 
größte Notwendigkeit und wo .vor allem in 
Hinblick auf den Export der größte Effekt 
erzielt werden kann. 

So möchte ich, sehr geehrter Herr Bundes­
minister, abschließend zu diesem besonderen 
Problem der Bergbauerngebiete, nämlich zu 
der besonderen Entwicklung, die sich nach 
dem 1. Jänner ergeben wird, dem Wunsche 
und der Erwartung der Bergbauern Ausdruck 
geben, daß man alle Möglichkeiten vorkehrt, 
daß man alle Mittel in Anspruch nimmt, 
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um alle Erschwerungen, alle Behinderungen 
zu verhüten und auszugleichen. 

Zu guter Letzt kann im Interesse der Berg­
bauern nichts anderes zum Gesamtproblem 
der Integration gesagt werden, als in der 
Zeitschrift "Der Förderungsdienst" gesagt 
worden ist, daß nun grundsätzlich und all­
gemein alle Möglichkeiten ausgenützt werden 
mögen und zwar beschleunigt ausgenützt 
werden mögen, um eben diese Zerreißung, um 
diese Erschwerung der Wirtschaftsverbindung 
in diesem naturgegebenen gemeinsamen Raum 
möglichst bald zu mildern, möglichst bald 
überhaupt zu beseitigen. (Beifall bei der Ö V  P.) 

Präsident : Als nächster Redner kommt zu 
Wort die Frau Abgeordnete Marie Emhart. 
Ich erteile ihr das Wort. 

Abgeordnete Marie Emhart : Hohes Haus ! 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Die Viel­
falt der Probleme, die heute von den Ver­
tretern der Landwirtschaft hier aufgerollt 
wurden, greift ebenso vielfach in das Leben 
der Verbraucher ein. Ein Kollege von mir 
hat heute schon die Diskrepanz zwischen 
Erzeugung und Verbrauch aufgezeigt. 

Wenn ich nun heute hier für die Verbraucher 
das Wort ergreife, weil eben die Probleme 
so ineinander greifen , so bewegen mich vor 
allem zwei Dinge : Das ist erstens einmal 
die Milchauffettung, von der ich geglaubt 
habe, weil eine Reihe von Rednern, die gestern 
und heute zu den landwirtschaftlichen Proble­
men Stellung genommen haben, nichts von 
der Notwendigkeit der Auffettung gesprochen 
haben, sie sei bereits ad acta gelegt . Ein Lands­
mann von mir, der Herr Nationalrat Grießner, 
hat mich schwer enttäuscht, weil er betont 
hat : "Wir halten daran fest, und es muß 
aufgefettet werden !"  Ich habe mich also 
getäuscht ; es soll also aufgefettet werden. 
Und nun möchte ich den Standpunkt der Frau, 
der Hausfrau, der Mutter und der Konsumen­
ten hier vortragen. 

Unsere Frauen draußen haben vor allem das 
Bedürfnis, gute Milch zu bekommen, Milch 
von gesunden Kühen und einwandfreie Milch. 
Aber wir wissen ja auf Grund verschiedener 
fachlicher Erkenntnisse, daß auch die ab­
gefettete Milch alle Bestandteile , nie für 
die Gesundheit der Menschen, auch der Kinder, 
notwendig sind, enthält. Deswegen möchte 
ich zuerst s9,gen,  daß eine Auffettung in erster 
Linie die Milch verteuert. Wir alle haben uns 
ohne Unterschied der politischen Partei sehr 
gefreut, daß es ohne viel Gegenrede gelungen 
ist, den Rentnern ab 1. Jänner höhere Beträge 
zU geben, damit sie ihr Leben fristen können 
und ein bisserl was in ihren alten Tagen nach 
einem arbeitsreichen Leben vom Leben haben. 

Wir haben den Familien eine wirklich wert­
volle Hilfe zuteil werden lassen und haben 
uns darüber ebenfalls gefreut. Und jetzt sollen 
wir ihnen durch die Auffettung der Milch 
einen Teil dieses Geldes, das wir ihnen ge­
geben haben, wieder wegnehmen � Denn Auf­
fettung bedeutet VerteuenlJlg ! (Abg. Doktor 
Pi f f l- Per  ce v i 6 :  N aturbelassung bedeutet das ! 
- Abg. Mark : Aber auch Verteuerung !) Sie 
können sich nach mir noch zum Wort melden. 
(Zwischenrufe bei der Sp(j. - Abg. A l ten­
burger  : Ob ihr bei der Tariferhöhung bei der 
Gemeinde auch so sein werdet, werden wir erst 
sehen !) 

Ich möchte dazu nur sagen : Man kommt ja 
auch auf anderen Gebieten den Verbraucher­
gewohnheiten und den Verbraucherwünschen 
entgegen. Die Leute wollen heute kein fettes 
Schweinernes, und d'er Metzger zieht den 
Speck ab und verkauft ihn, und wenn er ihn 
nicht anbringt, dann gibt er den Speck sogar 
zu verbilligtem Preis für die Seifenerzeugung. 
Warum sollen die Hausfrauen, die die Knödel 
aus Germteig gern mit der abgerahmten Milch 
machen, nicht eine fettärmere, aber dafür 
billigere Milch für diesen Zweck bekommen � 
(Abg. Dr. Schwe r :  Warum ist dann die 
Kohle trotz Überproduktion teurer geworden � -
Abg. S trass e r :  Die ist au/gefettet worden !) 
Ich rede jetzt zu den Problemen der Land­
wirtschaft, und meine Kollegen haben zu dem 
Kohlenproblem gesprochen. (Anhaltende Zwi­
schenrufe. - Abg. A igne r :  Das ist die fette 
Ruhrkohle ! ) 

Ich bin überzeugt davon und ich weiß, 
daß es Leute gibt, die diät leben und die 
sich eine fettreichere Milch kaufen würden, 
weil sie sich sonst beim Essen einen Zwang 
auferlegen müßten. Aber ich kenne auch die 
Gewohnheiten in der Familie. Da wird separat 
die Zuspeis eingebrannt, und da werden die 
Erdäpfel geröstet ; und man braucht also, 
wenn man für den Durst dann noch Milch 
trinkt, bestimmt nicht die aufgefettete, man 
kann die entrahmte oder weniger fettreiche 
kaufen, und sie kommt billiger. (Abg. A l te n­
b u rge r :  Sie brennt mehr an, die blaue Milch !) 
Herr Altenburger ! Ich glaube, Sie haben eine 
Hausfrau zu Hause, vielleicht sogar eine recht 
gute ; fragen Sie die eigene Frau, ob sie nicht 
selbst sagt : Meine Knödel, meinen Buchtel­
teig mache ich mit der abgerahmten oder mit 
der billigen Milch ! Es müßte also auf jeden 
Fall den Verhraucherwünschen und den Ver­
brauchergewohnheiten hinsichtlich der Milch 
Rechnung getragen ,verden. (Abg. Sche iben­
r e i f :  Und den Notwendigkeiten der Klein­
bauern nicht ?) 

Nun z u  den Buttervorräten. Es hat eine 
Zeit gegeben, in der der Buttervorrat geringer 
geworden ist, aber jetzt hören wir wieder von 
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Butterbergen. Wir haben heute von ver­
schiedenen Rednern gehört, daß die Sub­
vention für die lfilch mehr als 900 Millionen 
Schilling ausmacht, und ein großer Teil 
dieser Subvention geht ins Ausland, damit die 
Engländer, die Italiener oder ein Teil der 
Bevölkerung in , deutschen Bundesrepublik 
billige Butter kriegen. Bei den Exporten haben 
wir pro Kilogramm Butter 15 bis 1 7  S be­
kommen. Wissen Sie, wie teuer die Haus­
frauen in Österreich die viel schlechtere 
Margarine bezahlen 1 Bei einem Preis z wischen 
14 und 1 9  S streichen unsere Mütter die Mar­
garine aufs Brot, während der Butter um 
15 oder um 17 S ins Ausland geht. Das darf 
nicht der Weisheit letzter Schluß sein, und 
man muß sich bemühen, einen anderen Weg 
zu finden. (Zwischenruf des Abg. Doktor 
Schwer.) Ich könnte Ihnen ein Rezept geben, 
damit der Butterberg bezwungen wird. 
Wir brauchen keine Expedition, um ihn zu 
bezwingen : Suchen wir einen Weg, damit die 
Butter billiger wird, und der Berg wird von 
selber verschwinden. (Beifall bei der SPO.) 
Ich glaube, es gäbe genug Möglichkeiten. 

Ich komme sehr oft mit Hausfrauen zu­
sammen und ich weiß, daß viele Hausfrauen 
sagen : Natürlich würde ich lieber Butter, 
wenn er billiger wäre, kaufen. 35,20 S pro 
Kilogramm Butter - das ist für einen Brot­
aufstrich tatsächlich zu teuer bei dem Ein­
kommen der kleinen Leute. Trachten wir 
also, daß auf verschiedenen Gebieten statt 
Margarine Butter verwendet wird, dann wird 
der Butterberg kleiner werden. 

Ich habe mir von Leuten erzählen lassen, 
wie groß die Quanten sind, die die Zucker­
bäcker verarbeiten. Vielleicht könnte man 
ihnen sagen, daß sie statt Margarine Butter 
kaufen sollen. Ich weiß, daß in den Alters­
heimen, in denen lauter Rentner sind, die nur 
geringe Tagesverpßegskosten zahlen können, 
weil sie nicht viel haben - die Tagesverpßegs­
kosten liegen meist zwischen 1 5  und 1 7  S -, 
die Heimleitungen keinen Butter zum Kochen 
verwenden können. Würde man den Butter, 
den man Um 1 7  S oder gar nur um 15 S ins 
Ausland schickt, diesen Heimen zur Ver­
fügung stellen, dann würde ebenfalls der But­
terberg kleiner werden. (Abg . Dr. Schwe 'r :  
Das chemi8che Zeug im Prei8 hinauf, und die But­
ter herunter ! Einver8tanden, denn von der 
Butter wird niemand krank ! Das wäre eine 
Rede !) Gut, wenn wir einverstanden sind, 
dann werden wir wahrscheinlich gemeinsam 
einen Weg finden. 

Ich darf vielleicht in Erinnerung rufen, daß 
in den ersten zehn Monaten des heurigen Jahres 
aus ganz Österreich 4740 t Butter exportiert 
wurden. Das ist mehr als im vergangenen Jahr ; 
da wurden in zwölf Monaten 4580't Butter 

exportiert. Das heißt also, daß entweder 
wirklich weniger Butter verbraucht oder mehr 
Butter erzeugt wird. Nun müßte man auch 
einen Weg suchen, diese Diskrepanz zwi­
schen Erzeugung und Verbrauch irgendwie 
zu beseitigen. Wenn uns das nicht gelingt, 
dann werden, was heute schon ein Redner 
gesagt hat, die Buttervorräte weiter an­
wachsen. 

Ich habe als junges Mädchen schon einmal 
den Irrsinn der kapitalistischen Wirtschaft 
miterlebt, daß man den Weizen verbrannt 
hat, nicht deshalb, weil es in der Welt keine 
hungernden Menschen gegeben ,hätte, sondern 
weil man den Preis künstlich hochhalten wollte. 
Ich habe erlebt, daß man Kaffee im Meer 
versenkt hat und daß in reichen Ländern 
Tiere eingegraben wurden, als künstlicher 
Dünger verwendet wurden, um den Fleisch­
preis und den Viehpreis künstlich hochzuhalten. 
Ich glaube, daß wir einer solchen Narretei 
nicht schuldig werden dürfen. Es muß über­
holt sein, daß wir den billigen Jakob spielen 
und den Butter um 15 S ins Ausland schicken, 
weil er bei uns nicht gekauft werden kann. 
Das kann der Verbraucher und das kann die 
große Masse der Konsumenten einfach nicht 
verstehen. 

Ein Redner meiner Fraktion hat heute 
auch schon gesa:gt, daß auf beiden Seiten der 
Wille besteht, die vorhandenen Mängel zu 
beheben. Ich glaube an den guten Willen, 
und deswegen glaube ich auch daran, daß ein 
Weg gefunden wird. Was ich jetzt in bezug 
auf Butter und Milch gesagt habe, das trifft 
auf fast alle Agrarprodukte zu. Als Haus­
frauen erleben wir zum Beispiel, daß nur ein 
geringes Quantum ausländischer Frühkartoffeln 
eingeführt wird, und wenn dann schlechtes 
Wetter eintritt und die Inlandernte auf sich 
warten läßt, haben wir keinen Anschluß. 
Dann sind die ausländischen Erdäpfel gar, 
und die inländischen kommen noch nicht auf 
den Markt. Das haben wir in zwei oder drei 
Sommern erlebt. Natürlich muß man dies­
bezüglich einen Kontakt mit den Verbraucher­
organisationen herstellen . (Ruf bei der Ö V P :  
Mit dem Petrus !) Dann wird e s  möglich sein, 
die notwendigen Quantitäten zu sichern, damit 
keine Lücke für den Verbraucher entsteht 
und damit eine solche Situation nicht dazu 
führt, daß die inländische Ernte eventuell 
einen Preis erreicht, der den Verbraucher 
schwer schädigt. 

Herr Dr. Ka,ndutsch hat heute auch über 
die überforderte Bäuerin gesprochen. Mein 
Kollege vVinlder hat das" aufgegriffen und 
bestätigt, daß die Frau, die nicht nur Haus­
frau ist, sondern auch Mutter und obendrein 
einem Beruf nachgeht, tatsächlich ü berfor­
dert ist. Das gilt aber für alle Berufssparten 
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- ich unterstreiche das - :  für die Bäuerin, für 
die Frau, die auf dem Lande arbeitet, ebenso 
wie für die Frau, die in der Stadt oder im Ge­
'werbe oder in der Industrie tätig ist. 

Ich habe mich heute aber an noch etwas 
erinnert, und zwar daran, daß wir alles das, 
was wir Frauen gefordert haben und was wir 
erreichen wollten, dann erreichten, wenn die 
Männer mit uns waren. Wenn die Männer 
gesagt haben : Ja, das stimmt !,  dann haben 
wir etwa das allgemeine und gleiche Wahl­
recht bekommen, eben weil die ' Männer 
auch dafür waren. Wir haben in der letzten 
Zeit erreicht, daß die Männer die Arbeit 
der Frauen anerkannt haben. Sie haben ge­
sehen, daß es ohne die Frauen nicht geht. 
Wenn sie uns jetzt noch bestätigen, daß die 
Frau, die berufstätig und zugleich Mutter 
ist, überfordert ist, dann werden wir gemeinsam 
mit den Männern einen Weg finden, dieser Über­
forderung inZukunft durch bessereEinrichtungen 
für die berufstätigen Frauen und Mütter 
entgegenzuwirken. 

Mein Kollege Nationalrat Winkler hat heute 
auch davon gesprochen, daß man die Arbeit 
auf dem Lande nicht immer als ein Schreck­
gespenst hinstellen soll, sondern daß man auch 
von der Schönheit der Arbeit sprechen soll 
(Abg. Hattmannsdo rfe r :  Im Kuhstall !) und 
sich danach halten soll, damit die Leute 
bei dieser Arbeit mehr Freude empfinden. 
Ich möchte sagen : Das ist kein leeres Wort, 
daß es Menschen gibt, die nicht deshalb 
bei der Scholle bleiben, weil sie dort mehr haben, 
sondern sie bleiben aus Verbundenheit mit 
der Scholle auf dem Lande . Ich habe es sehr 
bedauert, daß (zur Ö VP gewendet) auf dieser, 
Seite manche gelacht haben, als der Abgeord­
nete Winkler von der' Schönheit der Arbeit 
gesprochen hat. 

Glauben Sie nicht, daß manchem Land­
ar beiter und mancher Landarbeiterin die Pflege 
des Brauchtums mehr Freude an ihrer 
Arbeit machen könnte ? Gerade in diesen 
Tagen erleben wir es doch, daß draußen 
auf dem Lande noch Brauchtum gepflegt 
wird. Vielleicht ist es manchem, der in 
der Stadt wohnt, fremd. Aber das Advent­
singen, das Heiligedreikönig-Singen, das 
Anglöckeln und, wenn Sie wollen, das Boden­
treten im Winter sind lauter Dinge, die dem 
Menschen auf dem Lande Freude machen. 
Und wenn man Freude und ein bisserl Zer­
streuung hat - das wissen wir alle -, freut 
einen die Arbeit viel mehr. Es wurden 
einmal von einem Berufenen die Worte ge­
prägt, daß die Arbeit das Leben verschönen 
kann, sie darf nur nicht zur Qual werden. 
Wenn wir uns da auf allen Seiten bemühen mit 
dem Bewußtsein, daß wir es können, dann 
braucht die Arbeit nicht zur Qual zu werden. 

Ich habe heute auch noch Worte über die 
Sicherung des Absatzes gehört. Wir müssen 
einen Weg finden, daß die in der Land wirt­
schaft erzeugten Produkte auch abgesetzt 
werden können. Darf ich Ihnen ein Rezept 
mitgeben : Sorgen wir dafür, daß die notwen­
dige Kaufkraft gesichert ist, dann wird auch 
der Absatz der landwirtschaftlichen Produkte 
gesichert sein ! Frauen, Rentner , Mütter und 
Kinder brauchen den Butter . Bemühen wir 
uns alle, einen Preis festzusetzen, der auch die 
Kaufkraft sichert, damit die Mütter, die heute 
noch gezwungen sind, ihren Kindern Mar­
garine . aufs Brot zu streichen, den Kindern 
Butter geben können ! (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident : Als nächster Redner kommt 
der Herr Abgeordnete Tödling zu Wort. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Tödling : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Mir kommt die be­
deutungsvolle Rolle zu, den Reigen zu be­
enden. (Abg. Mark: Verlassen Sie sich nicht 
darauf ! Vielleicht meldet sich noch einer !) 
Ich darf Ihnen sagen, ich werde Ihre Auf­
merksamkeit nicht allzulange in Anspruch 
nehmen. Allerdings ' müßte ich mich jetzt 
mit der Frau Abgeordneten Emhart in ein 
Zwiegespräch über Ernährungswissenschaft ein­
lassen, über die Milch im besonderen 
und natürlich auch über Einbrenn und 
Knödel .  (Heiterkeit.) Aber ich glaube, 
angesichts der fortgeschrittenen Zeit kann 
ich mir das ersparen. Außerdem wäre 
auch über "den Butter" vieles zu sagen 
(Ruf bei der SPÖ: Da bleibt einem das 
Knödel im Hals stecken !) , aber ich habe 
versprochen, nicht länger als 20 Minuten 
zu sprechen. (Abg. lJ!I ark: Schämen Sie 
sich nicht über diesen Hochmut ? - Abg. 
Wilhelmine M o i k: Das ist überheblt�ch ! Sie 
hat im' Dialekt gesprochen !) Herr Kollege, 
es steht Ihnen frei, auch mich zu kriti­
sieren. (Abg. Mark: Wir können nur sagen, 
Sie sollten sich schämen ! - Abg. Strasser: 
Fangen Sie nur an, aber wir werden sehen, 
ob Sie ein sehr gutes Deutsch sprechen !) Ein sehr 
gutes Deutsch. (Abg. Strass er: Ein sehr  
gutes Deutsch !) Ich werde mich bemühen, 
Herr Abgeordneter ! (Abg. Mark: Das ist 
keine Methode ! - Abg. Wilhelmine M o i k: 
Das ist überheblich !) Ich . lasse mich belehren, 
Herr Abgeordneter. (Abg. K o nir: In einer 
Agrardebatte, wo die Leute der Landwirtschaft 
sprechen, so anzufangen ! - Weitere Zwischen­
rufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Beim 
Wort ist der Herr Abgeordnete Tödling ! 

Abgeordneter Tödling (fortsetzend) : Ich bin 
auch ein Bauer, und ich werde mich bemühen, 
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Ihren Ansprüchen zu genügen. (Abg. K onir: 
Dann fragen Sie Ihre Kollegen, bei denen 
wir x-mal Gelegenheit gehabt hätten, zu kriti­
sieren ! - Abg. Marle: Das war nicht sehr 
vornehm ! - Der Präsident  gibt das Glocken­
zeichen.) Ich nehme es zur Kenntnis. Meine 
Damen und Herren ! Wollen wir in der Tonart 
weiterreden ? An mir liegt es nicht ! (Ruf 
bei der S PÖ: Sie haben ja angefangen I) Ja, 
Sie haben mich ja zurechtgewiesen. (Abg. 
Mark: Ja ! - Ruf bei der SPÖ: Er soll das 
zur -Kenntnis nehmen, dann lassen wir es I) 
Gut, um Ihren Wünschen zu genügen : Ich 
habe es zur Kenntnis genommen. (Ruf bei 
der SPÖ: Ein erster Friedensschluß 1 Abg. 
Stra sser: Er ist ein " Gentleman" ! - Abg. 
Mark: Mit Strupfen I) 

Nachdem der Verlauf der Debatte über 
die Landwirtschaft auch eine gewisse Speziali­
sierung gezeigt hat, möchte ich mir erlauben, 
ebenfalls zu einem Spezialbetriebszweig, näm­
lich zu unserer Obstwirtschaft und Obst­
verwertung, kurz Stellung nehmen. Mir scheint 
das auch deshalb notwendig, weil in der 
vorjährigen Budgetdebatte der Herr Abge­
ordnete Weihs Feststellungen getroffen und 
auch Kritik geübt hat und damit bewiesen 
hat, daß die sozialistische Fraktion regen 
Anteil auch an dem Geschehen auf dem Gebiet 
des Obstbaues nimmt. 

Ich komme auch gern - und bitte mir 
jetzt nicht wieder in die Rede zu fallen -
den Aufforderungen des Herrn Abgeordneten 
Voithofer nach, wenn er meint, daß wir hier 
die Wünsche all derer zu vertreten und anzu­
bringen haben, die wir zu vertreten haben 
oder zu vertreten vorgeben. 

Und jetzt - ich kann es nicht lassen -
muß ich in einer Frage dem Herrn Ab­
geordneten Voithofer entgegentreten. Ich 
werde hier nicht vom "Bäuerl" sprechen, 
sondern von unseren Bauern. (Abg. Lackne r: 
Das ist eben auch w1�ede1' eine Dialekt­
frage ! - Abg. St 1'asser: Sie geben vor, 
ihn zu vertreten 1 ) Ja, also in meinen Augen, 
wenn ich sage "Bäuerlein", so habe ich 
den Eindruck, man meint damit einen 
Menschen, der so - na, Sie wissen schon, 
was ich meine ! (Abg. K onir: Haben Sie 
gehört, daß Voithofer auch vom "Hoamatl" 
gesprochen hat ? - Abg. A l te n b u r g e r: Das 
ist ja eine Unterrichtsdebatte 1 JV ir sind bei 
der Landwirtschaft 1 - Heiterkeit . - Abg . 
Strasser: Es heißt nämlich auch "Stellung 
zu nehmen" und nicht "Stellung nehmen" ! -
Abg. Dr. Hofene der: Die Empfindlichkeit 
der Sozialisten I) Meine Damen und Her­
ren ! Ich möchte feststellen, daß ich nicht nur 
als Abgeordneter hier spreche, sondern auch als 
Bundesobmann unserer Obstbauverbände (Abg. 

Strasser: Hier sind Sie als Abgeordneter I) und 
damit für 20.000 obstbautreibende Bauern hier 
das Wort ergreife. (Abg. Strasser: Trotzdem 
sind Sie als Abgeordneter hier!) Aber ich ver­
trete sie ! (Abg. Dr. J. Gruber: Der Herr Präsi­
dent Olah hat auch als Präsident des Gewerk­
schaftsbundes hier schon gesprochen ! - JV eitere 
Zwischenrufe. ) 

Präsident (das Glockenze·ichen gebend) : Beim 
Wort ist der Herr Abgeordnete Tödling ! 
Ich bitt.; ihn, beim Wort zu bleiben. 

Abgeordneter Tödling (fortsetzend) : Obwohl 
ich auch ein Steirer bin wie mein Kollege 
Dr. Schwer, möchte ich Sie beruhigen : 
mein Thema beinhaltet keinerlei politische 
Brisanz . Ich werde mich hier mit Dingen 
beschäftigen, von denen meiner Meinung nach 
auch in diesem Hohen Hause einmal gesprochen 
werden muß .  

Wenn wir uns _ mit dem Marktgeschehen 
auf dem Gebiete der Obstversorgung auch nur 
flüchtig beschäftigen, müssen wir feststellen, 
daß sich in den letzten Jahrzehnten, speziell 
jedoch seit 1 945, ein beachtlicher Wandel 
vollzogen hat. In den ersten Nachkriegs­
j ahren war Obst ein Bestandteil der mensch­
lichen Ernährung und hat in Ermangelung 
anderer ausreichender Nahrungsmittel zum 
Sattessen Verwendung gefunden. Im Zuge 
des bis zum heutigen Tag anhaltenden wirt­
schaftlichen Aufschwunges, im Zuge einer 
wirtschaftlichen Konjunktur - und es ist 
erfreulich, daß wir diese Feststellung treffen 
können - müssen wir als Obstproduzenten 
feststellen, daß die Ansprüche des Verbrauchers 
wesentlich gestiegen sind. 

Ich muß sagen, diese Frage stellt für uns 
Produzenten ein beachtliches Problem dar . 
Wir stehen vor der Notwendigkeit, uns so 
rasch wie möglich den Markterfordernissen 
anzupassen. Daß wir uns noch nicht im 
befriedigenden Maße den Wünschen des Mark­
tes und den Käuferwünschen im besonderen 
anpassen konnten, ist naturbedingt. Wir kön­
nen in unserer Obstwirtschaft Umstellungen 
nicht in so kurzer Zeit vornehmen, wie es 
sicherlich auf anderen agrarischen Produktions­
gebieten möglich ist. Aber selbst bei Getreide 
und anderen Fruchtarten sind ein oder zwei 
Jahre hiezu notwendig. Erst recht ist es uns 
nicht möglich, etwa einer industriellen Umstel­
lung entsprechende Maßnahmen zu treffen. 

Erschwert werden diese Umstellungsmaß­
nahmen im besonderen Maße vor allem auch 
dadurch, daß es sich vielfach um bäuerlichen 
Kleinbesitz handelt. Die jahrelangen Be­
mühungen des Landwirtschaftsministeriums, 
der Landeskammern für Land'- und Forst­
wirtschaft und unserer Verbände haben be­
reits schöne Ergebnisse gebracht, und es war 
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bereits möglich, eine gewisse Trennung von I letztere Auswirkung für manchen unserer obst­
Selbstversorgerobstbau und Erwerbsobstbau erzeugenden Bauern sehr hart sein mag. 
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gestellt, und diese weisen 21 Apfel- und mit �ie minde.rwertige Ware, die wir als C-Ware 
15 Birnensorten auf. b�zeIChnen, mcht mehr auf den Markt kommen 
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die Notwendigkeit, . uns so rasch als möglich Handelsklassengesetzes werden uns vor neue 
den Markterfordermssen anzupassen. Ich darf 

I Probleme stellen beziehun sweise die bereits 
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Kaufer wegen,. sondern auch 1m eigenen die gute Ware, also für die bekannte Tafel­
Interesse, also 1m Interesse der Produzenten, ware, entsprechende Lagerungs- und Kühl­
zu entsprechen. lagerungsmöglichkeiten und Vermarktungsein-

Wenn man sich der Mühe unterzieht, das richtungen zu schaffen, um einen Aus­
Marktgeschehen zu verfolgen, kann man die gleich zwischen Produktions- und Konsum­
interessante Feststellung machen, daß gute spitzen zu finden. Herr Dr. Weihs, ich glaube 
und billige heimische Ware weniger gefragt hier mit Ihnen konform . zu gehen, ich habe 
ist als teure Importware. Sicherlich, ich gebe hier auch beinahe zur Gänze Ihre Worte 
daß zu, spielen gewisse Qualitätsuntei'schiede gebraucht. In dieser Frage sind wir uns also 
auch eine Rolle. wohl einig. Um dieses Ziel zu er­

In diesem Zusammenhang richte ich eine 
Bitte an die sozialistische Fraktion : auf ihre 
Vertreter, mit welchen wir, sei es auf 
Kammerebene oder in den Ministerien oder 
im besonderen im sogenannten Obst- und 
Gemüseparlament, zusammentreffen, ein­
zuwirken, daß uns in Anbetracht, der vorhin 
geschilderten Umstände und Schwierigkeiten 
ein entsprechendes Verständnis entgegenge­
bracht wird. Diese Bitte richte ich deshalb 
an die sozialistische Fraktion, da ich der 
Meinung bin, daß die Vertreter der Arbeiter­
kammer und des Innenministeriums sicherlich 
ihrem Einflußbereich angehören. Beim 
Bauernbund sind sie jedenfalls nicht. 

Hohes Haus ! Ich weiß schon, daß ein 
Appell an patriotische Gefühle bei uns 
nicht viel Sinn hat, aber das Beispiel der 
Schweiz zeigt, daß auch das möglich ist. 
Es wird dort die Praxis geübt, daß erst dann 
Obst importiert wird, wenn die heimische 
Ernte zur Gänze dem Verbrauch zugeführt ist. 
Wir wissen, daß wir noch viele Schwierig­
keiten zu beheben haben. Dies geschieht 
einerseits durch die Förderung und zum 
anderen vom Markt her, wenn auch diese 

reichen, ist selbstverständlich ein erheblicher 
finanzieller Aufwand nötig. Der Grüne Plan 
sieht ja Gelder für solche Maßnahmen vor, 
und ich darf die Hoffnung aussprechen, daß 
diese Maßnahmen auch zielführend sein wer­
den. 

Meine Damen und Herren !  Mit wenigen 
'\Vorten möchte ich auc;h die Finanzierung 
smmhl gmvisser :Föl'derungsmaßnahnlen 
sc-hlechthin als auch die Vergabe der Mittel 
aus dem Grünen Plan streifen. Bekannter­
maßen handelt es sich jetzt wieder im spe­
ziellen Fall bei der ohstbautreibenden Bauern­
schaft um eine ausgesprochen finanzschwache 
Gruppe. Bei der Errichtung notwendiger 
Vermarktungseinrichtungen können wir leider 
auf keine allzu große Selbstbeteiligung unserer 
Bauern rechnen. Ich bin daher der Meinung, 
daß man bei der Gewährung von Förde­
rungsmitteln des Bundes, im Zuge der normalen 
Maßnahmen, im Laufe der Zeit doch ein wir­
kungsvolleres Verhältnis zwischen Bundes­
und Landesmitteln als bisher finden soll. 
Es ist bekannt, daß das Verhältnis bei den 
Förderungsmaßnahmen immer 2 : 1 ist, 
daß also immer, wenn Bundesmittel 
beansprucht werden, ein Drittel in Form von 
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Landes mitte In bereitgestellt werden muß. Bei 
Finanzierungsmaßnahmen aus dem Grünen 
Plan ist meiner Auffassung nach auf eine 
Partnerleistung überhaupt zu verzichten, denn 
sonst müßte ja jedes Land letzten Endes 
auch eine Art Grünen Plan erstellen, und ich 
glaube, daß die Finanzreferenten der Länder 
hiezu wohl nein sagen müssen. (Ruf bei der 
SPÖ: Müssen ?) Ja, wer nicht hat, kann 
nicht geben, Herr Kollege ! 

Um auf die vorhin erwähnten neuen Schwie­
rigkeiten bei Schaffung des Handelsklassen­
gesetzes zurückzukommen, muß erwähnt wer­
den, daß sich der Anfall nicht marktgängiger 
Ware wesentlich erhöhen wird und unsere 
Verwertungsindustrie, unsere Verwertungs­
betriebe in eine schwierige Situation bringen 
wird. Ich möchte unberücksichtigt lassen, 
ob es sich hiebei um Betriebe in privater 
Hand, um Genossenschaften oder Gesellschaf­
ten handelt. Verwertungsbetriebe, welche sich 
mit der Herstellung alkoholfreier Obst- , Trau­
ben- oder Beerensäfte befassen, befinden sich 
heute in keiner rosigen Situation. Tat­
sache ist, daß sehr enge Beziehungen zwischen 
der bäuerlichen Obstproduktion und der indu-. 
striellen Verwertung bestehen. Das eine ist 
ohne das andere nicht denkbar, und ge­
statten Sie mir, daß ich hier auch auf spezielle 
Fragen der Verwertung eingehe. 

Man könnte heute der Meinung sein, daß 
auf Grund des vielfach im Zusammenhang 
mit der Motorisierung zu verzeichnenden Über­
ganges von alkoholischen Getränken zu alkohol­
freien Getränken die Hersteller solcher Ge­
tränke gut fundiert sind und sich in den 
besten Verhältnissen befinden müßten. Soweit 
sie Äpfel, Trauben oder Beeren als Rohstoffe 
verwenden, ist das leider nicht der Fall. Wir 
haben in Österreich eine jährliche Umsatz­
steigerung bei Limonaden, deren Herstellung 
und Haltbarmachung ich keinesfalls unter­
suchen will, von 25 bis 40 Prozent zu ver­
zeichnen, die heimischen Fruchtsäfte da­
gegen weisen lediglich Steigerungen von 2 bis 
6 Prozent auf. Unterzieht man den Zeit­
raum von 1950 bis 1960 einer Untersuchung, 
so kann man feststellen, daß der Absatz 
von heimischen Fruchtsaftgetränken von 
5'4.000 hl auf 82.000 hl angestiegen ist. Dem 
steht eine Umsatzentwicklung bei diversen 
Limonaden, Kracherln und' ähnlichen Geträn­
ken von 140.000 hl auf 1 ,500.000 hl gegenüber. 

Die Ursachen dieser mehr als ungleichen 
Umsatzentwicklung liegen _ vor allem darin, 
daß die Herstellung der erwähnten Limo­
naden - obwohl die Grundstoffe importiert 
werden müssen - 'wesentlich billiger ist als 
die Produktion unserer Natursäfte. Nicht 
unwesentlich ins Gewicht fällt dabei auch, 
daß unsere Säfte in Großgebinden oft übers 

Jahr gelagert werden müssen und die End­
produkte letzten Endes auch pasteurisiert 
werden müssen. 

Meine Damen und Herren ! Ich muß auch 
einige steuerliche Probleme streifen, auch 
wenn Sie mir entgegenhalten : Sagen Sie 
das Ihrem Finanzminister ! Ich darf Ihnen 
sagen : er weiß es. Unsere Verwertungs­
betrie be sind leider gezwungen, einen größeren 
Betrag an Umsatzsteuer auszulegen als etwa 
die Betriebe in Deutschland. Für den deutschen 
Süßmost sind 1 ,7  Prozent Umsatzsteuer zu 
zahlen, für den österreichischen 5,25 Prozent ; in 
Italien ist er steuerfrei, in der Schweiz eben­
falls. 

Gestern ist mir eine Resolution des Ober­
österreichischen Obstbautages zugegangen. In 
dieser wird auf die Belastung der heimischen 
Fruchtsäfte durch die Getränkesteuer hinge­
wiesen und diese mit Recht als absatzhemmend 
bezeichnet. 

Auf dem Ge biete der Getränkesteuer haben 
wir in Österreich eine vielfach nicht bekannte 
Situation zu verzeichnen. Das alkoholhältige 
Bier, welches auf andere Art sicherlich auch 
seine Besteuerung findet, ist aber von der 
Getränkesteuer befreit. Die Fruchtsaftge­
tränke und Fruchtsäfte werden als Genuß­
mittel bezeichnet und unterliegen einer Ge­
tränkesteuer von 10 Prozent. Man kann 
sagen, daß hier die Dinge nicht in unserem 
Sinne gehandhabt werden. Sie werden mir 
eimvenden : Die Getränkesteuer ist eine An­
gelegenheit der Gemeinden. Ich weiß das. 
Es ist auch klar, daß etwa die Gemeinde 
Wien nicht auf Millioneneinnahmen aus der 
Getränkesteuer verzichten kann, aber es wird 
künftighin unser Bemühen sein, auf den 
Finanzminister einzuwirken - und das möchte 
ich hiermit tun -, daß hier den Gemeinden 
in entsprechender Form ein Ausgleich 
gege ben wlrd, damit sie auf diese Ge­
tränkesteuer verzichten können. Wenn man 
der Meinung ist, daß der Konsum von hei­
mischen Fruchtgetränken gefördert und hei­
misches Obst nicht mehr dem Verderb preis­
gegeben werden soll, wird sich das Finanz­
ministerium bei einer neuerlichen Budget­
ersteIlung mit diesen Fragen beschäftigen 
müssen, sollen nicht wieder, wie etwa im Jahre 
1 958, einige tausend Waggons Obst verfaulen 
oder verfüttert werden müssen oder dem 
bäuerlichen Obsterzeuger, wie etwa in diesem 
Jahre, Preise geboten werden, bei denen man 
nicht weiß, ob damit das Einsammeln der 
Früchte oder der Transport zum Verwertungs­
betrieb Honorierung gefunden hat. Vom 
Decken des Pflegeaufwandes, der Kosten 
der Düngung und dergleichen kann bei In­
dustrieobstpreisen von 30 oder 40 Groschen 
wohl nicht die Rede sein. 
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Hohes Haus ! Es wäre naheliegend, alkohol­
freie Getränke, welche aus heimischen Roh­
stoffen hergestellt werden, zu echten und 
wirklichen Volksgetränken zu machen. Aber 
wie aus dem vorhin Geschilderten hervorgeht, 
ist dies leider nicht möglich. (Abg. Pölze r :  
Bei euren Preisen nicht ! ) Ja, das ist der 
Fall. 

Angesichts der unbefriedigenden Obst­
absatz- und -verwertungssituation könnte man 
nun der Meinung sein, daß wir doch versuchen 
sollten, auf den Auslandsmärkten unseren 
Absatz zu finden. Mit Frischobst wird, so­
fern es sich um ausgesprochene Tafelware 
handelt, der Markt von den heimischen Er­
zeugern leider Gottes noch nicht voll versorgt, 
jedoch hoffen wir, daß wir auch dieses Manko 
in den nächsten Jahren einigermaßen zu 
unseren Gunsten ausgleichen können. 

Die Voraussetzungen für den Export 
von Obst in verarbeiteter Form wären, zumin­
dest was die technischen Einrichtungen in 
Österreich betrifft, durchaus gegeben. Damit 
könnte man nicht marktgängiges Obst ver­
werten. Vor zwei Jahren haben wir versucht, 
Obstdicksäfte in Österreich zu erzeugen und 
zu exportieren. Dies ist eine Art der Ver­
wertung, welche ohne Zuhilfenahme jeglicher 
Konservierung möglich ist. Die Exportver­
suche sowohl vor zwei Jahren als auch in 
diesem Jahr haben leider gezeigt, daß wir 
auf dem deutschen Markt - und nur dieser 
kommt für uns in Frage - nicht ankommen 
und nicht konkurrenzfähig sind. Jugoslawien 
bietet dort zu Dumpingpreisen an, Frank­
reich hat Stützungsmaßnahmen ergriffen, sodaß 
die Exporteure in der Lage sind, das Kilo 
Dicksaft in Deutschland zu 80 Pfennig an­
zubieten. Außerdem macht sich auf dem 
Zollsektor bereits eine gewisse Diskriminierung 
bemerkbar. So ist zum Beispiel unser Dick­
saft bester Qualität durch Zoll und Aus­
gleichsabgabe mit 34 Prozent belastet. Die 
Ausfuhrrückvergütung von 5,78 Prozent ist 
keinesfalls in der Lage, die Situation zu 
erleichtern. Um die Verwertung der heimi­
schen Apfelernte in Hinkunft wirkungsvoller 
zu gestalten, muß die Landwirtschaft ver­
langen, daß das Ausfuhrförderungsgesetz des 
Jahres 1957 dahin gehend einer Änderung 
unterzogen wird, daß die Zolltarifnummer 
2007 A der Gruppe B gleichgestellt wird. 

Hohes Haus ! Der Abgeordnete Dr. Weihs 
- Herr Doktor, entschuldigen Sie, daß ich 
wieder auf Sie zu sprechen komme - hat 
in der vorjährigen Budgetdebatte dem Weg­
fall aller exportfördernden Maßnahmen das 
Wort geredet. Herr Abgeordneter ! Hiezu muß 
ich heute feststellen : Zumindest für das Ge­
biet, von dem ich spreche, ist das unsachlich 

und durchaus nicht im Sinne der echten und 
wirklichen Notwendigkeiten der Land­
wirtschaft. Ich hoffe, daß der nächste Grüne 
Plan auch auf diese Momente im vermehrten 
Ausmaß Rücksicht nimmt. 

Aber noch abschließend ein Wort zu diesem 
neuen österreichischen Produkt der Obst­
verwertung, zum Dicksaft : Die Verwendtmg 
dieses Produktes im Inland ist auch nur 
schwer möglich , da ihr überholte Bestim­
mungen des Lebensmittelkodex entgegen­
stehen. Im Sinne einer wirkungsvollen Obstver­
wertung besonders in Überschußjahren wurde 
seitens der Präsidentenkonferenz am 23. No­
vember 1 960 an das Sozialministerium bezie­
hungsweise an die Kodexkommission der Antrag 
gestellt, das Kodexkapitel B 7 der Zeit ent­
sprechend zu ändern und eine Verbesserung 
unserer Fruchtsäfte mit Dicksäften ohne 
Deklarationszwang zu gestatten. Die teil­
weise Zugabe von diesen Dicksäften zu den 
Fruchtgetränken hat für den Konsumenten 
den Vorteil, daß erstens eine einheitliche 
Qualität der Getränke gehalten �werden kann 
und zweitens Preisschwankungen vermieden 
werden können, da die Herstellung dieser 
Dicksäfte in erntereichen Jahren erfolgt und 
sie zur Preisstabilisierung etwa in ernte­
sch wachen Jahren herangezogen werden können. 
Für uns Bauern bildet diese Art der Verwer­
tung die Möglichkeit, in weitaus größerem 
Maße als bisher Obst der Verwertung zuzu­
führen. 

Meine Damen und Herren 1 Zusammen­
-fassend und abschließend darf ich sagen, 
daß die von mir aufgezeigten Wünsche -
ich habe eingangs erwähnt, es muß auch von 
diesen Dingen gesprochen werden ; ich möchte 
diese Wünsche als Forderungen bezeichnen -
bereits im kommenden Jahr wirklich Berück­
sichtigung finden müssen, denn die Existenz­
bedrohung unserer Obstbauern und der mit 
ihnen aufs engste verbundenen Obstverwer­
tungsbetriebe ist eine Tatsache, welche bei 
sachgemäßer Beurteilung nicht bestritten wer­
den kann. (Beifall bei der Ö V P.) 

Präsident : Bevor ich dem Herrn Bundes­
minister das Wort erteile, mache ich die 
Damen und Herren darauf aufmerksam, daß 
nach der Rede des Herrn Bundesministers die 
Abstimmung über die vier Punkte der heutigen 
Tagesordnung erfolgt. 

Nun bitte ich den Herrn Bundesminister, 
das Wort zu nehmen. 

Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Hartmann : Hohes Haus l 
Verehrte Damen und Herren ! Die heurigen 
Budgetverhandlungen haben insbesondere 
dadurch eine große Bedeutung gewonnen, 
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daß erstmalig gemeinsam mit dem nächst- I daß das Landwirtschaftsministerium einen 
jährigen Bundeshaushalt auch die Maßnahmen höheren Betrag vorschlug, den wir allerdings 
gemäß § 9 Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes erst in den kommenden Jahren erreichen 
beraten wurden. Die Ziele des Landwirtschafts- werden. 
gesetzes wurden wiederholt dargelegt. Sie Die Mittel, die in unserem Grünen Plan 
beziehen sich selbstverständlich auf die Land- vorgesehen sind, werden sehr häufig mit 
wirtschaft, also auf die Produktionsseite ein- den Mitteln verglichen, die im Grünen Plan 
schließlich der Landarbeiter, aber auch auf der Bundesrepublik Deutschland aufscheinen, 
die Konsumenten. Diese Tatsache kommt wo tatsächlich ein in summa bede te d 
bekanntlich �uch im Titel des Geset�es zum 

I höherer Förderungsbetrag vorgesehen 
u 

i�t. 
Ausdruc

.
�, mIt dem Maßnahmen zur �lcher�ng Rechnet man jedoch die Beträge zusammen, 

der Er�ahrung und zur Erhaltung emes wlrt- die in Österreich nicht im Grünen Plan, 
schaftlich gesunden Bauernstandes getroffen sondern in mehreren Kapiteln des Bundes­
werden sollen. haushaltes aufscheinen,  die aber im Gegensatz 

Die nach den Bestimmungen des Land- hiezu in der Bundesrepublik Deutschland 
wirtschaftsgesetzes, im sogenannten Grünen in den Grünen Plan selbst aufgenommen sind, 
Plan, von der Bundesregierung dem Nationalrat dann können wir einen Vergleich zwischen 
vorgeschlagenen Maßnahmen beinhalten ! Österreich und der Bundesrepublik Deutsch­
- auch das ist heute schon betont worden - land ohne weiteres bestehen. 
keine Geschenke an die Landwirtschaft. Die Daß das Landwirtschaftsgesetz kein All­
in Aussicht genommenen Maßnahmen sollen heilmittel ist, wurde in all den letzten 
v�elm�hr de� . S�lbstbehauptu�gswillen . und Monaten und - ich möchte fast sagen _ 
dIe �lgene ImtlatI':"� der landwITtschafth?hen Jahren wiederholt festgestellt. Wer daher 
B�tflebe und Ihrer Inhaber fe.stIgen. ' zum Beispiel jetzt im Zusammenhang mit 
DIese Maßnahmen sollen vor allem dort wIrksam dem unerwartet hohen Zuckerrübenüberschuß 
werden, wo der einzelne Betrieb außerstande über die Wirkungen des Landwirtschafts­
wäre, allein aus eigener Kraft den notwendigen gesetzes oder über unsere Marktordnungs­
Fortschritt zu erzielen. Die notwendige Er- gesetzgebung enttäuscht ist, der hat den 
höhung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- Inhalt des Landwirtschaftsgesetzes und unserer 
wirtschaft könnte ohne die in den letzten Marktordnung entweder nie gekannt oder 
Jahren so oft bewährte und vorbildliche nie verstanden. Mit unserer agraren Markt­
Initiative der Bauernschaft nicht erreicht ordnung nach dem Marktordnungsgesetz, die 
werden. nun auf Grund des Landwirtschaftsgesetzes 

Erfreulicherweise zeigt unsere Bauern- erweitert werden soll, wenn es notwendig 
jugend in immer höherem Maße einen aner- ist, können wir Marktschwächen, die etwa 
kenllenswert hohen Fortschrittsgeist. Dies im Laufe einer Vegetationsperiode auftreten, 
kann als eine sehr positive Auswirkung der lindern oder beheben. In den let.zten Jahren 
seit Jahren von der öffent.lichen Hand bewußt ist das bei einer Reihe von Produktions­
geförderten Ausbildung unserer Bauernjugend zweigen geschehen. Es waren dabei bisweilen 
in de� landwirtschaftlichen Mittel- ,  Fach- Ul�d I· ziemliche Schwierigkeiten zu überwinden. 
Fortbildungsschule

.�1. g�wertet wer:len. �le Ich möchte Ihnen zum Beispiel sagen, daß 
heranwachsende bauerhche . GeneratlO� macl1t auch in dieser Woche solche Marktentlastungs­
zu 

.. 
u�1.sere� Freude von diesen AUSblldUngS- j maßn?uhmen erforderlich gewesen sind, denn 

moghchkelten Gebrauch. es waren am Montag dieser ·Woche auf dem 
Die Wirkungen der in den nächsten Jahren I Rindermarkt in St. Marx um 290 Stück 

auf Grund des Landwirtschaftsgeset.zes zu Lebendrinder zuviel angeliefert worden. Sie 
treffenden Maßnahmen werden umsomehr zur wurden im Einvernehmen mit den Wirtschafts­
Geltung kommen, je besser die fachliche gruppen und Behörden im Wege einer Markt­
Schulung und Beratung der Bauernschaft ist . entlastungsmaßnahme aufgekauft, werden auf 
Aus diesem Grunde soll die Wirtschaftsbera- Lager gelegt und dann auf den Markt ge­
tung noch mehr intensiviert werden. Im bracht, wenn der Konsum wieder aufnahms­
Grünen Plan sind auch hiefür einige Mittel fähiger geworden ist. Oder : Gestern erfolgte a1;lf 
vorgesehen. dem Lebendschweinemarkt in Wien eine Uber-

Am Landwirtschaftsgesetz und am Grünen belieferung um mehr als 1 200 Stück Schweine 
Plan wird eine oft sehr arge Kritik geübt - das aus dem Inland, die vom Konsum trotz der be­
war selbstverständlich zu erwarten -, wie vorstehenden Weihnachtsfeiertage niemals hät­
dies bei jeder Neueinführung der Fall ist . ten aufgenommen werden können. Auch sie 
Vor allem wird die Höhe des Betrages von wurden im Wege einer auf Grund des Markt-
200 Millionen Schilling gerügt. Dieser Betrag ordnungsgesetzes durchgeführten Marktent. 
wird als zu niedrig erachtet. Es ist richtig, l lastungsmaßnahme aus dem Markt genom-
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men, werden auf Lager gelegt und dem Konsum 
rechtzeitig zugeführt werden. 

Für die Verwertung von agrarischen Dauer­
überschüssen hat meines Wissens noch kein 
Land der Welt die richtige Formel gefunden. 
Das klassische Land mit enormen, gewaltigen 
Agrarüberschüssen sind derzeit die Vereinig­
ten Staaten von Nordamerika, zum Teil 

Meine Damen und Herren ! Es haben sich 
einige Herren, insbesondere der Herr Abge­
ordnete Dr. Weihs, sehr eingehend mit dem 
Grünen Bericht befaßt und festgestellt, was 
in diesem Bericht noch fehlt. Ich bin für diese 
Anregungen sehr dankbar, wir werden sie auf­
greifen und prüfen. 

Ich möchte Ihnen jetzt, wenn Sie gestatten, auch Kanada. Dort liegen ungeheure Agrar- nur in einigen wenigen Worten auch die vorräte, wir haben das heute schon gehört. Schwierigkeiten schildern, die sich unter 
Ich weiß nicht, das halbe oder das ganze Berücksichtigung einiger hier angeregter Fra­
österreichische Staatsbudget würde nicht aus- gen ergeben. Wir werden all das in der Kom­reichen, um allein die Kosten der Lagerung mission nach § 7 des Landwirtschaftsgesetzes und Verzinsung des dort festgehaltenen Kapi- selbstverständlich in Arbeit nehmen. 
tals abzudecken. (Abg. Lac k n e r :  Rund 
2,5 Millia·rden Schilling !) Also ungeheure Zunächst begegnet man, was die Feststellung 
Beträge. Das können sich die reichen Ameri- der Einkommensdisparität anlangt, Schritt 
kaner für diesen Zweck leisten, aber eine auf Schritt größten Schwierigkeiten.  Die 
Dauerlösung ist es nicht, denn was machen Volkseinkommensrechnung stellt den Anteil 
sie mit diesen Agrarüberschüssen � Sie ver- der Land- und Forstwirtschaft und den Anteil 
schenken sie in die sogenannten Entwick- der anderen Berufsgruppen am Volkseinkom­
lungsgebiete oder in die unterentwickelten men fest. Wir wissen absolut und prozentuell, 
Länder als Überschußgüter , weil eine andere wie groß der agrarische Anteil am N ettovolks­
Verwertung zurzeit nicht möglich ist. einkommen oder am Bruttonationalprodukt 

Amerika kann sich das leisten, Österreich und wie groß der nichtagrarische Anteil ist. 
wird sich das nie leisten können ; daher kommen (Abg. Lackner : Die Frage ist, ob es stimmt !) 
wir immer dann in die allergrößten Schwierig- Die weitere Frage ist nun die, wie ich jetzt 
keiten bezüglich der Verwertung von agrari- soeben gehört habe, ob denn das überhaupt 

stimmt. Es haben sich also noch keine sehen Erzeugnissen was ich jetzt 
für die landwirtschaftlichen Produkte sage, gescheiteren Leute gefunden als die, die diese 
gilt wahrscheinlich auch für die industriellen Berechnungen derzeit anstellen. (Abg. 

d bl h E ·  . La c k ne r :  Die Leute sind gescheit genug, sie un gewer ic en rzeugmsse -, wenn WIr . , . r darauf angewiesen sind, die Weltmärkte auf- wollen .�ur m?ht . )  �eme sehr. geehrten ��rren . 
zusuchen. Auf diesen Weltmärkten können Ich mochte Jetzt furwa�r n�cht po�e�lsle:en, 
wir die Preise nicht beeinflussen. Die Welt- I son�ern Ihnen nur sachlIch dIe SchwiengkeIten 
marktpreise werden ja von ganz anderen Fak- schIldern. 
toren als von den agrarischen Produktions- Es gibt auch eine Reihe anderer Methoden, 
kosten beeinflußt. Sie werden zunächst einmal indem man das agrarische Einkommen indi­
beeinflußt von der Menge der in der Welt viduell für den Einzelbetrieb oder für eine 
lagernden Vorräte. Sie werden zweitens be- Gruppe von ziemlich gleichartig gelagerten 
einflußt von den politischen Ereignissen auf Betrieben feststellt, was unsere Buchstellen 
der Welt - beides sind keine wirtschaftlichen seit Jahren, ja ich möchte sagen seit Jahr­
Faktoren -, und sie werden schließlich - wenn zehnten besorgen. Mit dem Einkommen welcher 
ich mich so brutal ausdrücken darf - von nichtagrarischen Person oder Personengruppe 
dem barfüßigen Lebensstandard beeinflußt, soll dieses agrarische Einkommen verglichen 
den die Neger bei der Erzeugung von ver- werden 1 Oder mit welchem Einkommen nicht­
schiedenen landwirtschaftlichen Produkten agrarischer Gruppen soll man das Einkommen 
haben oder nicht haben. Sozusagen der von bäuerlichen Betriebsgruppen vergleichen � 
Negerschweißstandard ist es , der letzten Endes Ich sage das hier nicht deshalb, weil wir dar­
den Weltmarktpreis bestimmt, aber nicht über etwa noch nicht nachgedacht hätten. 
die Produktionskosten in Afrika, in Amerika Im Gegenteil, man hat sich schon sehr stark 
oder sonstwo, und daher auch nicht die den Kopf darüber zerbrochen. Auch in anderen 
Produktionskosten, die in Österreich anfallen, Ländern sind schon seit Jahren Kommissionen 
einem Land mit verhältnismäßig, ja erfreulich tätig, in welchen Wissenschaftler, National­
hohem Lebensstandard. ökonomen, Soziologen, Professoren verschie-

Daraus ist auch zu entnehmen, wie not- dener anderer Wissensrichtungen, landwirt­
wendig und wichtig es ist - das ist heute auch schaftliche Betriebswirtschaftier und prak­
schon betont worden -, daß die zuzeiten tische Landwirte beraten, um einen möglichst 
geradezu existenzvernichtenden Wirkungen des objektiven Weg für die Feststellung dieser 
agrarischen Weltmarktes auf unsere heimische Einkommensdisparität zu finden. Und wie 
Landwirtschaft abgewehrt werden konnten. schwer es ist, .die Disparität einzudämmen, 
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geht beispielsweise auch aus einem Bericht I man es von der Bauernschaft verlangt hat 
eines anderen Staates hervor, in dem schon seit I - was ebenfalls ein langwieriger, j ahrelanger 
längerer Zeit ein Landwirtschaftsgesetz mit Weg gewesen ist -, jetzt plötzlich sagen : Weil 
ähnlichen Bestimmungen besteht. Dort hat im Dezember 1960 oder im Jahr 1961 voraus­
man gesagt, ein großer Erfolg sei erzielt sichtlich zuviel Milch erzeugt wird, muß jetzt 
worden, denn man konnte die Disparität vom I die Produktion eingeschränkt werden. Das 
Jahre X auf das Jahr Y um 1 � Prozent I ist ganz ausgeschlossen. Wir ' haben um 
einschränken. Insgesamt beträgt in diesem 1 7 1 .000 Kühe in Österreic.h weniger als vor 
Lande diese Disparität immer noch 25 Prozent. \ etwas mehr als 20 Jahren und erzeugen trotz­
Sie sehen, was für ein langwieriger, schwieriger · dem mehr Milch, weil sich ja auch - und das 
Weg mit kleinen Erfolgen Jahr für Jahr ge- ist eine Frage der Produktivitätssteigerung -
gangen werden muß ,  um das Ziel zu erreichen. die Arbeit der Züchter auswirkt. 

Oder : Ich bin gern bereit, die Berechnung Wenn Sie, verehrter Herr Dr. Kandutsch, 
des Mietwertes der bäuerlichen Wohnungen meinten, daß die entscheidende Aufgabe des 
- er wird mit 530 Millionen Schilling veran- Grünen Berichtes nicht erfüllt wurde und den 
schlagt - in die Einkommensrechnung der dort niedergelegten zahlreichen Ziffern und 
Land- und Forstwirtschaft aufzunehmen. Man Zahlen in Konsumentenkreisen eine gewisse 
muß daml auch die Aufwendungen für die Skepsis entgegengebracht wird, so muß ich 
Instandhaltung, für die Amortisation et cetera sagen, daß noch kein Baum auf einen Hieb 
in Abzug bringen. In der Einkommens- gefällt worden ist. Das war eine Erstlings­
rechnung für das landwirtschaftliche Ein- arbeit in Österreich. Auch in anderen Ländern 
kommen würde die Aufnahme des Bruttomiet- hat es in manchen Konsumentenkreisen große 
wertes und ein Abzug der Aufwendungen Aufregungen gegeben, als die Agmrier erst­
hiefür wahrscheinlich keine besonderen Aus- malig ihren Bericht vorlegten und die Offen­
wirkungen haben. Wir werden das aber legung ihrer Wirtschaftsrechnung durchführten. 
prüfen. Mittlerweile haben sich aber die Wogen auch 

Der Ansatz des Eigenverbrauches zum dort gelegt. 
Kleinhandelspreis - eine vieldiskutierte Frage Ich gebe zu, daß der Ausdruck, der dann 
sowohl in der Kommission, im Ausschuß, als und wann gebracht und heute auch gerügt 
auch heute - findet nach internationaler worden ist, der Ausdruck von einer "dro­
Regel dann Anwendung, wenn ein Paritäts- henden" Integration, vielleicht nicht am 
vergleich zwischen Landwirtschaft und Platze ist. Gemeint sind damit die Schwie­
Industrie gemacht wird, also das, was ich rigkeiten, die sich bei der Agrarintegration 
früher erwähnte. Dann allerdings sind als zwangsläufig ergeben müssen. Allein, ,venn 
Lohnanspruch des Bauern und seiner mit- man bedenkt, welch grundlegender Unterschied 
arbeitenden Familienangehörigen auch die zwischen den Produktionsbedingungen der 
Löhne vergleichbarer Berufsgruppen anzu- Landwirtschaft im Norden Europas und im 
setzen. So sagen es die internationalen Verein- Süden Europas ist, kann ich mir augenblick­
barungen beziehungsweise Empfehlungen. Wir lich eine Agrarintegration praktisch noch gar 
werden uns mit allen diesen Dingen befassen. nicht vorstellen. Ich kann mir auch noch 

Meine sehr verehrten Damen und Herren l nicht vorstellen, daß der Plan von Brüssel, 
Es ist außerordentlich schwer, in so kurzer wonach die Agrarpreise im EWG-Raum ange­
Zeit die diskutierte Frage der Produktions- glichen werden sollen, in naher Zeit Wirklich­
einschränkung in der Landwirtschaft zu er- keit wird. Das Niveau der Höchstpreisländer 
örtern. Die Anpassung der Produktion an soll heruntergesetzt, jenes der Niedrigpreis­
den Konsum und die Notwendigkeit der länder hinaufgesetzt werden. Man hat schon 
Steigerung der Produktivität kann man nicht \ ausgerechnet, in welchen Zeitetappen das zu ge­
gut in . cinem Atemzug nennen. Wir müssen schehen habe, was das pro Kilogramm Weizen, 
die Produktivität weiterhin erhöhen. Mit Zuckerrüben, Milch und Fleisch in Zukunft 
jeder Produktivitätserhöhung ist aber in der nach der Senkung und Anhebung der Preise 
Regel eine quantitative und qualitative Pro- kosten wird. Das kann ich mir nicht vor­
duktionssteigerung verbunden. Wir sollten stellen, denn wir haben in Europa westlich 
daher vor allem die Erzeugungskosten des Eisernen Vorhanges in manchen Ländern, 
senken können. Alles das sind Fragen, mit die der EWG angehören, noch so große Agrar­
denen wir uns dauernd befassen, die aber so reserven, die durch Preiserhöhungen mobilisiert 
unendlich schwer in die Wirklichkeit umzu- werden könnten, daß man ganz Europa mit 
setzen sind. Man kann eine industrielle Er- neuen Agrarüberschüssen überschwemmen 
zeugung stoppen, aber man kann nicht, nach- könnte. Eine solche Mobilisierung der jetzt · 
dem man j ahrelang gezwungen war, die ruhenden Produktionsreserven würde zweifellos 
Produktion von Milch und anderen landwirt- stattfinden, wenn man in den Niedrigstpreis­
schaftlichen Erzeugnissen zu steigern, weil ländern mit niedrigen Produktionskosten die 
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Preise erhöht und in anderen Ländern die · gemeinsam bemühen, diesen prozentuellen 
Preise senkt, obwohl die Produktionskosten I Anteil im kommenden Jahr zu erhöhen. Im 
bedeutend höher sind. Das sind Dinge, die kommenden Jahr sind die Chancen etwas 
sich nicht reimen. Sie werden noch ungeheure besser, weil das Jahr 1961 das erste Jahr ist, 
Schwierigkeiten hervorrufen. in welchem wir ein Kreditvolumen von 

Bezüglich qes Verhältnisses der EWG zur . 300 Millionen Schillin? zur .Verfü.gung .�abe.n 
EFTA sind wir bemüht die traditionellen werden, wovon allerdmgs em DrIttel fur dIe 
Handelsströme zwischen diesen beiden Wirt- Darlehensgewährung an Länder und Gemeinden 
schaftsorganisationen zu erhalten Erfreu- reserviert bleiben soll. Bis zum gestrigen Tage, 
licherweise wissen wir, daß auch p�ominente also bis zum 6. Dezember 1960, hat das Bundes­
Vertreter der EWG das gleiche Bestreben ministerium für Land- und Forstwirtschaft 

aus den Mitteln des Hochwasserschädenfonds haben, weil bedeutende Industrieexporte der 
EWG - bei der Bundesrepublik Deutschland für 463 Bauvorhaben 138,8 Millionen Schilling . 
sind es etwa zwei Drittel - in Nicht-EWG- erhalten. Da nicht alle Bauvorhaben im Jahre 
Länder, in EFTA-Länder, und zu einem 1961 beendet werden können, wird das Jahr 
erheblichen Teil auch nach Österreich gehen . 1961 für die Fortsetzung dieser Bauvorhaben 
Unsere Bemühungen in dieser Richtung werden mit rund- 135 Millionen Schilling vorbelastet. 

Es handelt sich hier um Bauvorhaben auf dem fortgesetzt. 
. . ' Gebiete des Flußbaues, der Wildbach- und W
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n Lawinenverbauung und des landwirtschaft-me rerer erren geor neten u er 1e oc - lichen Wasserbaues. wasserschädenfrage anlangt, so darf ich Ihnen 

sagen : Obwohl ich kein Prophet bin, erlaubte 
ich mir sowohl im Koalitionsausschuß als auch 
in einer Sitzung der Bundesregierung voraus­
zusagen, daß ich - ich sage es jetzt so, wie 
ich es wörtlich dort sagte, es war eine Über­
treibung, wie sich jetzt herausstellt - sowohl 
im Ausschuß als auch im Plenum des National­
rates "in der Luft zerrissen werde" ,  weil die 
Mittel im Ordinarium fur Flußbau, Wildbach-, 
Lawinenverbauung und so weiter nicht erhöht 
wurden. - Ich lebe noch . Ich danke Ihnen 
herzlich, daß Sie mich nicht in der Luft zer­
rissen haben. Aber immerhin, mit einigen 
Vorwürfen wurde ich, bedacht . 

Ich möchte Ihnen dazu folgendes sagen : Sie 
haben in den Zeitungen vermutlich einige Male 
gelesen, daß in den letzten Phasen der Ver­
handlungen über die Einigung über das 
Budget 1961  auch die Frage aktuell 'war, ob 
man 20, 15 oder 10 Prozent Kürzungen von 
den Anlagen- und Förderungskrediten in 
allen Ressorts vornehmen soll, um ein einiger­
maßen ausgeglichenes Budget zu erreichen. 
Es blieb bei 10 Prozent Kürzung der Er­
messenskredite, also der Anlagen- und För­
derungskredite. Es wird Ihnen aber hoffentlich 
nicht entgangen sein, daß bei den agrarischen 
Schutzwasserbautenkrediten, also im Ka­
pitel 19, keine 10prozentige Kürzung vor­
genommen wurde, weil die 10 Prozent, die die 
Kürzung betragen hätte, nämlich der Betrag 
von 8 Millionen Schilling, in das Extraordina­
rium überstellt werden konnten, und das war 
gar nicht so leicht durchsetz bar . 

Wenn ein Unvoreingenommener die sehr 
gut gemeinten Ausführungen mancher Herren 
zur Frage des Wasserbaues gehört hätte, so 
müßte er glauben, daß auf diesem Gebiete 
überhaupt nichts geschehen ist. Ich könnte 
Sie jetzt lange aufhalten, wenn ich aus­
führte, was dennoch in den Jahren 1959 und 
1960 durchgeführt wurde. Ich möchte Sie 
davor verschonen. Wir haben zum Beispiel 
im Jahre 1960 bei der Wildbach- und Lawinen­
verbauung auf insgesamt 500 Baustellen durch­
schnittlich 3200 Arbeiter beschäftigt. Es sind 
auch bei der Hochlagenaufforstung zur Hebung 
der Waldgrenze Fortschritte erzielt worden. 

Ich freue mich, daß dieses Hochwasser­
schäden-Fondsgesetz besteht und daß sich die 
Erkenntnis durchgesetzt hat, daß die volks­
wirtschaftliche Verzinsung und Amortisation 
dieser Anleihen sehr rentabel ist. Der Herr 
Abgeordnete Voithofer hat mit Recht darauf 
hingewiesen - und auch andere Herren haben 
dies getan -, daß im Jahre 1959 mancher schwere 
Schaden nur deshalb entstanden ist, weil man 
nicht rechtzeitig vorbeugen konnte. 

Hohes Haus ! Es ist schon in den vergan­
genen Jahren wiederholt in Aussicht genommen 
worden, nach der Verabschiedung des Land­
wirtschaftsgesetzes das Forstgesetz in Be­
arbeitung zu nehmen. Es hat mich sehr 
geschmerzt, im Finanzausschuß bei der Be­
ratung des Kapitels Land- und Forstwirt­
schaft hören zu müssen, daß die Forst­
wirtschaft ein Stiefkind des Landwirtschafts-
ministeriums sei und daß bisher noch jeder 

Gewiß hat das Bundesministerium für Land- Landwirtschaftsminister diese "Tradition" auf­
und Forstwirtschaft mit 70 Prozent einen zu rechterhalten habe. Die Forstwirtschaft ist 
geringen Anteil an den Mitteln, welche der nicht unser Stiefkind, sondern unser Sorgen­
Hochwasserschädenfonds zu vergeben hat. Ich kind, und Sorgenkinder werden bekanntlich 
möchte daher herzlich bitten, daß wir uns besonders fürsorglich betreut. Das wollen wir 
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auch tun. Ich möchte die Zahlen nicht wieder- Die Fragen des Grundverkehrs und der Jagd­
holen, die der Herr Abgeordnete Stürgkh verpachtung, Herr Abgeordneter Voithofer ,. 
bereits erwähnte, aus denen Sie entnehmen sind tatsächlich Angelegenheiten der Länder­
konnten, daß erstens nicht alles so schwarz ist, gesetzgebung. Aber ich habe bereits alle Ämter 
wie es oft gemalt wird, und zweitens, daß Fort- der Landesregierungen eingeladen, eine Be­
schritte erzielt werden konnten. Obwohl wir sprechung zu veranstalten, um diese wichtigen 
ein Landwirtschaftsgesetz haben, auf dem ein Angelegenheiten zu erörtern. Die benachbarte 
Grüner Plan aufbaut, haben wir doch auch die Schweiz hat jüngst sehr einschneidende Grund­
Forstwirtschaft im Grünen Plan nicht ver- verkehrsmaßnahmen getroffen. Ähnliches wol-
gessen. len auch wir in Angriff nehmen. 

Das in Bearbeitung befindliche Forstrechts- Das Obsthandelsklassengesetz werden wir 
bereinigungsgesetz soll regeln : die Fragen der beschleunigt bearbeiten. Wenn ich sage : be­
Holzbringung auf dem Lande, die Trift von schleunigt, so darf man nicht damit rechnen, Holz, die Fragen des Waldbrandschutzes, den daß der Gesetzentwurf schon in einigen wenigen 
Schutz vor Forstschädlingen, die Beschrän- Wochen in den Ministerrat oder ins Hohe Haus 
�ung des Kahlhiebes und �onstiger Eingriffe kommen wird, weil wir uns ja auch hier - das 
m den Waldbestand, dann dIe Frage der Forst- war ja der Hauptgrund für die lange Vor­
organe u?d Forstschutzo�?ane: Es soll ferner arbeit, die erforderlich war - an europäische 
regeln dIe Grundlagen fur dIe Forstschulen, 

I 
Normen halten müssen. 

für die forstliche Bundesversuchsanstalt, dann . 
die behördliche Überwachung der Wälder Me.me Dame� u�ld Herren ! Ich dan�e Ih�en 
und - ich habe die Anregung aufgegriffen _ herz�l?h, 

,
daß SIe SICh so rege an der DIsk�sslOn 

auch Wildschadensfragen, falls dies verfassungs- b��eII�gt naben. Ich . d�rf Ihnen als derz.eIt zu­
gesetzlich durchführbar ist . Ich habe dies- standlger RessortmIlllster empfe�len? dIe Vo:­
bezüglich bereits vor der Sitzung des Finanz- l�gen anzunehmen. lc.h hoffe, �Je s�nd damIt 
ausschusses, die sich mit der Beratung des en::erstan�en,. daß WIr den bauerhc�en Fa­
Kapitels Land- und Forstwirtschaft befaßte, mlhen,hetneb 111 Berg- , Flach- u�� Hugelland 
eine Umfrage bei den Ämtern der Landes- auch m Zukunft als das Ker��tuck und den 
regierungen veranlaßt. Außerdem wollen wir A�gelpunkt unser�r Ag:arpohtIk betr�cht�n. 
durch diese weitere Etappe der Forstrechts- DIe �nderen ��trlebs�roßenklass�n, dIe SIch 
bereinigung - das ist j a  noch nicht das Ende un: �Iese Fa�illenbetnebe .g�up�Jere�, f��ren 
der Arbeiten - ungefähr drei Dutzend derzeit �eI emer a�t�ven A�rarpo�Itlk �ur dIe bauer­
noch gültiger deutscher Vorschriften außer hchen Famlhenbetnebe SIcherlIch auch am 
Kraft setzen. besten. Wir brauchen die bäuerlichen Familien-

Schließlich kann ich Ihnen mitteilen daß der betriebe nicht nur aus wirtschaftlichen und 
Bundesband über die österreichisch� Wald- soziologischen Gründen, sondern wir brauchen 
standsaufnahme noch vor Weihnachten der einen wirtschaftlich gesunden Bauernstand 
Öffentlichkeit bekanntgegeben werden kann. z�r Sicherung der Ern�hrung und .�uc.h z�r 
Er ist fertiggestellt worden. Wir wollen aus die- SICherung unserer .staatlIc�en UnabhangigkeIt . 
sem jüngst fertig gewordenen Bundesband, also (Lebhafter allgeme�ner Betfall.) 
aus den Ergebnissen der gesamtöster:reichischen Präsident : Zum Wort ist niemand mehr ge­
Waldaufnahme, auch eine kurzgefaßte meldet. Die gemeinsame Debatte über den 
Volksausgabe machen, um auf möglichst Grünen Bericht (305 der Beilagen), über die 
breiter Basis die Fragen des Waldes zu publi- beiden Gesetzentwürfe, betreffend den Milch­
zieren und dadurch die Waldgesinnung in wirtschaftsfonds (31 7  und 318 der Beilagen) ,  
allen Kreisen der Bevölkerung nach Möglich- sowie die Budgetgruppe VIII ist damit g e­
keit zu heben. s c h los sen. Wünscht einer der Herren Bericht-

Es wäre verlockend, sehr viel über die Milch erstatter das Schlußwort 1 - Sie verzichten. 
zu sagen. Das erübrigt sich aber, weil sich ein Wir kommen daher zur Abstimmung. Komitee sehr eingehend mit diesen Fragen 
befaßt. Milch ist eines der wichtigsten Lebens- Bei der <,lbstim;ul-tf1'Y wird zunächst der 
mittel für jung und alt, gesund und krank und O'rl.lplN yn J :  Kap�tel 19 : . Land- . . und 
eines der wichtigsten Produkte der bäuerlichen F�rst.wt1'tschaft, und Kapttel 28 Tttel 3 :  Oster-
Mittel- Klein- und Bergwirtschaften. , rewhtsche Bundestorste, 

D ' H Ab d t N' 11 k in der beantragten Fassung unter Berücksichti-em er rn geor ne en Immervo ann I kf hZ b . h . . M h . h ·tt ·l d ß d' Z h "  f·· d' F" d gung der Druc e er enc tzgungen mtt e r-IC IDI el en, a Ie nsc usse ur Je or e- h ' d ' f ··ß · G h · 
d L d b 't . h '  1 " 1  t ett te ver aS8ungsma tge e n e  m t gung rung er an ar eI  erelgen elme er lOll wer- t 'Z den. Das Landwirtschaftsministerium hat er et t. 

hiezu bereits zugestimmt, es muß nur noch Hierauf wird der Bericht der Bundesregie­
der Weg zu den weiteren Instanzen zurück- rung gemäß § 9 AQ�. 2 des Landwirtschafts­
gelegt werden. gesetzes e i ns t immig  zur Kenntnis  genommen. 
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Anschließend werden in getrennter Abstimmung 
die Regierungsvorlage über die Abänderung des 

Bundesgesetzes, betreffend die Bedeckung des Ab­
ganges des Milchwirtschaftsfonds im Geschäfts­
jahr 1960, und 

die Regierungsvorlage, betreffend die Bedeckung 
de8 Abganges des Milchwirtschaftsfonds im 
Geschäftsjahr 1961, 
in zwei t er  und dr i t ter Lesung e ins t i mmig 
zum Beschluß erhoben. 

Präsident: Die Tagesordnung ist er­
s c h ö p ft.  

Die n ä c h s t e  Sitzung berufe ich für Montag, 
den 12 .  Dezember, 12 Uhr mittag, ein. Die 
Tagesordnung ist bereits verteilt. - Ein 
Einwand wird nicht erhoben. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s se n. 

Schlu13 der Sitzung: 17 Uhr 25 Minuten 
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